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Ulrich Janßen, Vorsitzender der 
Deutschen Journalistinnen- 
und Journalisten-Union (dju) in ver.di

Eröffnung
des 25. Journalistentages 
der dju/Fachgruppe Medien in ver.di 

Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen,

meine Damen und Herren,

liebe Gäste – oder zusammen gefasst, liebe

Freundinnen und Freunde der dju in ver.di!

Herzlich willkommen hier im Berliner ver.di-

Haus zum 25. Journalistentag von ver.di. Es ist

mir eine Freude, zusammen mit all den ehren-

amtlichen und hauptamtlichen Mitstreitern, Euch

hier zu begrüßen. Auch im Namen von Frank

Werneke, unserem Fachbereichsleiter und ver.di-

Vize, von dem ich Euch herzlich grüßen soll.

In Euer aller Namen begrüße ich unsere Refe-

renten:

• Kurt-Peter Christophersen

• Josef Otto Freudenreich

• Günter Bartsch

• Volker Gassner

• Thomas Wiegold

• und Vinzenz Wyss

Inez Kühn, Bereichsleiterin Medien, die uns

heute durchs Programm führt, wird uns die

Referentinnen und Referenten vor dem jeweili-

gen Beitrag vorstellen und auch die Diskussion

moderieren.

Die Kollegin Ursel Sieber musste sehr kurzfristig

aus ganz dringenden persönlichen Gründen

absagen. Was sie sehr bedauert. Gestern 

Morgen kam die Nachricht: Dirk von Gehlen ist

krank und kann nicht kommen. 

Das hat uns in eine Lage versetzte, die fast alle

von Euch aus ihrem beruflichen Alltag kennen:

Wenn das Blatt so gut wie fertig ist. Oder wenn

die Sendung steht – und auf einmal überstürzen

sich die Ereignisse. Der schöne Plan muss

umgeworfen werden, die Seite eins oder das

Programm geändert.

Ganz so arg war es bei uns nicht. Aber auch

wir mussten wegen der Absage ganz schnell

umdisponieren.

Für Ursel Sieber springt eine Kollegin in die 

Bresche, die ich Euch und Ihnen – sofern Ihr sie

noch nicht kennt – zugleich als unsere neue

dju-Bundesgeschäftsführerin vorstellen will:

Cornelia Haß. „Unter Einfluss“ ist der Titel

unseres 25. Journalistentags. Und dazu trägt

Conny Haß Lobbyismus-Beobachtungen bei, die

sie als ver.di-Pressesprecherin in Zusammenhang

mit dem Karstadt-Verkauf gemacht hat.

Und für Dirk von Gehlen ist noch kurzfristiger

Thomas Wiegold eingesprungen.

Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen,

wir haben einen Grund innezuhalten, einen

traurigen Grund. Unsere Kollegin Jutta Klebon

ist vor wenigen Tagen gestorben. Ich bitte Euch,

mit uns zusammen ihrer zu gedenken. Jutta

war viele Jahre Mediensekretärin in Nordrhein-

Westfalen. Sie hat die dju-Arbeit dort begleitet

und geprägt. Sie wurde nur 53 Jahre alt.

4 . . . . . . .   .



Ich danke Euch. 

Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen:

„Unter Einfluss“ der Titel unseres Journalisten-

tages benennt ein berufspolitisches Thema, das

in unserem Berufsalltag, bei unserer Arbeit als

Journalistinnen und Journalisten, eine Rolle

spielt wie kaum ein anderes.

Die Wahl dieses übergeordneten Themas, die

Beiträge unserer Referentinnen und Referenten

und die sich daraus hoffentlich ergebenden Dis-

kussionen – all dies soll wirken.

Das ist das Ziel: Im Arbeitsalltag wirken, wo wir

ständig interessengesteuerten Fremdeinflüssen

ausgesetzt sind. Oder ausgeliefert?

Und – mal ehrlich – wo im Produktionsdruck

oft zu wenig Raum ist, darüber zu reflektieren.

Weder als freie Journalisten, noch als festange-

stellte erfreuen wir uns ja in der Regel Arbeits-

bedingungen, die diese Reflexion fördern.

Selbst wenn man unterstellt, dass die kritische

und selbstkritische Auseinandersetzung mit die-

sem Thema in allen Redaktionen erwünscht

ist – woran ich zweifle – selbst dann müssen

wir konstatieren: knappes Personal, erhöhtes

Arbeitstempo, verdichtete Arbeit, Aufgaben -

zuwachs, Überstunden, Entgrenzung zwischen

Erwerbsarbeit und Privatleben.

All das sind Hürden, die überwunden oder aus

dem Weg geräumt werden müssen, um dem

Ziel näher zu kommen: Dem Ziel hochwertiger

Arbeit, die einhergeht mit der Qualität unserer

journalistischen Produkte.

Liebe Kolleginnen und Kollegen,

Berufspolitik ist ja kein Randthema in der

Gewerkschaft. Sie ist eng verknüpft mit dem

Kampf um gute Arbeitsbedingungen für feste

und freie Kolleginnen und Kollegen.

Wir machen Berufspolitik nicht der Vollständig-

keit wegen. Nicht zur Abrundung. Nein: Tarif-

politik ist auch Berufspolitik.

Dass es uns in der jüngsten Tarifrunde der Jour-

nalistinnen und Journalisten an Tageszeitungen

gelungen ist, die Angriffe der Verleger und 

Verlagsmanager auf den Journalistenberuf

abzuwehren – dieser Erfolg hat wesentlich

damit zu tun, dass wir diese Verknüpfung 

deutlich gemacht haben. Wir haben den Wert

des Journalismus zum öffentlichen Thema der

Tarifrunde gemacht. Und wir haben den Ver-

such der Manager abgewehrt, unseren Beruf

abzuwerten mit einem Tarifvertrag II für junge

Redakteurinnen und Redakteure. Auch ich weiß:

Unser Gehaltsabschluss war mager.

Und bei der Durchsetzung der Vergütungs -

regeln der freien Kolleginnen und Kollegen sind

wir noch lange nicht so weit wie erhofft. Da

gibt’s noch ganz viel Arbeit. Ich will da gar

nichts schön reden.

Aber! Was den streikenden Kolleginnen und

Kollegen im Kampf für Qualität und Wert unse-

rer Arbeit gelungen ist, das nenne ich einen

berufspolitischen-tarifpolitischen Erfolg.

Liebe Kolleginnen und Kollegen,

Ich wünsche Euch für den heutigen Tag Freude

und Anregungen und ein gutes Miteinander.

Damit ist der 25. Journalistentag der dju in

ver.di eröffnet. Genießt ihn.

Eröffnungsreferat. . . . . 5
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Inez Kühn
Bereichsleiterin Medien und Publizistik

Schönen guten Morgen auch noch einmal von

mir. Ich bin Inez Kühn, ich bin die Bereichsleite-

rin Medien und Publizistik hier in der Bundes-

verwaltung. Dazu gehört auch die Arbeit mit

und in der dju. Ich werde durch den heutigen

Tag führen, die Referenten nochmal kurz vor-

stellen und bin auch ansprechbar für organi -

satorische und andere Fragen. 

Wir haben ein enges, allerdings auch ein sehr

spannendes Programm, wie ich versprechen darf.

Dann können wir beginnen. Das tun wir im

prallen Leben einer real existierenden Lokal -

redaktion. Ich stelle Euch vor: Kurt-Peter Chris-

tophersen. Während du nach vorne gehst, kann

ich noch was sagen. 

Kurt-Peter Christophersen war bis zu seinem

kürzlich erfolgten Ruhestand bzw. seiner Alters-

teilzeit, Chefkor respondent Landespolitik für 

die Redaktions gemeinschaft Nordsee mit sieben

angeschlossenen Zeitungen im Elbe-Weser-Raum.

Dazu gehört auch das „Stader Tageblatt“, 

von dem übrigens auch ich komme, deren

Redaktion Kurt-Peter (auch Kuttel genannt) von

1984 – 2001 geleitet hat. 

Ältere Semester unter Euch kennen ihn viel-

leicht noch als stellvertretenden Direktor des

Journalistenzentrums in Hagen. 

Kuttel hat drei Beispiele aus der Praxis mitge-

bracht:

1. Wie ein großer dicker Kanzler kleinen Lokal-

reportern das Leben schwer macht oder die 

Folgen eines Wahlkampfauftrittes. Ganz span-

nend, kann ich euch versprechen, war live dabei.

2. Wie ein frecher Kommentar richtig Anzeigen-

umsatz und einem Kollegen den Job gekostet

hat.

3. Alle sind lieb zueinander. Wie Journalisten

sich von Politikern einlullen lassen.

Kuttels Erfahrung trifft in das Herz gewerk-

schaftlicher Arbeit. Zitat: „Es braucht vernünfti-

ge Arbeitsbedingungen und ein ordentliches

Gehalt, das den Rücken freihält für den Beruf.“

Sein Rat darüber hinaus: Immer schön Distanz

wahren. Bitte, Kuddl.

6 . . . . . . .   .



Kurt-Peter Christophersen 
(ehem. Lokalchef „Stader Tageblatt“)

Gefährliche Nähe

Der Einfluss im Lokalen / Regionalen. 
Nur noch Terminjournalismus? 
Einflussnahme von Kommunalpolitik und
/oder lokaler Wirtschaft 

Drei Episoden zu Beginn. Sie sind schon etwas

älter, stammen alle aus der Zeit in meiner Lokal-

redaktion. 

Die erste spielte sich bei einem Landtagswahl-

kampf in Niedersachsen ab. Da kam der dama -

lige Kanzler Helmut Kohl nach Stade, also in

eine kleine Stadt und die Aufregung war natür-

lich groß. Die Lokalzeitung musste entsprechend

berichten. Die CDU-Mitglieder im Kreis waren

aufgeregt und begeistert. Wir haben zwei

Redakteure und einen Fotografen zur Kundge-

bung auf den Platz geschickt und die haben

festgestellt: Es waren statt der 1.500, 1.600

Teilnehmer, die von der CDU angekündigt

waren, nach Polizeischätzung nur etwa 600.

Die Kollegen haben einen Aufmacher und

einen zweiten Bericht geschrieben, die distan-

ziert waren. Wir haben uns gesagt: die politi-

schen Inhalte, das was der Kanzler uns politisch

erklären will, das kennen alle. Das siehst du in

der Tagesschau, das kannst du woanders lesen.

Was uns interessiert ist: Wie wirkt er hier im

Umfeld? 

Nach der Kundgebung war eine Pressekonfe-

renz im Rathaus geplant. Und Kohl hatte, so

wie das ja üblich ist im Wahlkampf, so etwa 20

Journalisten aus Bonn dabei, die mit ihm durch

die Lande reisten und die dann auch im Rats-

saal waren. Ich bin zu dieser Pressekonferenz

am späten Freitagnachmittag gegangen und

habe danach in der Redaktion angerufen und

gesagt: „Also, von mir kommt jetzt nichts

mehr. Das hatte überhaupt keinen Info-Wert“.

Am Sonnabendmorgen geht bei mir zu Hause

viermal, fünfmal, sechsmal das Telefon. Dran

waren aufgeregte CDU-Funktionäre, die sich

furchtbar beschwerten und mich geradezu

beschimpften. Sie waren enttäuscht von diesem

Aufmacher und dem zweiten Bericht. 

Daraufhin habe ich mir gesagt: Jetzt machst du

doch noch was über diese Pressekonferenz und

habe für die Montagausgabe eine Glosse

geschrieben mit dem Titel ‚Brotzeit in Stade’.

Brotzeit deswegen, weil der Kanzler dauernd

mit vollem Mund geredet hat, die Platten leer-

fegte, sich den Kaffee mit Sahne und Zucker

voll goss und behauptete, Boris Becker sei sein

Freund und Ronald Reagan auch. 

Am Montagmorgen steckt der Verleger den

Kopf bei mir rein und sagt: „Also dieser Kohl ist

ja auch unmöglich.“ Und geht in sein Büro.

Und dann dauerte das vielleicht eine halbe

Stunde. Da ging das Gewitter los, da kamen die

Anrufe – wir hatten ja noch keine E-Mail – und

dann die Beschwerdebriefe und was weiß der

Teufel alles. Anzeigenboykott war angesagt.

Druckaufträge wurden erst mal storniert. Das

war eine Aufregung 14 Tage lang. Dann hatte

sich alles wieder ein bisschen beruhigt. Und ich

bin auch ohne Blessuren daraus hervorgegan-

Gefährliche Nähe
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gen. Das hat aber auch damit zu tun, dass wir

als Redaktion zwei Dinge hatten: wir hatten ein

Redaktionsstatut, was inzwischen allerdings

obsolet ist, zwar nicht gekündigt, es wird aber

nicht mehr angewandt. Und wir zeigten als Re -

daktion Geschlossenheit in unserem Anspruch,

auch mit einem Bundeskanzler so umzugehen,

wie wir uns der Öffentlichkeit verpflichtet füh-

len. Formal, muss ich sagen, war die Glosse ein

kleiner Verstoß gegen eine Abmachung, die wir

vorher für den Landtagswahlkampf mit dem

Verleger getroffen hatten. Wir wollten kurz vor

der Wahl keine Meinungsbeiträge bringen, in

denen wir irgendeine Partei angreifen. Das

geschah damals so nach dem Motto: Wir sind

eine Monopolzeitung, da müssen wir uns ein

bisschen zurückhalten. 

Der zweite Fall betrifft die Wirtschaft. Es ging

darum, dass Sparkassen fusionieren sollten. Ein

Gedanke war, ein Institut im Kreis Stade mit

einer Sparkasse in einem anderen Landkreis zu

fusionieren. Wer sich in der Kommunalpolitik

ein bisschen auskennt, weiß, dass die Kommu-

nalpolitiker, die im Verwaltungsrat einer Spar-

kasse sitzen, davon nicht begeistert sein wer-

den, weil sie ihre Macht natürlich teilen müssen

mit Leuten aus einem anderen Kreis. Deswegen

hat der damalige Vorstandschef der Kreisspar-

kasse die ersten Gespräche über eine Fusion

sehr unterm Tisch gehalten. Wir haben davon

erfahren, es wurde jedoch immer dementiert:

Wir wollen nicht fusionieren, wir wollen nicht

fusionieren. Aber wir hatten so gute Informa-

tionen, dass wir dann doch schrieben: Die wol-

len fusionieren. 

Ich habe den betroffenen Sparkassenchef in

einem Kommentar als „dummdreist“ bezeich-

net, weil er immer abgewehrt und gesagt hat:

Da ist nix dran. Das hätte ich wahrscheinlich

nicht machen sollen, denn der Kommentar

wurde mir als „Beleidigung“ ausgelegt. Und die

Sparkasse hat Anzeigen im Wert von mehreren

zehntausend Mark storniert. Die sind dann aber

später doch noch geschaltet worden, nachdem

ich mich in einem Gespräch für den Ausdruck

„dummdreist“ entschuldigt habe. 

In der dritten Episode geht es auch um Wirt-

schaft. Mein Vorvorgänger in der Redaktions -

leitung hat sich über eine Pressemitteilung der

IHK geärgert, weil sie keinen Informationswert

hatte. Aber sie war schon für die nächste Aus-

gabe eingespiegelt. Deshalb füllte der Redakti-

onsleiter den Platz, der für die Pressemitteilung

vorgesehen war, mit einer eigenen Glosse über

die IHK und ihren Präsidenten. Es hat ähnliche

Aufregungen gegeben wie bei Kohl oder wie

bei der Sparkasse. Und auch da hat das Redak-

tionsstatut die Redaktion einigermaßen ge -

schützt, sie konnte auf Augenhöhe mit dem

Verleger verhandeln. 

Diese Fälle zeigen, dass eine Redaktion in Kon-

flikten selbstbewusst und geschlossen handeln

muss. Und dass die Redaktion mit einem Statut

auch eine Verhandlungsgrundlage mit dem Ver-

lag hat, dass man sagen kann: Das steht hier im

Statut und das ist etwas, was wir uns auch nicht

8 . . . . . . .   .
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nehmen lassen, und was an sich auch einen

Erfolg garantiert, nämlich zufriedene Leser. 

Meine Erfahrungen aus der Korrespondenten-

Arbeit in Hannover zeigen, dass es nicht nur

Druck von außen gibt, sondern dass wir Journa-

listen es uns bisweilen selbst zu einfach

machen. Ich will jetzt keine Kollegenschelte

betreiben – aber da bin ich heute relativ ent-

täuscht. 

Wir sind in der Landespressekonferenz organi-

siert und es gibt kaum Kollegen aus dem enge-

ren Kreis, die ein Thema aktiv entdecken und

wirklich mal kritisch recherchieren. Es ist wirk-

lich so: Man rennt von einem Termin zum ande-

ren, man geht in den Landtag, steht dann meis-

tens in der Lobby rum, wartet auf irgendwelche

Minister, die dann auch Kaffee trinken oder

Würstchen essen und unterhält sich mit denen.

Und wenn man dann am nächsten Tag in die

Zeitung guckt, findet man fast überall dasselbe.

Das sollte man vielleicht nicht öffentlich so

deutlich sagen, weil das natürlich die Verlags-

unternehmen auf eine Idee bringen könnte: Die

rechnen dann vor: Wozu schicken wir denn

noch eigene Korrespondenten? Es reicht doch,

wenn dpa das macht. 

Zur Ehrenrettung der landespolitischen Korres-

pondenten sei aber auch gesagt: Es gibt immer

noch Nuancen, Unterschiede in Berichterstat-

tung und Kommentierung. Und es gibt immer

noch mal einen, der ein bestimmtes Thema auf-

deckt, aber es ist sehr selten. 

Ich habe etwas miterlebt, das mich richtig 

schockiert hat. Da fragte ein gestandener Kolle-

ge einer großen Zeitung in Niedersachsen den

Kultusminister: „Wie fanden Sie denn meinen

Kommentar heute?“ Das war ein Kommentar

zu einem Schulthema. Und der Minister: „Ja,

war ganz gut.“ Man soll nie mit Betroffenen,

schon gar nicht von sich aus, über die eigenen

Texte sprechen! 

Zur gefährlichen Nähe fällt mir noch eine kleine

Anekdote mit unserem jetzigen Bundespräsi-

denten ein. Der war damals Ministerpräsident

von Niedersachsen. Und wie das so ist, nach

einem Hintergrundgespräch musst du auch mal

auf Toilette. Da traf ich Herrn Wulff und wollte

freundlich „Hallo“ sagen, doch er fing an, 

mich zu beschimpfen, auf der Herrentoilette

wegen eines Kommentars zum Thema Personal-

abbau und Landesrechnungshofkritik. Und ich

sagte dann noch zu meiner Entschuldigung:

„Ich habe aber nicht gefordert, dass Sie Lehrer

entlassen sollen. Woanders könnte man Perso-

nal sparen.“ Da sagte er zu mir: „Ja, da könn-

Gefährliche Nähe. . . . . 9

25. Journalistentag 2011

Gestandener Kollege: „Wie fanden 
Sie denn meinen Kommentar heute?“ 

Der Minister: „Ja, war ganz gut.“



ten Sie Ihrer Frau auch schlecht nach Hause

kommen, wenn Sie so was gefordert hätten.“

Also, der wusste auch, dass meine Frau Lehrerin

ist. Und da kriegt man dann schon so einen

kleinen Eindruck davon, wie diese Politiker so

ticken. Die vergessen nicht so schnell. Mich hat

das nicht weiter berührt, weil Wulff dann auch

bald Bundespräsident wurde. 

Aber ich glaube schon, dass Politiker durchaus

persönliche Angriffe gezielt einsetzen, um Jour-

nalisten etwas von ihrem Elan zu nehmen.

Wulff ist ja einer, der mit allen Wassern gewa-

schen ist, er hat zweimal eine Landtagswahl

verloren und dann ein drittes und viertes Mal

kandidiert und gewonnen und ist jetzt Bundes-

präsident. Solche Leute wissen genau, wie sie

Wohlwollen und Missfallen effektiv einsetzen

können. Da müssen Journalisten auf Distanz

gehen. 

Natürlich stehen Journalisten unter Einfluss,

und zwar unter erheblichem Einfluss, jeden Tag.

Und das, finde ich, muss man auch nicht be -

klagen. Das muss man nur analysieren. Weil:

Jede Interessengruppe hat das Recht, ihre Dar-

stellung, ihre Sichtweise möglichst gut rüber zu

bringen in die Öffentlichkeit. Das ist unumstrit-

ten, sonst würde unsere ganze Gesellschaft

nicht funktionieren. 

Aber die erste Frage ist: Mit welchen Methoden

machen diese Interessenträger das? Mit welchen

Methoden gehen sie vor, um Einfluss zu neh-

men? 

Und die zweite Frage ist, ob Journalisten men-

tal und materiell so ausgestattet sind, dass sie

trotz der Einflüsse ihre Arbeit auch erfüllen kön-

nen, nämlich kritische Öffentlichkeit herzustellen,

auch wenn es Interessenträgern nicht passt.

Zu den Methoden. Ich weiß, dass es früher

Autofachjournalisten oder Motorfachjournalis-

ten gab, die sich nie ein eigenes privates Auto

kaufen mussten, weil sie alle drei Monate einen

neuen Testwagen bekamen, den sie fahren

konnten. Ich hab keine Ahnung von Autos,

aber ich nehme an, dass diese Testberichte alle

nicht so ganz schlecht ausgefallen sind. Es ist

natürlich eine erhebliche Erleichterung, wenn

du dir kein eigenes Auto kaufen musst. 

Nach meinem Eindruck ist es so, dass die Ham-

mermethode, – Anzeigenentzug gegen unlieb-

same Berichterstattung – heute seltener vor-

kommt. Dafür gibt es viele andere Möglichkei-

ten der Beeinflussung. Viele freie Journalisten

arbeiten im Auftrag von Firmen oder Verbän-

den, ohne dass das offen gesagt wird. Sie bie-

ten als freie Journalisten Beiträge an, obwohl

sie bezahlt werden von Verbänden oder von 

Firmen. Das ist schwer zu erkennen für die 

Kollegen in der Redaktion. Das hat aber auch

was mit der Bezahlung durch die Zeitungen zu

tun. Wenn ich als Freier nicht leben kann von

meinen Medien-Honoraren, dann muss ich mir

natürlich andere Quellen suchen. 

Ein Beispiel ist mir aufgefallen: die Kampagne

des Atomforums. Die taz hat das vor ein paar

Wochen aufgedeckt. Das Deutsche Atomforum

hat 2009 mit einer Agentur zusammen eine

Strategie durchgezogen für die AKW-Laufzeit-

verlängerung. Die Atomwirtschaft wollte offen-

Kurt-Peter Christophersen
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bar sicher sein, dass die schwarz-gelbe Regie-

rung das auch wirklich macht. Die Agentur hat

also für viele Millionen Euro Festredner ange -

boten, Experten für Hintergrundgespräche,

Interviews und kostenfreies Material für Beilagen,

die dann mit Anzeigen garniert werden konn-

ten. Das war schon eine ausgeklügelte Kampa-

gne. Wenn man gegenrechnen würde, was das

Atomforum hätte bezahlen müssen an Anzei-

genplatz, dann hätte man vielleicht dem einen

oder anderen Verleger sagen können: „Du

kannst Deinen Anzeigenumsatz erheblich stei-

gern, wenn Du der Redaktion die Freiheit gibst,

solche Kampagnen nicht mitzumachen.“

Nun muss ich dazu sagen, die taz hat sich auch

selbst an den Pranger gestellt. Das waren zwar

nicht die Beträge, die das Atomforum zur Ver-

fügung gestellt hatte. Aber Kollegen bei der taz

haben sich geoutet, sie haben sich Reisekosten

finanzieren lassen von Leuten, die an ihrer

Berichterstattung interessiert waren. Gut ist,

dass so was mal thematisiert wird, auch von

einer Zeitung selbst. 

Wir haben es also mit sehr einflussreichen und

starken Kräften zu tun. Um ihnen auf Augen-

höhe zu begegnen, müssen wir selbst starke

Kräfte entwickeln. Und das können wir natür-

lich nicht allein. Die Verleger und die Medien-

unternehmen müssen ihren Redaktionen wieder

Freiräume bieten und ihre ökonomische Macht,

die sie als Unternehmen haben, auch dazu ein-

setzen, dass z. B. die Drohung mit Anzeige-

nentzug oder sonstige wirtschaftliche Drohun-

gen einfach abprallen. Wir sind nur stark, 

wenn wir die wirtschaftliche Stärke eines

Medienunternehmens auch für uns mit nutzen

können.

Ich nenne hier mal einen Begriff, der in der

Apo-Zeit groß in Gange war, der aber heute

wahrscheinlich keinen mehr hinterm Ofen her-

vorlockt. Das ist der Begriff der „Inneren Presse-

freiheit“. Damals ist eine spannende Diskussion

entstanden, wie das Binnenverhältnis zwischen

den Redaktionen und den Unternehmern zu

organisieren ist. Damit begann die Bewegung

der Redaktionsstatute, in denen klar festgelegt

ist, auf welcher Grundlage man in diesem Ver-

lag arbeitet als Redaktion. Die Redaktion hat

klare Rechte und Pflichten und der Verlag ver-

pflichtet sich zu bestimmten Verhaltensmaß-

nahmen im Sinne der Öffentlichen Aufgabe der

Presse. Das ist etwas, das man sich mal wieder

vornehmen könnte.

Was ich aber im Gegenteil dazu jetzt feststelle,

ist, dass die Medien sich in der Hoffnung wie-

gen, durch mehr Service, mehr Unterhaltung,

mehr „regionale Landschaftspflege“ mehr

Erfolg zu haben. Das stimmt nicht, denn auch

die Auflagen der regionalen Zeitungen sind

wieder im letzten Quartal um über 2% zurück-

gegangen. 

Und deshalb müssen wir uns einfach wieder

besinnen auf die wirklichen Stärken. Wer um

die 30 Euro für ein Abo ausgibt, der will sich

damit auch eine vernünftige unabhängige

Information kaufen, über das, was in seinem

Lebensumfeld vor sich geht. Und er will nicht

zugelabert werden mit Modenschauen und 

mit Präsentationen von wem auch immer. 

Der mündige Leser und Abonnent bringt dann

auch den wirtschaftlichen Erfolg. Die Leute

bezahlen das Geld dafür, dass sie nicht Hofbe-

richterstattung vorgesetzt bekommen, sondern

dass Journalisten da sind, die für sie recherchie-

ren und die auch mal Flagge zeigen, wenn es

gegen bestimmte Interessenverbände geht. 

Das gilt, solange es Menschen gibt, die Interes-

se daran haben, was in ihrer Umwelt wirklich

passiert und nicht einfach nur zugemüllt wer-

den wollen. 

Gefährliche Nähe. . . . . 11
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Kurt-Peter Christophersen

Das sind die Rahmenbedingungen. Und ich

finde, Verleger und Chefredakteure sollten sich

wieder auf das besinnen, was eigentlich journa-

listische öffentliche Aufgabe ist. Und das kann

dann auch wieder wirtschaftlichen Erfolg sowie

stabile Auflagen bringen. In diesem Zusammen-

hang ist es Wurscht, ob es sich um Internet

oder Zeitung handelt, es geht um die Inhalte. 

Aber die materiellen Rahmenbedingungen sind

natürlich nicht alles. Ich denke auch, dass wir

uns mental etwas mehr an die Kandare nehmen

sollten. Denn Journalisten sind ja oft auch in

Gefahr, Konflikten aus dem Weg zu gehen, weil

es menschlich einfacher ist, mal zu sagen: 

Ich lass mal fünf gerade sein und ärgere mich

jetzt nicht mehr über einen Versuch der Ein-

flussnahme. 

Es kann auch sein, dass man die Recherchen ab -

bricht, wenn der Betroffene sagt: „Ach Mensch,

musst du das jetzt machen? Kannst du nicht bis

nach der Wahl warten?“ Oder: „Wenn du das

jetzt nicht schreibst, kriegst du in 4 Wochen

eine Exklusiv-Geschichte von mir.“ Und dann

unterliegt man dieser Versuchung und lässt es

eben. All das sollte man sich verkneifen. 

Und hinzu kommt, gerade im Lokaljournalis-

mus, der ja der wichtigste Journalismus ist, den

wir haben, dass wir die Gratwanderung

machen müssen: Als Lokaljournalisten auf der

einen Seite direkt in der Umgebung zu leben,

über die wir berichten, mit der wir uns ausein -

andersetzen und auf der anderen Seite Distanz

zu wahren. Und da gibt es den schönen Satz

von Hanns Joachim Friedrichs: „Ein Journalist

muss überall dabei sein, darf aber nirgends

dazu gehören.“ Das ist nicht immer ganz ein-

fach, aber es verbessert die eigenen Arbeitsbe-

dingungen. Es gehört deshalb zur Journalisten-

Ausbildung, dass Volontäre lernen, Konflikte

durchzustehen. Wir brauchen ein Mentalitäts-

training, damit sie merken, dass das Journalis-

tenleben nicht immer nur wunderschön ist,

sondern oft aus harter Konfliktarbeit besteht. 

Und nun will ich noch eins zum Schluss sagen,

weil man das nicht untern Tisch fallen lassen

darf. Vor allen Dingen junge Kolleginnen und

Kollegen haben heute ganz andere Sorgen als

wir noch vor 10-15 Jahren, was Pressefreiheit

angeht. Sie haben materielle Sorgen, sie haben

es mit Auslagerung und Ähnlichem zu tun. Ich

weiß, dass die Arbeitsbedingungen für junge

Journalisten heute weitaus schlechter sind, als

die, die ich kennengelernt habe. Da gilt es noch

viel zu regeln. Denn das ist die erste Vorausset-

zung für engagierten, unerschrockenen Journa-

lismus: vernünftige Arbeitsbedingungen und

auch ein gutes Gehalt. 

12 . . . . . . .   .
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Inez Kühn: Danke. Ich schau mal hier zu euch,

weil ich denke, wir können Fragen, Anmerkun-

gen, Diskussionsbeiträge auch gleich entgegen-

nehmen. Was ist denn eine Art Korruptions-

schutz? Es gibt viele Arten, wie man korrum-

piert werden kann. Was denkst du, Kuttel,

müssten wir, jeder einzelne, dafür leisten? Du

hast nicht angesprochen die Frage von Qualifi-

kation, welche Art von Ausbildung, Weiterbil-

dung, Reflektionsmöglichkeiten braucht es

eigentlich, um irgendwann die Mechanismen

noch erkennen zu können? 

Zu unseren Zeiten wurde ja noch gewechselt.

Und du hast mich daran erinnert, dass es eine

dju-Konferenz gegeben hat, da haben wir nicht

nur die öffentlich-rechtliche Zeitung gefordert,

sondern dass Redakteure nicht länger als fünf

Jahre in einer Redaktion sein dürfen und dann

wechseln müssen, also ein Rotationsprinzip.

Aber auch noch einmal die Frage der vernünf -

tigen Arbeitsbedingungen. Wir haben hier 

etliche Kollegen, die als Freie versuchen, ihren

Lebensunterhalt zu verdienen. Andere kommen

aus Redaktionen und Häusern, wo es keinen

Tarifvertrag mehr gibt. Prominentes Beispiel ist

ja die Nordwest-Zeitung, von der der Ulrich Jan-

ßen kommt. Jüngstes Beispiel ist das „Stader

Tageblatt“, die in OT-Mitgliedschaft (OT= ohne

Tarifbindung) gegangen sind. 

Kurt-Peter Christophersen: Darauf bin ich

jetzt nicht eingegangen, aber das ist natürlich

ein wichtiges Thema. Ich bin auch viele Jahre in

der Weiterbildung tätig gewesen und ich

denke, dass zu den materiellen Bedingungen,

die erfüllt sein müssen, wie eben Gehalt und

Arbeitsplatzsicherheit, auch die Ausbildung

gehört. Ich habe auch die Erfahrung gemacht

mit den Volontär-Kursen, eine Art überbetrieb -

liche Ausbildung, zusätzlich zu den Volontari -

aten. Die Kolleginnen und Kollegen sind vier

Wochen zu uns gekommen und wir haben

dann von vorn herein gesagt: Jetzt lasst mal

alles, was Euch an praktischem Druck täglich

begegnet im Redaktionsalltag, lasst alles mal

beiseite und jetzt reflektieren wir einfach mal

Themen wie diese hier: Wer übt wie Einfluss,

wie kann man sich da anders verhalten? Also

das gehört zur Ausbildung, sich frei zu schau-

feln, frei zu halten von solchen Einflüssen und

sie zu erkennen. Das ist eine Fähigkeit, die man

entwickeln muss, dass man erkennt: Wo sind

Interessen und wie werden diese Interessen ver-

sucht auf Wegen, die uns nicht so genehm

sind, durchzusetzen?

Inez Kühn: Von der Forderung nach verbind -

licher, tarifierter Weiterbildung haben wir uns 

ja noch nicht verabschiedet. Wir müssen sie

wieder hervorholen und weiter verfolgen. 

Aber haben wir nicht auch ein Problem mit den

Verlegern? Du hast ja unseren Verleger richtig

beschrieben, der dann immer so tänzelte und

das journalistisch immer ganz klasse fand. Aber

sobald seine Frau beim Friseur gewesen ist oder

er die Anrufe bekommen hat, ist er eingeknickt.

Das heißt, er stand ja unter dem gleichen Druck

wie die Journalisten auch. Aber man konnte

mit ihm inhaltlich immer noch mal diskutieren.

Und es hat uns in der Tat auch geholfen, dass

wir als Redaktion auch in der Frage von Aus -

einandersetzung um Tarife immer eng beiein -

ander gestanden haben. Diese Verleger haben

wir, glaube ich, nicht mehr. Wir haben jetzt 

Verleger-Söhne, Manager. Also Leute, die gern

die 27,90 Euro Abo kassieren, aber sich über-

Diskussion. . . . . 13

25. Journalistentag 2011



haupt nicht mehr drum scheren, ob das, was

die Abonnenten dafür kriegen, auch noch

stimmt, ob es Qualitätsjournalismus ist. Viel-

leicht brauchen wir keine Verleger mehr. Auf

jeden Fall brauchen wir keine Manager, oder? 

Kurt-Peter Christophersen: Also, ich finde,

man muss beides haben. Man braucht auch in

einem Medienunternehmen Manager, die den

Betrieb kennen und ihn auch zum wirtschaft -

lichen Erfolg führen. Man braucht aber auch

publizistisch interessierte Verleger. Die sind ge -

nauso wichtig. Wenn wir nur Manager hätten,

haben wir ja fast auch, dann geht die Publizistik

und der journalistische Impetus den Bach run-

ter. Und wenn wir nur publizistisch interessierte

Verleger hätten, dann denke ich mal, würde

etwas betriebswirtschaftlich auch fehlen. Der

Idealtyp wäre eben, der ökonomisch gut aus -

gebildete, publizistisch interessierte Verleger.

Das ist meistens nicht in einer Person zu kriegen.

Aber entscheidend ist, dass die Redaktionen

sich selbständig und selbstbewusst verhalten.

Waren wir vorhin bei den Redaktionsstatuten,

die sind heute leider nicht mehr da, aber die

hatten wir früher und da ging es ganz gut.

Inez Kühn: Auf die eigene Kraft besinnen, 

auf die eigene Qualifikation besinnen, vielleicht

ist es an der Zeit, unsere eigenen Verleger zu

werden oder Verlegerinnen. Wir werden dazu

nachher noch was hören.

Renate Gensch (Berliner Zeitung): Ich bin

Redakteurin und Betriebsratsvorsitzende. Du

hast ein schönes Stichwort gegeben und hast

bemängelt, dass es keine Redaktionsstatute

mehr gibt. Bei uns gibt’s noch eins. Und das ist

auch noch nicht so alt. Gerade vor kurzem gab

es ein Thema, nämlich die Kooperation mit der

Deutschen Bank und der DWS Investments.

Dafür sollte eine Beilage gefertigt werden. Und

die Redaktions-Vollversammlung hat einstimmig

dagegen protestiert. Von 17 Redakteuren

haben 13 erklärt, sie schreiben nicht dafür, weil

die Zeitung damit unglaubwürdig würde.

(natürlich auch die „Frankfurter Rundschau“,

wir haben ja einen gemeinsamen Mantelteil).

Weil wir über die Finanzkrise und die Deutsche

Bank ständig schreiben, DWS außerdem in

Fonds investiert mit Landraub in Kambodscha-

Geschichten, mit Streubomben etc. Es hat einen

Aufruf an den Verleger gegeben, die Beilage

nicht zu machen. Hintergrund für diese Beilage

ist, dass es ein DuMont-DWS-Preis für verant-

wortliches Wirtschaften geben soll. Auch des-

halb hat sich die Redaktion dagegen ausgespro-

chen und erklärt, dass das sowohl gegen das

Redaktionsstatut als auch gegen den Presseko-

dex Grundsatz 7 verstößt. 

Im Ergebnis hat es zumindest zu kleinen Ver -

änderungen in den Texten geführt: Es wurde

auch über die fragwürdigen Dinge berichtet.

Das sollte zuerst natürlich nicht sein, sondern

nur eine positive Berichterstattung. Und deshalb

kann ich nur appellieren an alle: Redakteure

schließt euch zusammen, macht ein Redaktions-

statut, damit ihr euch auch gegen Verlagsma-

nager wehren könnt. Denn genau die Verleger,

die die Redaktionen unabhängig arbeiten las-

sen, gibt es nicht mehr. 

Wolfgang Mayer (Nürnberger Nachrichten):
Es ist so wichtig, was bisher gesagt wurde.

Aber wir müssen uns alle bewusst sein, dass die

Beeinflussungsversuche natürlich direkt zu den

14 . . . . . . .   .
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Journalisten hingehen. Da braucht man keinen

Verlag. Ich kenne zwei Listen, auf denen ich

stehe, wo ich genau zugeordnet bin, wo ich

stehe. Wie kommt man da drauf? 

Eines Tages kam ein Anruf: „Hallo, hier ist die

Renate.“ Ich frage: „Welche Renate?“ „Ja, die

Renate.“ Ich frage: „Woher kennen wir uns?“

„Wir haben uns doch letzte Woche auf dem

Forum für Kernkraftbefürworter in Kopenhagen

kennengelernt.“ Ich: „Nee, ganz bestimmt

nicht. Weil, ich war nicht in Kopenhagen.“

Reaktion: „Aha, wieder ein Grüner in der Wirt-

schaftsredaktion, danke.“ Aufgelegt. Seitdem

bekomme ich Mails, ist wirklich so passiert, seit-

dem bin ich auf Mailing-Listen, die sehr atom-

kraftfreundlich sind.

Rüdiger Lühr (freier Journalist): Also, meine

Zeiten im Lokalen sind schon ein bisschen län-

ger her. Natürlich habe ich auch so was wie

Anzeigenboykott oder angedrohte, auch aus -

gesprochene, unterschiedliche Reaktionen von

Verlegern darauf erlebt. Aber ich fand das 

eben sehr interessant oder witzig, wie gesagt

wurde, es sei einmal ein Rotationsprinzip für

Journalisten gefordert worden. Weil, ich habe

eigentlich in dieser Zeit beides erlebt, nämlich

Einfluss dadurch, dass man als Neuer oder als

Freier nie richtig an einer Sache länger dran

war, sondern sich von den Gesprächspartnern

sagen lassen musste, worum es eigentlich geht,

weil man da selbst gar keinen Einblick gehabt

hat. Lese ich heute meine Lokalzeitung, denke

ich oft: Wissen die nicht mehr, was sie vor 5

Jahren schon mal darüber berichtet haben? Ist

denn keiner mehr da und weiß, dass das alles

alter Käse ist und dass alles schon mal durch

die Seiten gegangen und nix daraus geworden

ist?

Ich hab aber auch das andere Extrem oft erlebt

bei Kolleginnen und Kollegen, die lange eine

Gemeinde, einen bestimmten Bereich betreuen,

dass sie so fest drin sind, dass sie eigentlich zum

politischen Establishment gehören und quasi

nichts mehr aus diesem Bereich irgendwie kritisch

betrachten können, weder in der Wirtschaft noch

in der Politik. Ich habe auch Extrembeispiele

erlebt, traurige Beispiele, wo jahrelang kritische

Sachen bewusst nicht veröffentlicht worden sind

von Kollegen, weil sie so tief drin waren. 

Die Frage ist aber: Was macht man? Wie rea-

giert man darauf? Wir brauchen die Qualität

und wir brauchen eine Kontinuität in der

Berichterstattung, aber die Eingebundenheit

darf nicht so eng sein, dass man dazugehört

und nichts mehr nach außen bringt. 

Wolfgang Stieler (Hannover, Heise Verlag):
Ich habe eine Frage. Ich bin Redakteur, fest

angestellter, bei einer Zeitschrift im Heise Ver-

lag. Und der Verlag ist schon dafür bekannt,

auch sehr unabhängige Berichterstattung zu

machen, insbesondere im technischen Compu-

terbereich. Trotzdem ist es so, dass wir immer

mal wieder so das altbekannte Problem der

Autorisierungswut haben. Das heißt, nicht nur

Diskussion. . . . . 15
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in Interviews, sondern auch in Gesprächen, dass

Gesprächspartner sagen: Ich will mir jetzt Zitate

einfach freigeben lassen. 

In Einzelfällen, vor allem wenn ich meine Noti-

zen oder sogar Aufnahmen gemacht habe vom

Gespräch, und die haben hinterher behauptet:

„Das hab ich nicht gesagt.“ Dann habe ich das

trotzdem gebracht, weil klar war, die haben das

gesagt. Aber das ist natürlich dann verbrannte

Erde. Da brauchst du nicht mehr anrufen. Wie

ist das aus deiner Erfahrung? Wie gehst du mit

sowas um? Du hast vorhin gesagt, wir müssen

uns da selber geistig an die Kandare nehmen,

uns von so was nicht beeinflussen lassen. Aber

wie gesagt, das ist dann ja verbrannte Erde.

Wie machst du das? 

Kurt-Peter Christophersen: Ja, ich versuche

es so hinzukriegen, das war bei dem Beispiel

der Kreissparkasse so, dass es eben keine 

verbrannte Erde gibt. Ich hatte natürlich den

Vorteil, als Lokalchef einer Monopolzeitung,

dass die mich ja doch brauchten, irgendwann

wieder. Gerade mit diesem Kreissparkassenchef

war das so, dass nach einem halben Jahr das

alles wieder in normalen Bahnen lief. Das ist

das Eine, dass man dann auch immer überlegt:

In welcher starken Position bist du eigentlich

selbst? Ich weiß nicht, wie das bei deiner Zeit-

schrift ist. Aber wenn man als Medium eine

starke Position hat, dann kann man natürlich

solche Sachen auch ganz gut wegstecken und

sich dagegen wehren. Ansonsten wüsste ich 

ein Patentrezept eigentlich nicht dagegen. 

Entscheidend ist auch ein Mentalitätstraining.

Ich finde, es gehört zu einer Journalisten-Aus-

bildung dazu, dass Volontäre lernen, Konflikte

durchzustehen und zu sagen, das ist jetzt nicht

alles nur wunderschön, was wir so machen,

sondern das ist wirklich harte Konfliktarbeit.

Inez Kühn: Wozu auch immer das Instrument

der täglichen Blattkritik gehörte, die aber sehr

unterschiedlich bei den Kolleginnen und Kolle-

gen ankam, wenn ich mich recht erinnere.

Okay, wir lassen es mal so stehen. Wir kommen

auf Teilaspekte ohnehin im Laufe der Veranstal-

tung immer wieder zurück. Jetzt stell ich euch

mal jemanden vor, der sein eigener Verleger ist,

nämlich Josef-Otto Freudenreich. Josef-Otto

sieht das Vertrauen der Bürger in die klassi-

schen Medien am Boden zerstört. Die Zeitun-

gen haben den Journalismus kaputt gespart,

sagt er. Unser mehrfach ausgezeichneter Kolle-

ge, unter anderem Wolff- und Wächter-Preis,

zuletzt „Reporter des Jahres“, zog aus dieser

Erfahrung 2010 im letzten Jahr die Konsequenz

und quittierte seinen Job als Chefreporter der

„Stuttgarter Zeitung“. Seitdem versuchen er

und seine Mitstreiter mit und in der Online-

Wochenzeitung „Kontext“ den ungeheuer 

tiefen Graben, Zitat: „Zwischen Publikum und

Medien“ zu schließen. In „klassischer Selbst -

ausbeutung“ entwickelt das Redaktionsteam 

in der eigenen, letztlich spendenfinanzierten

Plattform, zusammen mit den Nutzern und 

Nutzerinnen, Gegenöffentlichkeit. Und wie das

funktioniert, wird Josef-Otto uns jetzt erklären.

Bitte.

Kurt-Peter Christophersen



Josef-Otto Freudenreich, Stuttgart 
www.kontextwochenzeitung.de

Politik im Blatt – und 
der Widerstand auch? 
Jede Menge Einfluss –
am Beispiel Stuttgart21 – pro und contra

„Das Weinberghäuschen liegt malerisch in

einem Rebenhang in leichter Höhenlage über

dem Stuttgarter Talkessel. Es gehört der Indus-

trie- und Handelskammer. Wer dort sitzt, dem

liegt ein markantes, steinernes Ensemble zu

Füßen: der Stuttgarter Hauptbahnhof. Und wer

dort sitzt, so sagt einer, der diese Beletagen von

Wirtschaft und Politik aus eigenem Erleben intim

kennt, der bestimmt, wo es im Ländle längs

geht“. Der „Stern“, von dem ich die Passage

geklaut habe, liegt damit nicht falsch. Genau so

wenig wie mit der Überschrift: „Fahrt auf

schwäbischem Filz“. 

Das Weinberghäuschen war tatsächlich eine

Loge der Macht, in der sich Ministerpräsiden-

ten, Daimlerchefs, Banker – und Chefredakteu-

re zu Hause fühlten. Und letztere sind hier ein-

geschworen worden, oder sagen wir’s netter:

überzeugt worden davon, dass sie vor einem

alternativlosen Jahrhundertprojekt stehen.

Stuttgart 21. 

Nun kennen wir in diesem Kreis alle Chefredak-

teure. Will sagen: Es bedurfte keiner großen

Überredungskunst, um sie an die Großartigkeit

und Sinnhaftigkeit des Unterfangens glauben

zu lassen. Schließlich versprach das Projekt Fort-

schritt, Wachstum, Zukunft und allen ein gutes

Auskommen. Und es hielt beieinander, was zu -

sammen gehört: Politik, Wirtschaft und Medien.

Also die gesellschaftliche Elite, sprich das herr-

schende System, das für sich die Deutungsho-

heit beanspruchte – im Zweifel gegen den Rest

der Gesellschaft, der sich mit dem Deuten nicht

so recht auskannte.

So entstand Stuttgart 21 und so entstand eine

Berichterstattung über Stuttgart 21, die das

Projekt über viele Jahre hinweg über alle Maße

lobte. Und sich mit jedem Mal mehr von ihrem

Adressaten entfernte. Von ihrem Leser, Hörer

oder Seher. Das hing damit zusammen, dass

immer klarer wurde, wie das Volk von den

Betreibern betrogen wurde. Von der CDU, von

der SPD-Spitze, die deshalb auch gerne die

Urlaubsvertretung der CDU genannt wurde,

von der Bahn, von der IHK, kurzum von der

Baden-Württemberg AG, die sich in 58 Jahren

christdemokratischer Beziehungspflege entwi-

ckelt hat. Als ihre Herolde, so komplettierte sich

für die Getäuschten das Bild, betätigten sich die

Zeitungen und der Südwestrundfunk.

Wenn sie als „System- oder Parteipresse“ und

als „Staatsrundfunk“ gebrandmarkt wurden,

dann waren das noch die vornehmeren Begriff-

lichkeiten. Das „Lügenpack“ blieb nicht länger

für Oettinger, Mappus und Grube reserviert. Für

den SWR war das zu ertragen, weil sich dessen

Führungsetage schon immer dem Staat und der

CDU verpflichtet sah, für die Stuttgarter Blätter

weniger, weil sie massive Abbestellungen zu

verkraften hatten. Das Maß des Erträglichen

Politik im Blatt – und der Widerstand auch?
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schien aber für alle jene überschritten, die ihren

Glauben an die Politik ohnehin verloren hatten

und jetzt auch noch erkennen mussten, dass

„ihre“ Medien exakt dasselbe Spiel spielten.

Von wegen vierte Gewalt, von wegen Kontrolle

und Wächterfunktion.

Das schafft Verdruss und Verschwörungstheo-

rien. Die Stuttgarter Blätter, alle der SWMH, der

Südwestdeutschen Medienholding, zugehörig,

inklusive der Süddeutschen Zeitung, mussten

direkten Direktiven des Ministerpräsidenten und

des Oberbürgermeisters ausgesetzt sein – weil

die SWMH am Tropf der LBBW, der Landesbank

Baden-Württemberg hing, und in deren Auf-

sichtsgremien wiederum der MP und der OB

saßen. Zur Erinnerung: Der Kauf der SZ hat die

SWMH mehr als 700 Millionen Euro gekostet,

die zum größten Teil über die LBBW finanziert

werden.

Nur: Glaubt wirklich jemand ernsthaft daran,

dass ein Verleger und ein Chefredakteur auf

Kurs gebracht werden müssen, die schon lange

auf Kurs sind? Glaubt wirklich jemand, dass ein

Verleger wie Richard Rebmann, der sagt, es sei

ihm gleichgültig, was zwischen den Anzeigen

steht, Anweisungen inhaltlicher Art gibt? Das

braucht er nicht, dafür gibt es Chefredakteure,

und zusammen betrachten sie sich als relevan-

ten Teil des Herrschaftssystems, das es nicht zu

gefährden gilt.

Das Problem liegt tiefer. Bei den Beherrschten.

Da gibt es in den Redaktionen immer noch

Journalisten, die ihrem Handwerk nachgehen.

Die fragen, bezweifeln, kritisieren, nicht alles

glauben, was ihnen von der PR-Maschinerie

eingebläut wird. Sie sind es, auf die Einfluss

genommen und Druck ausgeübt wird – von

ihren Vorgesetzten drinnen und den Einfluss-

agenturen draußen. Sie erleben, wie von der

Chefredaktion in den laufenden Schreibprozess

eingegriffen wird, wie kritische Passagen gekillt

und affirmative eingefügt werden, wie Nach-

richten unterdrückt oder so klein gefahren wer-

den, dass sie kaum zu entdecken sind. Sie müs-

sen sich für Geschichten rechtfertigen, nach

denen keiner gefragt hätte, wenn sie das Lob-

lied auf das gesungen hätten, was man in den

Ministerien und Beletagen der Wirtschaft gerne

hört. Wir wissen: Wer das Falsche kritisiert, ist

besonders beweispflichtig. Wer das Richtige

lobt, kriegt Gehaltserhöhung. Zumindest früher.

Ich kenne Kollegen, die von diesem täglichen

Kampf so zermürbt sind, dass sie lieber fürs

Vereinswesen zuständig wären als für die S-21-

Berichterstattung. Und das sind nicht die, die

einen Lokalaufmacher plus Kommentar in 40

Minuten schreiben müssen wie beim Schwarz-

wälder Boten. Aber das ist eine andere

Geschichte. 

Das uneingeschränkte Lob, die unverhüllte 

Hofberichterstattung, hatte spätestens mit dem

30. September 2010 ein Ende. Das ging erstens

wegen der Wasserwerfer nicht mehr, zweitens

wegen der überregionalen Berichterstattung,

insbesondere des „Stern“, und drittens nicht

mehr wegen der lokalen Konkurrenz im Netz:

Wer wissen wollte, was sich in der Hauptstadt
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des Widerstands, in der Stuttgarter Republik,

tat, der las parkschuetzer.de, bei-abriss-auf-

stand.de, einundzwanzig.de oder kontext -

wochenzeitung.de, und wenn ihm noch nach

Gucken war, holte er sich flügel tv oder cams tv

auf den Computer. 

All das hat dazu beigetragen, dass sich der

Widerstand auch in den traditionellen Medien

wieder gefunden hat. Allein der SWR zählt

heute 2000 TV-Beiträge zu dem Thema. Es

waren am Ende einfach zu viele, auch zu viele

Prominente, als dass sie als Ewiggestrige, Fort-

schrittsfeinde, E-Lokheizer ins Abseits zu stellen

gewesen wären. Und dann hat da im März

auch noch ein Regierungswechsel stattgefun-

den, mit einem grünen Ministerpräsidenten an

der Spitze, der doch der personifizierte Wider-

stand war. 

Da war nichts mehr zu verschweigen, es wäre

sowieso heraus gekommen. 

Stefan Mappus ging sogar so weit, zu behaup-

ten, die Medien hätten ihn aus dem Amt

geschrieben, worauf er zu dem Pharmakonzern

Merck nach Südamerika wechseln musste, um

dort wieder von den Medien weg geschrieben

zu werden.

Ihr seht, der Süden ist ein wilder. Wir müssen

ihn nur für unsere Sache nutzen.

Danke fürs Zuhören.

Inez Kühn: Vielen Dank. Wenn es Fragen gibt,

zu dem Modell von „Kontext“, dann können

wir das am Nachmittag noch einmal aufrufen,

auch weil wir ja noch ein weiteres Modell 

vorstellen werden. Deshalb erst einmal zum

Themenkomplex Stuttgart21 und wie dieser

Widerstand sich trotz der Presse formiert hat.

Ich denke, das hast du noch nicht beantwortet.

Wenn da immer für Stuttgart21 geschrieben

worden ist, wie kam es denn, dass sich trotz-

dem der Widerstand so entwickelt hat, dass

sich letztendlich dadurch die Berichterstattung

ändern musste?

Josef-Otto Freudenreich: Na ja, dieser Wider-

stand ist ja nun nicht ausschließlich abhängig

davon, was die Medien schreiben oder senden.

Wenn man sich überlegt, dass sich 2007 schon

67.000 Stuttgarter dagegen ausgesprochen

haben, dann ist das natürlich eine Zahl, die

nicht einfach zu verschweigen ist. Und im Übri-

gen hat dieser Widerstand, diese Protestszene,

eine eigene kreative Kraft entwickelt, die sich

untereinander ja auch fortgesetzt hat. Auch hat

das Netz ja nicht nur eine Informationsfunktion

gehabt, sondern auch eine ungeheure Mobili-

sierungsfunktion. Ihr müsst euch das so vorstel-

len: Wenn die Jungs und Mädels da unten im

Süden zu einer Demo übers Netz aufgerufen

haben, dann waren da innerhalb von wenigen

Stunden ein-, zwei-, dreitausend Leute, wie wir

zu sagen pflegen: „auf der Gass“ demonstrie-

ren. Also da brauchten die jetzt nicht die Unter-

stützung der Stuttgarter Blätter oder der öffent-

lich-rechtlichen Anstalt. Das haben die aus eige-

ner Kraft geschafft. 

Inez Kühn: Das Vertrauensverhältnis zwischen

Leserschaft und der Zeitung oder auch zum Sen-

der ist maßgeblich zerrüttet an der Frage von

Glaubwürdigkeit in der Berichterstattung, oder?

Josef-Otto Freudenreich: Das ist ein schlei-

chender Prozess, den wir seit vielen Jahren

Politik im Blatt – und der Widerstand auch?. . . . . 19

25. Journalistentag 2011



schon beobachten. Natürlich hat dieses Beispiel

Stuttgart21 diesen Prozess noch viel deutlicher

gemacht, praktisch auf die Spitze getrieben,

weil die Leutchen in und um Stuttgart einfach

gemerkt haben, dass hier ein hohes Maß an

Desinformation betrieben worden ist. Und sie

konnten eben an Ort und Stelle überprüfen –

das war ganz entscheidend – was stimmt und

was nicht stimmt. Und nachdem dann auch

noch die erwähnte überregionale Berichterstat-

tung erfolgt ist, die sehr, sehr vieles einfach auf-

gedeckt hat, was an Lügen aufgetischt worden

ist, sowohl in der Politik als auch bei der Bahn,

war das so was von sinnfällig, dass der Bürger

hier schlicht und ergreifend verarscht worden

ist, um es mal wirklich zu sagen wie es ist. 

Dass das kein intensives Vertrauensverhältnis

schafft, das liegt auf der Hand, betrifft aber

wirklich beide Bereiche, sowohl Politik als auch

Medien. Und das halte ich für ganz fatal, weil:

Ich glaube für die Demokratie, und ich denke,

da sind wir uns alle einig, für die Demokratie ist

es ungeheuer wichtig, dass es eine funktionie-

rende kritische Presse gibt, die ich gerne als das

tägliche Brot der Demokratie bezeichnen

würde. Und wenn das nicht mehr funktioniert,

dann läuft das ganz gewaltig schief.

Joachim Kreibich: Josef, du warst ja bei der

„Stuttgarter Zeitung“. Es fiel ja schon das Stich-

wort innere Pressefreiheit: Wie haben sich denn

die Kollegen verhalten? Wir haben ja auch viele

muntere Kollegen, die sich einmischen. Wie war

es denn? Gab es Diskussionen in der Redaktion?

Die Chefredakteure waren von vornherein von

Stuttgart21 überzeugt, aber das muss ja nicht

die ganze Redaktion erfassen? 

Josef-Otto Freudenreich: Also das gibt mir

jetzt zum ersten Mal die Gelegenheit, etwas

richtig zu stellen in Bezug auf die Geschichte,

die in unserem Gewerkschaftsorgan, in dem

phantastischen Gewerkschaftsorgan „M“, stand.

Also ich war nie Chefredakteur der „Stuttgarter

Zeitung“, was dort fälschlicherweise steht. Ich

war zuletzt Chefreporter. Die Kollegin Stiefel war

auch nicht Chefredakteurin von „Sonntag Aktu-

ell“, sondern Chefreporterin. So viel nur dazu. 

Jetzt zur „Stuttgarter Zeitung“. Es gab diese viel

zitierte Blattlinie. Die gab es nicht als geschrie-

benes Dokument, sondern wie es in Redaktionen

eben so ist, schwebte die sozusagen über allen

Redaktionsräumen. Jeder wusste, das Blatt ist

für Stuttgart21. Das hat sie über viele, viele

Jahre durchgezogen, wurde auch entsprechend

kommentiert, geleitartikelt bis vor nicht allzu

langer Zeit. Aber es hat sich, und das muss man

der Korrektheit halber schon sagen, auch bei

der „Stuttgarter Zeitung“ etwas geändert. Sie

sind in der Tat ausgewogener geworden. Auch

der inzwischen jetzt doch schon häufig genann-

te Widerstand findet da natürlich seinen Platz.

Es ist in der Redaktion immer schwierig ge -

wesen, für eine Öffnung zu plädieren und das

dann auch zu praktizieren. Es war, und da

schließ ich mich jetzt gar nicht aus, zu wenig

Sensibilität da, zu wenig Verständnis, zu wenig

Erkennen auch des Problems, was dann dazu

geführt hätte, dass man in der Redaktion inten-

siv und auch kontrovers darüber diskutiert. Das

wurde einfach, früher hätte man „klammheim-

lich“ dazu gesagt, mitgetragen, ohne dass man

sich nun wirklich dagegen gewehrt hätte, was

sicherlich notwendig gewesen wäre. Da habe

ich draus gelernt: Leute, wir müssen viel mehr

aufpassen, was draußen passiert. Wir müssen
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viel mehr mit den Leuten reden, um wirklich zu

checken: Was bewegt die Menschen? Was treibt

die um? Da sind wir viel zu weit weg gewesen.

Inez Kühn: Übrigens auch eine Erfahrung, die

die Kolleginnen und Kollegen im Streik in Stutt-

gart gemacht haben. Da waren sie draußen in

den Fußgängerzonen, haben mit den Menschen

diskutiert, unter anderem auch über Qualitäts-

journalismus und was es braucht, um ihn tat-

sächlich auch machen zu können. Und die

Erfahrung ist einfach, dass ganz viele Leser und

Leserinnen auch gesagt haben: Ihr seid so weit

weg, tatsächlich auch räumlich weit weg, und

die Erkenntnis, dass man in der Tat viel mehr

mit den Leuten schnacken muss, ist auch da

durchaus gewachsen. Nur, ob sie ernst genom-

men wird, zukunftsfähig ist, da bin ich mir

nicht so ganz sicher.

Rosemarie Bölts (freie Journalistin, Mün-
chen): Zum Einen wollte ich fragen: Wie ist das

eigentlich innerhalb der Redaktion abgelaufen?

Weil ich das auch kenne, dass viele Kolleginnen

und Kollegen sich gar nicht den Kopf machen,

gar nicht genügend reflektieren. Und zum

Anderen kam mir jetzt die Frage, ordentlich zu

recherchieren? Also nicht nur an den Leserin-

nen und Lesern dran zu bleiben, sondern wenn

man bei Stuttgart21 gleich ein bisschen besser

recherchiert hätte, wär man ja vielleicht auch

hinter einige Verbindungen und Machenschaf-

ten gekommen.

Und der nächste Punkt ist: Wie ist die Zeitung

denn mit Leserbriefen umgegangen? Das ist ja

auch ein Instrument. Wenn nichts offiziell im

Blatt informativ verbreitet wird, dann versuchen

ja auch kritische Leser durch Leserbriefe das

irgendwie publik zu machen. Ich kenne aber

aus einer anderen Zeitung auch, dass Leserbrie-

fe dann zensiert werden. 

Lutz Bohn (freier Journalist): Ich wollte mal

den Bogen nach Berlin spannen. Ich war am

15. Oktober bei der Occupy-Demonstration

„Brecht die Macht der Banken und Konzerne“

und drei Wochen später ebenfalls. Und wo ich

dann die Berichterstattung abends im Fernsehen

gesehen hab, ist mir schlecht geworden, muss

ich ganz ehrlich sagen. Warum? Genau über

die Asamblea vor dem Reichstag, es wird ein

Bild gezeigt als ob da ein paar Leute demons-

trieren. Von dem massiven Polizeieinsatz hat

man nichts aber auch gar nichts im Fernsehen

gesehen. Am 15. Oktober wurden nachts um

12 die Leute von der Polizei weggeholt. Inner-

halb von 20 Minuten war der Platz geräumt.

Die wurden nicht weggetragen, die wurden

weggeprügelt. In den Nachrichten hat man

davon nichts gehört. Wenn das in Weißrussland

passiert wär, hätte es einen Riesenaufstand

gegeben, hätte man den Botschafter einberufen,

aber in Deutschland spielt man als ob hier Frie-

de, Freude, Eierkuchen ist. Und das regt mich

tierisch auf. Und vor drei Wochen haben wir

auch demonstriert und haben eine Solidaritäts-

kundgebung gemacht für die Streikenden von

CFM. Vor Dussmann war alles abgesperrt. Du

hast abends in den Nachrichten davon nichts

gesehen, gar nichts. Da wurde ein kleiner Bericht

gezeigt, von hinten, von ein paar Demonstran-

ten, da war keine Polizei zu sehen. Aber es war

ein massiver Polizeieinsatz, wir kamen nicht mal

zum Reichstag. Wir sind einen Umweg gegan-

gen über die Fußgängerbrücke Friedrichstraße,

um zur Wiese am Reichstag zu kommen, haben

dort unsere Asamblea abgehalten und haben
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dort unsere Forderung gestellt. Es wurde von

der Asamblea bloß gezeigt, dass da welche 

singen „Asamblea, Asamblea“, als ob da ein

paar kiffende Jugendliche sitzen. Aber von den

Forderungen, die wir da gestellt haben, wurde

nichts gezeigt. Hier in Deutschland wird ein 

Bild gezeigt, als ob wir auf der Insel der Glück -

seligen leben. Und wenn ich den „Presseclub“

gucke, ich hab das immer gerne geguckt, aber

was zurzeit da abläuft im „Presseclub“, ist

Manipulation par exellence. 

Inez Kühn: Ich glaube, die Frage ist angekom-

men. Es ist die Frage: Was wird eigentlich

berichtet? Wo fängt die Manipulation an? 

Und die Frage auch nach Gegenöffentlichkeit,

die ist ja bei dir mit Sicherheit richtig aufgeho-

ben. Also wie komme ich in den Prozess rein?

Ulrich Schreyer („Stuttgarter Zeitung“):
Ich glaube, aus den Vorgängen in Stuttgart21

und aus dem, was Josef-Otto Freudenreich

erzählt hat, kann man dreierlei lernen. Das hat

sich auch in Ägypten gezeigt. 

Erstens: Die Medien allein sind es nicht, die die

öffentliche Meinung bestimmen. 

Zweitens: Wenn die öffentliche Meinung sich

aufrafft, eine bestimmte Position zu beziehen,

dann kommen auch die Medien unter Druck

und sie müssen sich dem anpassen. Und 

drittens: Es ist so, dass in den Medien leider zu

wenig Diskussionen geführt werden. 

Ich denke, man muss da den eigenen Mut auch

ein bisschen fördern. Und um diesen Mut zu

fördern, brauchen wir natürlich auch bestimmte

institutionelle Vorkehrungen. Also ich nenne die

alten Dinge, die man alle schon diskutiert hat,

nämlich Redaktionsstatute usw. Ich denke, daran

müssen wir auch als Gewerkschaft arbeiten.

Norbert Freund („Saarbrücker Zeitung“):
Noch mal ein Schwabe. Aber ich bin von der

„Saarbrücker Zeitung“. Du hattest vorher

gesagt, da gab’s so eine Blattlinie, die über 

der Redaktion schwebte, über den Redaktions-

räumen. Die Erfahrung lehrt: So was gibt’s halt

nun mal net, da muss es bestimmte subtile

Mechanismen geben, innerhalb der Redaktion,

die dazu führen, zu so einer Stimmung in der

Redaktion. So platt, dass beispielsweise der

Chefredakteur oder ein Ressortleiter jemandem

sagt: „Schreib deinen Kommentar so oder so

oder ändere daran irgendwas.“ So platt läuft’s

ja in der Regel nicht. Was schon eher vielleicht

mal vorkommt, ist dass der Ressortleiter oder

Chefredakteur bestimmte Redakteure, die eben

eine ihm genehme Meinung vertreten, aus-

sucht, um einen bestimmten Kommentar zu

schreiben. Aber selbst das kommt nach meiner

Erfahrung relativ selten vor. Ich glaube, dass 

die Einflussnahme eher erfolgt durch die Chef-

redaktion, durch Ressortleiter, indem bestimmte

Vorgaben gemacht werden, wie groß über

bestimmte Themen berichtet wird. Also wie

viele Zeilen eine bestimmte Nachricht verdient

im Blatt. Ich glaube, das ist die subtilere Art
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und Weise, Einfluss zu nehmen. Und da, glaub

ich, dass auch ein Redaktionsstatut relativ wenig

hilft. Wir haben bei der „Saarbrücker Zeitung“

auch ein Redaktionsstatut. Das ist allerdings ein

relativ stumpfes Schwert. Da steht natürlich drin,

was eigentlich ganz banal ist, dass das Leserin-

teresse und der Nachrichten- und Neuigkeits-

wert maßgeblich dafür ist, wie prominent ein

bestimmtes Thema im Blatt platziert wird. Das

ist teilweise objektiv, teilweise aber auch sehr

subjektiv. Insoweit wird es nach meinem Dafür-

halten immer darauf ankommen, dass die ein-

zelnen Redakteure selber genug Rückgrat haben

und in der Lage sind, sich zu wehren. 

Aber nochmal zu der Frage. Mich würde inte-

ressieren: Wie kam es dazu, dass über den

Redaktionsräumen da eine Blattlinie schwebte?

Inez Kühn: Womit wir tief im Selbstverständnis

der Diskussion von Journalismus insgesamt

sind. Da beneide ich dich jetzt nicht, Josef.

Aber ich bin ganz sicher, du wirst den Bogen

hinkriegen.

Josef-Otto Freudenreich: Ja, der Bogen ist da

gar nicht so schwierig zu schlagen, wir kommen

da alle immer wieder zum selben Punkt. Und

der hat erst mal gar nix mit den objektiven Ver-

hältnissen zu tun, die wir ja seit vielen, vielen

Jahren beklagen, die ihr alle kennt. Also die

Konzentration, das Kaputtsparen von Redaktio-

nen, Auslagerungen und, und, und. Das stimmt

ja alles. Aber entscheidend ist, was in unseren

Köpfen ist. Und da, sage ich einfach, da fehlt

die Zivilcourage, da fehlt der Mut, das durchge-

drückte Kreuz, die Kampfbereitschaft, die fast

schon Unfähigkeit, wirklich unbequem zu sein,

gegen diesen verdammten Mainstream anzu-

schwimmen, in dem wir ja abzusaufen drohen.

Das sind alles eher subjektive Kriterien, die mir

aber ganz wichtig erscheinen. Weil, immer nur

beklagen, was die bösen Verleger uns alles

Schlimmes antun, das führt nicht wirklich weiter.

Und dann komm ich jetzt mal zu dieser subtilen

Durchsetzung der Blattlinie. Also, das wissen

wir doch alle, wie das geht. Es gibt die Ansage:

Wir sind dafür. Dann guckt da jeder rum und

sagt: „Ah ja. Wir sind dafür.“ Dann gibt’s zwi-

schendrin mal eine Mail, also das gibt es sogar

schriftlich: Also, wir sind doch dafür. Natürlich

sind wir dafür. So. Und jetzt bin ich wieder

beim Punkt der Recherche, stinkt das Projekt

gewaltig. Was machen? Sie können sich dann

bequem zurücklehnen und sagen: Okay, wir

sind dafür. So war das über viele Jahre hinweg.

Es fanden sich natürlich auch immer Kollegen,

die das brav reportiert haben, die dafür auch

sicherlich irgendwie belohnt worden sind. Jetzt

nicht im materiellen Sinne, sondern belohnt

worden sind und damit ein ganz bestimmtes

Bild geprägt haben. Es hätte womöglich ein

bisschen Engagement und Courage bedurft, da
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wirklich Licht ins Dunkel zu bringen und es wäre

sicherlich auch schon vor vielen Jahren sehr

sinnvoll gewesen, weil die Dinge, die jetzt so in

den letzten Monaten ans Licht gekommen sind,

die sind ja nicht gestern passiert, sondern zum

Teil schon in den 90er Jahren.

Sie fragen nach den Leserbriefen. Klar sind da

unendlich viele Leserbriefe, also je näher das

jetzt an den immer wieder verkündeten Start

gegangen ist, sind es mehr geworden. Ich würde

jetzt gar nicht mal unterstellen, dass die einfach

wegzensiert worden sind oder in den Orkus

geschmissen worden sind. Wir hatten da immer

einen Leserbrief-Onkel, der das halt sortiert hat.

Ob da viel weggeworfen worden ist, weiß ich

nicht. Was viel wichtiger ist, dass da keine

Kommunikation stattgefunden hat zwischen

Zeitung und Leser. Das Ganze hat sich dann

verändert durch das Netz. Das läuft inzwischen

über. Wenn Sie wieder mal einen Artikel drin

haben, der jetzt zum Beispiel die Gegner tierisch

aufregt, dann haben Sie da innerhalb eines

Tages sicherlich 150 Kommentare drin. Das ist

ungeheuer, das spiegelt im Grunde die Aufre-

gung wider. 

Und jetzt noch die Geschichte mit Occupy und

die Berichterstattung darüber. Auch das hat vie-

les damit zu tun, dass wir diese Bewegung

überhaupt noch nicht verstehen. Wir sehen nur,

da rennen ein paar Leute rum. Manchmal sind’s

auch mehr. Es ist da noch kein Gespür dafür

entwickelt worden, wie damit umgehen. Ich

würde nicht behaupten, dass das medienmäßig

unterdrückt wird. Die Occupy-Bewegung hat

nicht die Strukturen, die andere Bewegungen

haben. Deshalb ist es schon mal schwierig,

damit umzugehen. Man ist natürlich gewohnt,

immer einen Sprecher, einen Untersprecher und

ein Büro und so zu haben. Gibt es alles nicht.

Also, da wäre ich jetzt einfach mal zuversicht-

lich, je nachdem, wie es sich entwickelt, würde

es auch gecovert. 

Georg Escher („Nürnberger Nachrichten“):
Ich hätte noch eine Frage zur Meinungsbildung,

auch zur öffentlichen Meinungsbildung, in den

beteiligten Blättern. Wichtig sind da ja auch die

Kommentare. Es kann ja sein, dass ein paar von

den Redaktionsmitgliedern, die da thematisch

firm sind, auch kommentieren könnten. Wie

wird da ausgewählt? Wer kommentiert da?

Josef-Otto Freudenreich: Also die Kollegen,

die sich am besten dort auskennen und auch

eine ganz bestimmte Meinung dazu haben, die

sich kurioserweise, glaube ich, mit der der

Chefredaktion nicht deckt, lehnen es ab, zu

kommentieren.

Stefan Jalowy (Demokratie-Spiegel, Berlin):
Lieber Kollege, ich würde mal ganz gerne den

Begriff „Zivilcourage“ aufgreifen. Denn das ist

etwas, was mir auf der Seele brennt. Zivilcou -

rage für einen Journalisten ist wichtig. Aber

was macht man, wenn die Zivilcourage, und

dafür gibt es ja Beispiele, die eigene, die beruf-

liche und natürlich die persönliche Existenz

bedroht? Also ein ganz einfaches Beispiel: Ich

bin jetzt für ein Internetprojekt tätig, war aber

15 Jahre lang im Fernsehbereich, im Bereich

ProSiebenSat.1 tätig, in Bayern, war Chef -

reporter. Und irgendwann hab ich mal eine

Geschichte angefangen zu recherchieren über

einen Korruptionsverdacht zwischen einem be -

stimmten deutschen Ministerpräsidenten, nicht

dem bayerischen, und der Firma Eurocopter.
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Und ein halbes Jahr später war ich weg. Und es

hat keiner verstanden, warum. Das ist die eine

Frage. Wie geht man damit um? Da, glaube

ich, haben eine Menge Kolleginnen und Kolle-

gen einfach nicht nur Angst, sondern wahr-

scheinlich sehr begründete Angst. Abgesehen

davon, dass meine Erfahrung mir gezeigt hat,

dass man im Zweifel innerhalb einer Redaktion,

ob mit oder ohne Redaktionsstatut, verdammt

schnell ziemlich alleine steht. 

Und die zweite ganz kurze Anmerkung zu 

dem Kollegen gerade aus Berlin bezüglich der

Occupy-Bewegung: Ich war am 15. Oktober

auch mit dabei bei der Demonstration bis zum

Reichstag. Da waren die üblichen Agenturkolle-

gen da. Das war alles prima. Es war aber von

vornherein klar, dass geplant war, dass diese

immerhin etwa 10.000 Demonstranten, dass

zumindest der harte Kern vor dem Reichstag

ein Camp errichten wollte. Jeder weiß, der

Reichstag ist eine Bannzone, da darf normaler-

weise, jedenfalls an Sitzungstagen, halt eben

nicht demonstriert werden. Und campiert wer-

den schon gar nicht. Mich hat total überrascht,

dass im Grunde genommen, sobald die Sonne

weg war und die Masse des Publikums weg

war, und es anfing interessant zu werden. Was

macht die Polizei mit den offensichtlich Zelte

mitführenden Demonstranten. Aber da war nicht

ein einziger Kollege, weder Presse, kein Foto-

graf, kein Fernsehen – es war niemand mehr

da. Die einzigen waren ein Team mit einer Live-

stream-Kamera von castor.tv. Und das hat mich

als Journalist doch sehr betrübt. 

Thomas Wiegold: Kurze Gegenrede. Ich muss

an einer Stelle korrigieren. Zumindest der Cars-

ten Koall von Getty war da. Von dem habe ich

auch Fotos gesehen, von der Räumung.

Klaus Schrage („Nürnberger Nachrichten“):
Wenn du vorhin gesagt hast: Wir wissen nicht,

was die Menschen da draußen denken? Das

erinnert mich an so Betroffenheits-Podiumsdis-

kussionen von Parteipolitikern. Und das Fatale

an der ganzen Geschichte ist aber, du hast

recht, denn es ist tatsächlich so, das persönliche

Gespräch, das Mittendrin sein, kommt bei uns

viel zu kurz. Und es schlägt auch die Brücke 

zu dem ersten Referat, wo du gesagt hast, wir

müssen uns mental an die Kandare nehmen.

Und dazu würde für mich gehören, dass wir

wirklich, dort wo wir die Freiräume haben,

nicht nur die Reporter, sondern auch der Nor-

malredakteur, dass wir uns allen Zwängen zum

Trotz, so sehr wir durch die technischen und

sonstigen Arbeitsverdichtungen an den Sitzplatz

geschraubt sind, dass wir trotzdem immer wie-

der versuchen, rauszugehen und mittendrin zu

sein. Denn wir unterliegen, glaube ich, einem

ganz großen Irrtum manchmal, dass wir zum

Beispiel glauben, dass die Agenturen mittendrin

sind. Aber die arbeiten ja auch so. Die gehen

mal kurz hin, und wenn sie ihre Geschichte im
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Kasten haben, dann ist vor allen Dingen ihre

Aufgabe, dass sie möglichst schnell berichten.

Ich denke, das persönliche Gespräch, das per-

sönliche Dabeisein, wenn wir unsere Zeitungen

auf Dauer retten wollen, dann muss das auch

ein ganz wichtiger Punkt werden. 

Wolfgang Mayer (Nürnberg): Nur ganz kurz.

Zivilcourage, das ist alles ganz wichtig. Aber es

gehört noch eine andere Courage dazu, und

die ist sehr persönlich, nämlich zuzugestehen,

dass man sich geirrt hat. Weiterbildung ist wich-

tig. Das Stichwort möchte ich hier einbringen.

Und ich gestehe jetzt einfach: Ich habe über

viele Dinge schon kurzfristig schreiben müssen,

von denen ich nicht wirklich eine Ahnung hatte.

Also Journalisten müssen für Wissen offen sein.

Und dann muss ich auch mal zugestehen kön-

nen, auch ganz persönlich: Ich habe eine falsche

Meinung gehabt. Und das ist vielleicht für man-

che ganz hart.

Sahra Benecke („Nürnberger Nachrichten“):
Ich wollte noch mal auf das Thema Recherche

eingehen. Man kann ja nicht nur über Kom-

mentierung eine gewisse Meinung darstellen,

sondern auch über die Recherche, über die

Aspekte, die man zum Beispiel vom Thema

Stuttgart21 dann bringt. Wie sehen Sie denn

das, wie zum Beispiel die „Stuttgarter Zeitung“

recherchiert hat und als Gegenbeispiel etwa die

„FAZ“. Da gibt es ja auch innerhalb der Redak-

tion sehr verschiedene Meinungen zu Stutt-

gart21. Wie hat sich das aus Ihrer Sicht darge-

stellt, die Recherche an sich?

Josef-Otto Freudenreich: Also ich fang jetzt

einfach mal mit dem letzten an. Natürlich hat

sich da eine Entwicklung abgezeichnet. Bis zu

diesem 30. September ist im Grunde fast nicht

wirklich kritisch recherchiert, also nachdrücklich,

nachhaltig, recherchiert worden. Das hat was

mit der jetzt schon öfter erwähnten Blattlinie zu

tun gehabt. Aber auch damit: Wenn Sie nicht

recherchieren, dann haben Sie auch keine Quel-

len, die Sie zum Recherchieren brauchen. Infor-

manten, die Ihnen was erzählen, die wenden

sich natürlich an die, von denen sie wissen, die

sind a) vertrauenswürdig, b) sie wissen was und

sie nutzen die Quelle seriös. Das gab es damals

nicht. Und deshalb sind diese Recherchen in der

Phase 2010 im Grunde von Arno Luik gemacht

worden, vom „Stern“. Der hat sich da sehr

schnell einen Ruf erarbeitet, bei allerlei Infor-

manten, dass die Dinge, die sie haben, bei ihm
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gut aufgehoben sind. Erst danach, und dadurch

wurde es ja eben überregional zum Thema,

sind auch andere eingestiegen. Die „FAZ“ ist

mir da jetzt nicht als besonders recherchefreu-

dig aufgefallen, eher meinungsstark. Bei der

„Stuttgarter Zeitung“ und den „Stuttgarter

Nachrichten“ hat es dann angefangen. Das war

durchaus dann löblich. 

Jetzt: Was die Meinung revidieren vs. Zivilcoura-

ge betrifft. Da kann ich nur sagen, erst mal

finde ich es gut, wenn jemand eine Meinung

hat. Also unser Journalismus krankt ja auch

daran, man darf ja heute nicht mehr „Mei-

nung“ sagen, sondern man sagt ja „Haltung“.

Nur dass offensichtlich Haltung nicht mehr so in

Mode ist, sondern das Mitschwimmen. Und da

stört ja eher die Haltung, es sei denn, dass es

eine stromlinienförmige ist. Natürlich, da kann

und muss ich Ihnen zustimmen, wenn Sie

sagen: Man muss ja auch eine Meinung revidie-

ren können. Logisch. Wenn sie der Wirklichkeit

nicht standhält, dann muss ich die revidieren,

so viel Souveränität muss man einfach haben. 

Das Gespräch mit den Bürgern ist jetzt bitte

nicht so zu verstehen, wie wenn unser geliebter

Ex-Ministerpräsident gesagt hat: „Alle an den

Tisch, alles auf den Tisch.“ Und unser Kretsch -

mann sagt natürlich: „Das Gehört werden ist

alles.“ Das ist ja alles prima, halte ich aber in

aller Regel für ziemlichen Etikettenschwindel.

Man muss das wirklich ernst meinen und muss

es machen. 

Also wir machen das zum Beispiel bei uns mit

offenen Redaktionskonferenzen. Wir laden die

Leute dazu ein, teil zu haben, daran, was wir

für n Unsinn so planen. Manchmal auch was

Sinnhaftes. Wir machen Lesungen. Das ist für

uns ein ganz wichtiges Standbein, der Dialog

mit dem Bürger, damit wir wissen, wie der tickt,

was der will und was ihm stinkt. Dass wir das in

den etablierten Medien viel zu wenig machen,

das liegt auf der Hand. Wir wissen ja, dass

diese Pressehäuser heute gerne irgendwo auf

der grünen Wiese weit weg von der Innenstadt

stehen und so auch noch die räumliche Distanz

dokumentieren, die man hat. Und das ist natür-

lich auch eine inhaltliche Distanz. Das ist eine

gefährliche Entwicklung. Wenn Sie nicht mehr

wissen, was ihr Leser will, dann schreiben Sie

lustig vor sich hin. Und im Zweifel am Leser vor-

bei. 

Die Frage nach der Zivilcourage und den Konse-

quenzen und den Grenzen, die ist natürlich

ganz diffizil und die können Sie auch nicht

grundsätzlich beantworten. Ich habe für mich

immer nur gesagt, ich muss mich so unabhän-

gig halten, auch jetzt in meinem äußeren

Umfeld. Sagen wir es mal konkret: Im Schwä -

bischen brauchen Sie ja mindestens ein Eigen-

heim. Und dann sollte dazu noch Familie, 

möglichst noch ein Daimler vor der Hütte usw.

stehen. Wenn Sie das alles nicht brauchen, also

von der Frau vielleicht noch abgesehen, dann

sind Sie natürlich schon mal wesentlich unab-

hängiger und in der Lage, couragiert zu arbei-

ten. Das ist einfach eine Einstellungsfrage. Ich

würde da verrückt werden, wenn ich gezwun-

gen wäre, aufgrund objektiver Verhältnisse, die

ich mir aber schon selber geschaffen habe,

mich permanent anpassen zu müssen, ständig

in der Sorge, meinen Arbeitsplatz zu verlieren.

Das wär für mich ein unerträgliches Gefühl.

Aber das muss in der Tat jeder für sich selber

entscheiden. 

Inez, du hast es angesprochen, wir hatten ja

Streik in Baden-Württemberg, wir waren ja

auch da das gallische Dorf des Widerstands,

also die baden-württembergischen Journalisten

waren wirklich an der Spitze der Streikbewe-

gung. Und es war richtig toll, zu sehen, was da

passiert ist. Die hatten meine ganze Bewunde-

rung. Ich durfte eigentlich nicht mit streiken,

ich bin ja Verleger. Aber natürlich habe ich

ihnen immer wieder meine Solidarität bekun-
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det. Und wir haben auch, auch das ist ein Sinn

von „Kontext“, wahrscheinlich am ausführlichs-

ten darüber berichtet, was da los ist. Das wis-

sen wir ja auch, dass man über sich selber ja

ungern schreibt und die Möglichkeiten und der

Platz da ja eher knapp gehalten werden. Und

da hatte ich auch gedacht: Guck mal einer an,

da entwickelt sich was, auch so was wie Zivil-

courage. Ich hab allerdings die Befürchtung,

dass es jetzt relativ schnell wieder im allgemei-

nen Tagesgeschäft untergegangen ist. Ich will

damit nur sagen: Zivilcourage hat natürlich auch

was mit der Unterfütterung durch Solidarität

der Kollegen zu tun. Die sollen sich halt am 

Riemen reißen und mal für was kämpfen. Und

nicht nur für die nächsten 1,2% Gehaltserhö-

hung. Hab ich jetzt noch was vergessen?

Inez Kühn: Nein, aber ich finde auch, das ist

ein wunderbares Wort, um damit schwanger in

die Mittagspause zu gehen. Ihr findet „Kon-

text“ in gedruckter Form draußen auf den

Materialtischen. Schaut’s euch an, ist ein 4-seiti-

ger Druck, wenn ich es richtig gesehen habe.

Wir kommen aber auf die Frage, wie das orga-

nisiert wird, noch mal zurück, wenn Thomas

Wiegold dran

gewesen ist. 

Ich wünsche

euch eine gute

Mittagspause. 

Inez Kühn: Ich möchte zu allererst begrüßen in

unseren Reihen, den stellv. ver.di-Vorsitzenden

Frank Werneke, der es inzwischen geschafft

hat, zu uns zu kommen. Herzlich Willkommen,

Frank. 

Bevor wir im Programm weiter machen, wir

haben in der Mittagspause verteilt eine Resolu-

tion, die wir vor der Kaffeepause aufrufen 

werden. Da geht es um die Aufforderung an

Verleger, zurückzukehren zum Tarifvertrag. 

Dann soll ich auf Twitter hinweisen. Alles von

heute ist bereits durch die dju getwittert wor-

den. 

Wir haben eine kleine Programmänderung, 

die der Abreise von Josef-Otto Freudenreich

geschuldet ist. Ich hatte euch ja versprochen,

dass Josef noch die Gelegenheit kriegt, euch zu

berichten, wie „Kontext“ überhaupt funktio-

niert. Also, wie wird das eigentlich bezahlt?

Wer trägt das Ganze eigentlich? Wie ist das

Feedback? Ist das vielleicht ein Modell für die

Zukunft? Weil der Josef weg muss, hab ich ihn

gebeten, jetzt noch mal 10 Minuten dazu

etwas zu sagen.

Josef-Otto Freudenreich: Ja, vielen Dank,

Inez. Es ist in der Tat so. Ich sollte halt so

schnell wie möglich zurück. Ihr wisst, morgen

stimmt bei uns das Volk ab über das Projekt

Stuttgart21 und das erfordert eine gewisse 

Präsenz dort. Zunächst mal vielen Dank dafür,

dass ich euch in dieser großen Runde unser Pro-

jekt „Kontext Wochenzeitung“ vorstellen darf.

Es ist ja immer gut, wenn man das entspre-

chende Fachpublikum dazu hat.

Wir sind seit 6. April diesen Jahres auf Sendung

mit der Netzeitung. Ihr habt da schon einen

ganz guten Überblick, wie das Ding aufgebaut

ist. Die Idee war, das eben wegzunehmen von

den üblichen Net-Auftritten, es klar zu gliedern,

es fast an ein Zeitungslayout anzupassen, um
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einfach den Leser auf das Wesentliche zu kon-

zentrieren. Ihr findet bei uns keine Gewinn -

spiele oder Single-Anzeigen, Single-Börsen oder

sonstige ploppenden Buttons, sondern es kommt,

denke ich, sehr klar aufgeräumt rüber. Wenn

du da noch ein bisschen runterfahren könntest,

dann sieht man, dass es auch mit einer gewis-

sen „Eleganz“ daher kommt. 

Gemacht wird „Kontext“ von professionellen

Journalisten. Allesamt ehemalige Mitarbeiter

des Stuttgarter Pressehauses, die gedacht

haben, dieses Abenteuer gehen wir ein. Da

haben wir so ziemlich alle Freiheiten. Das heißt,

wir haben keinen Verleger, wir haben keinen

Chefredakteur und wir haben ganz bewusst

auch keine Anzeigenkunden. Das versetzt uns

in die Lage, wirklich unabhängig arbeiten zu

können. Das heißt, wir haben im Grunde den

paradiesischen Zustand, dass jeder machen

kann, was er will. Wer wünscht sich das nicht.

Dann kommt natürlich sofort das Aber. Weil,

wir leben ja nicht im Paradies, sondern vielleicht

nur in einer kleinen Oase in der Wüste. Das ist

der Punkt: Finanzierung. Wir sind auf ein Jahr

gesichert, sprich: April 2011 bis April 2012. Der

Etat ist fulminant, er beträgt 200.000 Euro. Das

sind im Grunde 2500 Euro Brutto im Monat für

die Kollegen. Das ist nun in der Tat, gemessen

an dem, was die früher verdient haben, relativ

wenig. Aber es wird, denke ich, aufgewogen

durch die Art der Arbeit, die dort zu machen ist

und auch gemacht werden kann.

Getragen wird „Kontext“ von einem Verein.

Frontmann ist Edzard Reuter, der ehemalige

Daimler-Chef. Der Zweite ist ein ehemaliger

Gesellschafter der „Stuttgarter Zeitung“, der

das offensichtlich auch ganz vergnüglich findet,

so was zu unterstützen. Und dann haben wir

noch die Stuttgarter „Salonsozialisten“. Also

Walter Sittler kennt man wahrscheinlich hier im

Saal, seine Frau bis hin zum ehemaligen Presse-

sprecher von Wendelin Wiedeking von Porsche.

Also alles ganz honorige Menschen, die qua

Spenden diesen Verein nicht nur tragen, son-

dern eben auch das Projekt finanzieren. „Kon-

text Wochenzeitung“ ist nur eines von dreien.

Der Verein hört ja auf den abenteuerlichen

Namen „Verein für ganzheitlichen Journalis-

mus“. Da lachen die Leute immer wieder zu

Recht. 

Da gibt’s eine ganz hübsche Episode. Als wir

damals bei der „taz“ angelandet sind und die

den Namen gehört haben, „ganzheitlicher Jour-

nalismus“, hieß es sofort: Da kommt die Stutt-

garter Steinerfraktion daher. Wir sind aber nun

wirklich keine Anthroposophen, sondern wir

verstehen das Ganzheitliche eben als erweiter-

ten Begriff von Journalismus. Also, wir schrei-

ben nicht nur, sondern wir haben auch noch

zwei weitere Projekte. Das eine ist „Lernen als

Recherche“, das vor allem von einem Kollegen

betrieben wird, der damit in die Schulen und in

die Unis geht. Und das zweite ist eine Veran-

staltungsreihe, die wir machen zum Thema:
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„Wie ticken Medien?“ Da laden wir dann immer

wieder in Zusammenarbeit mit einer Stuttgarter

Stiftung Leser, Bürger ein und diskutieren mit

ihnen aktuelle Themen, die insbesondere mit

Medien zu tun haben. Wir halten es deshalb 

für wichtig, weil es ja im Grunde keinen ande-

ren Bereich gibt, der so intransparent ist wie die

Medien selber. Also, da wird einfach Aufklärung

betrieben, darüber was hinter den Kulissen des

Mediengeschäftes läuft. Und ihr werdet es nicht

glauben, das sind immer sehr gut besuchte Ver-

anstaltungen und hat nicht nur mit Stuttgart21

zu tun. 

Wir sind natürlich jetzt darauf angewiesen, die

Basis, den Verein zu verbreitern, um das Projekt

auch finanziell zu stabilisieren. Aber wir haben

den Eindruck, das lässt sich ganz gut an. Dazu

zu sagen ist noch, das habt ihr ja auch verteilt,

dass wir die besten Geschichten aus dem Netz -

angebot jeweils am Samstag in der „taz“ ge -

druckt haben. Das heißt, wer die „taz“ am Sams-

tag kauft, die Ausgabe West, die von NRW 

runter geht über Hessen, Rheinland-Pfalz, Baden-

Württemberg bis Bayern, der kann Kontext

auch gedruckt kriegen. Das ist ein ganz gutes

Modell, weil wir damit auf zwei Beinen stehen.

Der Eine oder Andere wird’s mitgekriegt haben.

In der Schweiz beginnt jetzt das Gleiche. Die

„Tageswoche“, auch das sind Kollegen, wenn

ich es richtig weiß, weitgehend ehemalige

„Baseler Zeitung“-Kollegen. Sie haben aller-

dings den großen Vorteil, dass sie eine Sponso-

rin haben, die gleich mal fett Kohle auf den

Tisch gelegt hat, ich glaube 4 Millionen Fran-

ken. Das erhofften wir uns natürlich auch. Aber

dieser edle Spender, der ist jetzt noch nicht in

Sicht. 

Zum Inhalt vielleicht noch ein letztes Wort.

Unsere Losung lautet: „Altmodisch in die

Zukunft.“ Ihr seht es ja auch schon am Netz-

Auftritt, altmodisch in die Zukunft heißt ein-

fach, wir sind lang und wir sind langsam. Und

wir versuchen wirklich, alte Tugenden zu pfle-

gen und alte Tugenden, das muss ich in dem

Rahmen nicht erzählen, bedeutet wirklich

recherchieren, sich Zeit nehmen fürs Recher-

chieren, die Standards einfach von gutem Jour-

nalismus einhalten und das zu tun, was heute

in aller Munde ist, sogar in den Mündern der

Verleger: Qualitätsjournalismus abzuliefern. 

Inez Kühn: Jetzt gebe ich das Wort erst mal an

Vinzenz Wyss.

Vinzenz Wyss: Wir halten das Modell „Tages-

woche“ auch für sehr interessant. Und es ist

gut gestartet. Allerdings macht man sich da

auch schon Sorgen, was dann nach den 4 Mil-

lionen kommen soll. Darum die Frage an Sie:

Welches wäre aus Ihrer Sicht das optimalste

Modell, das Ihnen vorschweben könnte, woher

solche Ressourcen kommen können? Verein,

okay. Auch das reicht wahrscheinlich auf Dauer

nicht. Und noch die Anschlussfrage: Wie

sichern Sie sich denn dort gegen Einflussnahme

ab? Also dass zum Beispiel nicht ein dominan-

ter, mächtiger Vereinsvorstand Einfluss nimmt

auf die Redaktion. 

Josef-Otto Freudenreich: Die potentielle 

Einflussnahme, eines dominanten Vereinsmit-

gliedes ist einfach dadurch verhindert, dass wir

ein glasklares Redaktionsstatut haben, das so

was verhindert. 
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Die optimale Form, die haben wir sicherlich

auch nicht gefunden. Wir fänden es zum Einen

schon mal gut, wenn wir es schaffen könnten,

was bisher niemand geschafft hat, nämlich

bezahlpflichtig zu werben. Wenn es wirklich

eine ausreichende Zahl von Usern gäbe, die

sagen: Okay, das ist es uns wert. Deshalb

beginnen wir jetzt auch in der nächsten Aus -

gabe mit einer Abo-Kampagne, die wir bei der

„taz“ abgekupfert haben. Bei denen heißt sie:

„taz zahl ich“, bei uns: „Kontext ist mir es

wert“. Es ist im Grunde nix anderes als eine

Spende. Da hoffen wir drauf, dass wir zumin-

dest 1.000 geneigte Menschen finden, die 10

Euro im Monat bezahlen. Dafür bekommen sie

noch ein schönes Bild von unseren Fotografen.

Auch das ist im Übrigen für uns wichtig: Optik.

Wir haben da echt gute Fotografen. Unter ande-

rem auch die Kollegen von Gegenlicht, die sich

um eine wirklich auch opulente Optik bemühen. 

Viel mehr Möglichkeiten sehe ich in der Tat

nicht, wenn man nicht abhängig werden will

von wiederum irgendwelchen Verlagen, Institu-

tionen oder gar irgendwelchen staatlichen Ein-

richtungen. Das ist einfach, denke ich, undenk-

bar. Wir denken über eine Stiftung nach, dass

wir also über den Verein eine Stiftung installie-

ren, in die wiederum Geld eingezahlt werden

kann und damit die finanzielle Basis stabiler

und breiter wird. Aber jetzt eine so richtig zün-

dende Idee, wie wir das auf Dauer sichern kön-

nen, haben wir auch nicht. Das Einzige, was

seit vielen Jahren funktioniert, ist das „taz“-

Modell mit der Genossenschaft.

Inez Kühn: Die Frage von Werbung oder Spon-

soring ist bei euch keine?

Josef-Otto Freudenreich: Manchmal erlebt

man ja lustige Sachen, die man nicht glaubt.

Aber, also dieser frühere Gesellschafter der

„Stuttgarter Zeitung“, der hatte einen Großvater.

Und der wollte schon damals keine Werbung in

der Zeitung, was bekanntermaßen nicht funk-

tioniert hat. Und er denkt jetzt: Jetzt könnten

wir’s doch mal machen. Wie lange das halten

wird, das weiß ich nicht. 

Also eine kleine Anregung, vielleicht sogar

Bitte: Klickt euch doch einfach rein in die Zei-

tung. Kostet ja nix, www.kontext.wochenzei-

tung.de. Wir sind da natürlich für Anregungen

immer dankbar. Und wenn es ein professionel-

les Publikum ist, umso besser. Vielen Dank.

Inez Kühn: Wir danken dir, dass du gekommen

bist, uns das berichtet hast. Wir wünschen eine

schöne Heimfahrt und werden vielleicht mor-

gen Abend mal bei „Kontext“ gucken, wie das

denn mit der Volksabstimmung ausgegangen

ist. Vielen Dank. 
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Wir machen dann jetzt weiter im Programm

wie ausgewiesen. Das heißt, der nächste Refe-

rent ist Günter Bartsch. 

Günter hat als Geschäftsführer von Netzwerk

Recherche quasi von Berufs wegen erfolgreiche

Einflussnahme auf journalistische Veröffent -

lichungen im Visier. Er wird uns mit seinen 

Praxisbeispielen vor ein paar bösen Fallen war-

nen, hoffe ich.

Vor seinem Studium der Politikwissenschaften

arbeitete Günter in den Redaktionen der „All-

gäuer Zeitung“ und der „Augsburger Allgemei-

nen“. Er kennt also die klassischen Einfallstore

der massenhaften Versuche von Einflussnahme,

Personal- und Zeitmängel aus eigenem Erleiden.

Dennoch will er uns Journalistinnen und Jour-

nalisten, ich finde zu Recht, nicht aus der Ver-

antwortung lassen. Zitat: „Nicht jede Schlag -

zeile ist plötzlich eine.“ Sagt er mit Blick auf

eine ungesunde Konkurrenz, vor allen Dingen

im Online-Journalismus und dass manchmal

fünf Minuten für die unerlässliche Gegenrecher-

che genügen würden. „Sorgfalt statt Schnellig-

keit“ ist sein Kredo. Und warum nicht Mut zu

weißen Flecken.

Im Anschluss daran wird Conny Haß kurz

ergänzen. Conny trägt Lobbyismus-Beobach-

tungen bei, die sie als ver.di-Pressesprecherin im

Zusammenhang mit dem Karstadt-Verkauf

gemacht hat. Die Diskussion eröffnen wir dann

in Anschluss an beide Vorträge. 

Günter Bartsch, Journalist, Berlin

Forschung 
als Instrument der 
Manipulation

Wir PR und Lobbyismus Medien- und
Öffentlichkeitsarbeit beeinflussen

Man muss als Journalist nicht lange suchen, um

skurrile Beispiele für Beeinflussungsversuche zu

finden, in denen „Forschung“ eine Rolle spielt.

Aus einem Medienmagazin stammt zum Bei-

spiel eine Anzeige von British American Tobacco.

Verglichen mit den Produkten, die BAT herstellt,

ist diese Anzeige harmlos: Eine aufgeschnittene

Zigarette unter einem Mikroskop – unter der

Überschrift: „Wir forschen intensiv nach weni-

ger schädlichen Produkten.“ Ein Symbolbild,

schon klar, aber man fragt sich schon, ob die

einen verscheißern wollen.

Ähnlich dreist die Anzeige der Informations -

gemeinschaft Deutsches Geflügel unter dem

Slogan „Transparenzoffensive“: Da heißt es

unter anderem: „Während der Aufzucht von

Hähnchen und Puten werden massenhaft Anti-

biotika eingesetzt, die die Entstehung multi -

Günter Bartsch



resistenter Erreger verursachen.“ Das sei die oft

verbreitete Behauptung. Tatsache sei aber: „In

der Tierhaltung werden Antibiotika nie prophy-

laktisch, sondern nur therapeutisch und unter

tierärztlicher Aufsicht eingesetzt.“ Man kann sich

dann noch näher informieren auf gefluegel.tv,

zum Beispiel per Video in die Geflügelställe

reingucken – quasi das Gegenprogramm zu

dem, was sonst PETA und andere Tierschutz -

organisationen bei Report Mainz usw. präsen-

tieren. Ich glaube zwar eigentlich nicht, dass

Kollegen ernsthaft auf so etwas reinfallen, da

hat die Geflügelwirtschaft Geld ziemlich sinnlos

ausgegeben. Aber sie versuchen es zumindest

auf diese Art und Weise.

Um noch eine Antwort zu geben zu der Frage

des Antibiotika-Einsatzes. Vor ein paar Wochen

erst hat das Landesamt für Natur, Umwelt und

Verbraucherschutz NRW in einer Studie heraus-

gefunden, dass 96,4% der Masthühner mit

Antibiotika behandelt werden. Was Journalisten

meist nicht leisten können, das sind genau sol-

che Studien. Natürlich können wir nicht hun-

derte oder tausende Hühner untersuchen. Das

wäre wahrscheinlich zu viel verlangt. Aber solche

Studien zu lesen, nicht nur die zugehörige Pres-

semitteilung, das würde oft schon viel bringen. 

Oft würde das auch verhindern, dass wir auf

schlechte oder gekaufte Studien hereinfallen.

Beispielhaft drei Schlagzeilen, wie sie in deut-

schen Zeitungen und Online-Portalen erschienen

sind: Einmal heißt es hier: „Erdbeeren können

Wachstum von Speiseröhrenkrebs hemmen“.

Oder: „Walnüsse senken stressabhängigen Blut-

druck“. Und: „Honig ist so etwas wie Medizin.“

Beim Honig war es nur der Imker, der das

berichtet hat – das wurde nicht groß nachge-

prüft. Aber bei den Erdbeeren und den Walnüs-

sen hätte man bereits beim Lesen der Presse-

mitteilungen Verdacht schöpfen können. Dann

muss man prüfen, wer eine solche Studie veröf-

fentlicht, wer die Auftraggeber sind, die Finan-

ziers der Wissenschaftler. Oder wurde die Stu-

die möglicherweise direkt von einem Interessen-

verband produziert? In beiden Fällen hatten die

Studien einen solchen Hintergrund: Der kali -

fornische Walnussverband hatte zum Beispiel

die beiden Wissenschaftler, die sich da für Wal-

nüsse stark gemacht haben, bezahlt. 

Immer wieder verblüfft bin ich, wie häufig und

ausgiebig die Initiative Neue Soziale Marktwirt-

schaft (INSM) und das Institut der Deutschen

Wirtschaft (IW) in deutschen Medien zitiert wer-

den. Immerhin hat die INSM mehrere Schleich-

werbeskandale hinter sich, man erinnere sich an

die Versuche, ihre Botschaften in der Vorabend-

serie „Marienhof“ zu platzieren, über bezahlte

Dialoge zwischen den Figuren, etwa zu den

Vorzügen der Leiharbeit.

Trotz solcher Versuche, die Öffentlichkeit zu

täuschen, ist die INSM nach wie vor stark in

den Medien vertreten. Das reicht von der Tages-

schau, die über die Städterankings berichtet, 

bis zu den Regionalzeitungen. Bei meiner alten

Heimatzeitung erschienen ganzseitige Berichte

über ein Regionen-Ranking. Ganz selten wird in

solchen Fällen hinterfragt oder den Lesern sicht-

bar gemacht: Wer steht eigentlich hinter der

INSM? Wenn man Glück hat, steht da heute

etwas von einer „arbeitgebernahen“ Organisa-

tion – aber man könnte ja wenigstens mit

einem Halbsatz erwähnen, dass die 9 Millionen

jedes Jahr von Gesamtmetall kommen. Außer-

dem könnte man auch mal kritisch hinterfra-

Forschung als Instrument der Manipulation. . . . . 33

25. Journalistentag 2011



gen, nach welcher Methode die eigentlich vor-

gehen. Mir ist das im Laufe der Jahre nur ein

einziges Mal aufgefallen, als ein Kollege vom

Tagesspiegel sich wunderte, dass laut INSM zu

Berlins Stärken eine magere Entwicklung der

Arbeitskosten zähle – denn viele qualifizierte

Arbeitnehmer würden geringe Löhne ja gerade

als Schwäche Berlins betrachten und die Stadt

verlassen. Aber die meisten Redaktionen über-

nehmen solche Behauptungen einfach. Ich glau-

be, das liegt an dem geschickten Prinzip, das die

INSM mit ihren Ranglisten verfolgt: Es gibt Ge -

winner, es gibt Verlierer, Aufsteiger und Abstei-

ger – das macht sich ganz gut als Schlagzeile.

Die INSM geht übrigens nicht immer den

Umweg über die Medien. Sie probiert es auch

schon bei den ganz Jungen in den Klassenzim-

mern. Wenn man nach Unterrichtsmaterial zum

Thema Wirtschaft googelt, landet man schnell

auf einer Webseite namens „Wirtschaft und

Schule“. Dort kann man dann alle möglichen

Materialien für alle Altersstufen und alle Schul-

arten finden. Als Lehrer kann man sich die 

Vorbereitung erleichtern, als Schüler die Arbeit

fürs Referat. „Wirtschaft und Schule“ ist auch

ein Angebot der Initiative Neue Soziale Markt-

wirtschaft – und sie macht auch keinen großen

Hehl daraus, was sie damit beabsichtigt. Der

frühere Geschäftsführer der INSM erklärte dazu:

„Die Initiative Neue Soziale Marktwirtschaft will

aufklären, wie unser Wirtschaftssystem funktio-

niert, sie will gesellschaftliche und wirtschaft -

liche Reformthemen auch in den Kontext Schu-

le tragen.“ Sehr hübsch: „Kontext Schule“. 

Am liebsten würden sie direkt in den Klassen-

zimmern mit drin sitzen. Leider gibt es auch

enge Verknüpfungen zu den Schulen. Die INSM

verweist auf die Bundesarbeitsgemeinschaft

Schule-Wirtschaft. Einer der beiden „Vorsitzen-

den“ dieser Arbeitsgemeinschaft ist Ulrich

Wiethaup, Leiter der Elly-Heuss-Knapp-Schule in

Neumünster. Getragen wird die Arbeitsgemein-

schaft von der BDA, der Bundesvereinigung der

Deutschen Arbeitgeberverbände.

Vom Institut der Deutschen Wirtschaft stammt

die Reihe „Thema Wirtschaft“. Die eignet sich

laut der Bundesarbeitsgemeinschaft Schule-

Wirtschaft „hervorragend zur Vorbereitung und

Durchführung des wirtschaftskundlichen Unter-

richts“. Ein Heft widmet sich dem Thema

„Warum die Zeitarbeit boomt“. Doch wer da

jetzt ein ausgewogenes Unterrichtsmaterial

erwartet, wird enttäuscht. Eher könnte man

von einer Werbebroschüre für die Zeitarbeit

sprechen. Da heißt es in einer Zusammenfas-

sung: „Überlegungen, einen gesetzlichen Min-

destlohn einzuführen oder Tarifverträge in der

Zeitarbeit für allgemein verbindlich zu erklären,

können der Branche nur schaden.“ Der Autor

arbeitet beim Institut der Deutschen Wirtschaft.

Das versteht sich laut eigener Webseite als

„Think-Tank und Service-Einrichtung für seine

Mitglieder und Kunden“. Wer da eine unab-

hängige Wissenschaft erwartet, einen Experten,

der wirklich unabhängig etwas beitragen könn-

te, ist natürlich völlig auf dem Holzweg. Trotz-

dem durfte er bei „Maybrit Illner“ erklären, wie

Vollbeschäftigung funktioniert. Aber meinet -

wegen: Wenn man sich als Redaktion für so

jemanden als Gesprächspartner entscheidet,

dann darf man ihn dem Zuschauer nicht als

unabhängigen Experten verkaufen, sondern

muss klar darlegen, was er ist: Ein Lobbyist, ein

Interessenvertreter – unter dem Deckmantel der

Wissenschaft. Ich finde es unerträglich, wie zur-
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zeit IW-Chef Michael Hüther als Experte für alle

Krisen-Fragen durch die Nachrichtensendungen

gereicht wird.

Aber es sind nicht nur die scheinbar unabhän -

gigen Experten, die da immer wieder zitiert

werden oder in Talkshows geladen werden, weil

sie eloquent formulieren können. Es sind auch

manchmal ganze Organisationen, die aufge-

baut werden, um Medien und Öffentlichkeit zu

beeinflussen. Die „Initiative ProDialog“ zum

Beispiel. Deren „Vorsitzende“ Kerstin Plehwe

wird immer wieder als „Dialogexpertin“, etwa

im Zusammenhang mit Wahlkämpfen, inter-

viewt. Bei TV Berlin moderiert sie ganze Sende-

reihen. Wenn man sich mit der Initiative ProDia-

log beschäftigt, kommt man der Sache näher. 

Auf der Webseite der Initiative heißt es unter

anderem: „Die Initiative hat das Ziel, den Dialog

zwischen Politik, Wirtschaft und Zivilgesellschaft

zu stärken sowie Demokratie und Engagement

zu fördern.“ Klingt ja erst mal ganz ordentlich.

Ein Verein ist die Initiative allerdings nicht, 

Kerstin Plehwe nennt sich einfach nur „Vorsit-

zende“. Hauptfinanzier der Organisation ist die

Deutsche Post. Die hat bei der Gründung von

ProDialog 2005 auch gar keinen Hehl daraus

gemacht, was diese Initiative eigentlich tun soll,

nämlich: „Mit der Gründung der Initiative Pro-

Dialog fördert die Deutsche Post von Juni an

den Dialog von Parteien, Verbänden und Kom-

munen mit ihren Wählern, Mitgliedern und 

Bürgern. Der Kommunikationsdienstleister

Deutsche Post will mit dieser Initiative speziell

politische und gesellschaftliche Gruppierungen,

aber auch Kommunen ansprechen, um ihnen

Vorteile, Möglichkeiten der direkten Kommuni-

kation mit den Mitteln des Dialog-Marketing

nahe zu bringen.“ Es überrascht dann auch

nicht, dass Plehwe zumindest gelegentlich

erwähnt, dass der klassische Brief immer noch

Vorteile hat in dieser Onlinewelt.

Selbst Kerstin Plehwes Wikipedia-Eintrag wurde

geschönt, wie man als Journalist schnell fest-

stellen kann – schon beim ersten Lesen hören

sich die Zeilen nicht unbedingt nach einem 

Lexikonartikel an: „Kerstin Plehwe arbeitet als

Publizistin und Beraterin für Politik, Wirtschaft

und NGO’s. Von der ‚Welt am Sonntag’ als

Deutschlands führende Dialogexpertin benannt,

gilt die Vorsitzende der Initiative ProDialog und

Geschäftsführerin des Instituts für Politik und

Gesellschaft als engagierte Protagonistin

moderner Kommunikationswege und eines

neuen Leadership-Verständnisses in Politik,

Wirtschaft und Zivilgesellschaft.“ Also das ist

schon ziemlich dumm dick aufgetragen, finde

ich. Man kann aber sogar relativ schnell konkre-

te Belege dafür finden, dass sich da jemand an

dem Text zu schaffen gemacht hat.

Wenn man in die Versionsgeschichte, die es bei

jedem Wikipedia-Artikel gibt, hineinsieht, kann

man jede einzelne Änderung nachvollziehen

und die verschiedenen Versionen miteinander

vergleichen. So erkennt man schnell, dass zwei

Nutzer, die ansonsten keinerlei Aktivitäten in

Wikipedia vorzuweisen haben, unschöne Episo-

den in Plehwes Lebenslauf, wie ihr Scheitern als

Präsidentin des Direktmarketing-Verbandes,

komplett getilgt haben. 

Zum Schluss noch ein positives Beispiel für

guten Recherche-Journalismus im Zusammen-

hang mit Wissenschaft und Forschung: Die

Webseite medien-doktor.de, angesiedelt am

Lehrstuhl Wissenschaftsjournalismus der TU

Dortmund. Dort wird die Qualität medizinjour-

nalistischer Beiträge beurteilt – und die Kolle-

gen prüfen genau: Unter anderem deckten sie

auf, dass hinter der oben erwähnten Walnuss-

Studie, die Walnuss-Lobby steckte.
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Cornelia Haß, Bundesgeschäftsführerin 
der Deutschen Journalistinnen- 
und Journalisten-Union (dju) in ver.di

Rückblick auf die 
Karstadt-Rettung 2010
im Spiegel der Medien

Ich wage die Behauptung, dass kaum ein Thema

die Wirtschaftsmedien im Frühjahr/Sommer

2010 so in Atem gehalten hat wie der Krimi um

die Übernahme der bundesweit rund 120 Kar-

stadt-Häuser. Der Konzern Arcandor war bereits

ein Jahr zuvor im Zuge der Insolvenz zerschlagen

worden, das Versandhaus Quelle im September

2009 unter großer öffentlicher Anteilnahme

liquidiert. Blieb noch Karstadt, Symbol über

hundertjährige Handelsgeschichte, das in der

bundesrepublikanischen Wirtschaftsgeschichte

eine Rolle spielt, die ohne weiteres vergleichbar

ist mit der der Lufthansa oder den großen

Autobauern. 

Wie kam es dazu, dass ver.di im Überlebens-

kampf des Warenhauses eine so entscheidende

Rolle spielte? Schon seit vielen Jahren ging es,

bedingt durch grobes Missmanagement bergab

mit Karstadt. 2004 schloss ver.di den ersten

Sanierungstarifvertrag für das Unternehmen

ab – das ging vonstatten ohne ein Eingreifen in

die regionalen Flächentarifverträge – weitere

folgten 2008 und im Dezember 2009, da schon

unter den Bedingungen der Insolvenz – bis jetzt

einmalig im Handelsbereich. Vor dem Abschluss

dieser Sanierungstarifverträge, die dem Unter-

nehmen insgesamt dreistellige Millionenbeträge

in die Kassen spülten, stand jeweils die Dro-

hung von Gläubigerbanken, Kreditlinien nicht

zu verlängern, sollten die Kolleginnen und 

Kollegen nicht zu Zugeständnissen bereit sein. 

Es ging also immer ums Ganze, die Existenz des

Unternehmens mit seinen rund 30.000 Beschäf-

tigten. Das waren 30.000 Beschäftigte, mit

denen jeder Kunde, jede Kundin schon mal 

was zu tun hatte, ein Gesicht verbinden konnte.

Die zumindest kurzfristig das Überleben des

Unternehmens sichernden Beiträge der Kolle-

ginnen waren ein Grund für die zentrale Rolle,

die ver.di im Übernahmeprozess spielte. Der

andere war, dass ver.di vor allen anderen betei-

ligten Gläubigerparteien aus der Deckung kam

und sich im Juni 2010 als erstes und in mehr

oder weniger offener Opposition zu einem

Großteil der anderen Akteure inklusive der

betrieblichen Interessenvertretung zum Investor

Nicolas Berggruen bekannte. Und damit eine

entscheidende Weiche im Übernahmeprozess

stellte, der das Unternehmen letztlich aus der

Insolvenz heraus brachte. 

Warum Berggruen? Eine bis dato in Deutsch-

land eher unbekannte Person, was sich aber

sehr schnell änderte, so dass Berggruen selber

Gegenstand intensiver Berichterstattung und zu

einer schillernden und polarisierenden Figur

hoch stilisiert wurde, zum Beispiel durch eine

Hochglanzbildberichterstattung über sein Party-

leben an der Seite eines Schlagersternchens in

Saint-Tropez. Nicolas Berggruen hatte als einzi-

ger aus der Reihe potenzieller Geldgeber
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erkannt, dass es keinen Sinn machte, die

Beschäftigten erneut zur Kasse zu bitten und

sich dadurch einen befristeten Wettbewerbs -

vorteil auf dem hart umkämpften deutschen

Einzelhandelsmarkt zu verschaffen. Berggruen

wollte statt dessen realistische und den Markt-

gepflogenheiten entsprechende Mieten aus -

handeln, die das Überleben des Unternehmens

langfristig sichern. Und er verfügte darüber

hinaus über ausreichend Eigenkapital, um not-

wendige Investitionsprozesse in den Häusern

anzuschieben.

Das waren zwei wesentliche Argumente, die für

eine Übernahme durch Berggruen sprachen

und damit sicherte er sich nicht nur die ver.di-

Unterstützung, sondern auch die von Insolvenz-

verwalter Klaus-Hubert Görg. Und legte sich

mit mächtigen Gegnern an: Den Investoren um

die Bank Goldman Sachs und die Deutsche

Bank-Tochter DB Reef, den Mehrheitseignern

des Immobilienfonds High Street, Eigentümer

fast aller Karstadt-Immobilien und selber Bieter

für das Unternehmen. Auch der italienische

Handelsunternehmer Maurizio Borletti brachte

sich medienwirksam in Stellung, so dass am

Ende drei Bieter im Rennen waren, die eine

gefühlte Armada von Spindoktoren ans Werk

setzten mit dem Ziel, den jeweiligen Auftragge-

ber ins rechte Licht zu setzen und die Konkur-

renz zu verunglimpfen. 

Das war der Moment im Sommer 2010, als die

Berichterstattung über den eigentlich durch das

Insolvenzrecht klar vorgegebenen Übernahme-

prozess in ein mediales Schmierentheater

abglitt, für das das bereits angesprochene

Saint-Tropez-Foto Berggruens auf der Party der

Ehefrau seines Gegners, Goldman-Sachs Chef

Alexander Dibelius. Seht her, schrie das Bild in

der BamS – der Boulevardteil der Springerme-

dien hatte sich schon früh auf High Street fest

gelegt: Der Mann macht Party und spielt den

Hippie, während Dibelius arbeitet. Denn auch

das war Teil der Meldung, Dibelius selbst sei

wegen wichtiger Termine in Frankfurt bei der

Party verhindert. Ein Beispiel von vielen, die sich

ebenso häuften wie Telefonkonferenzen mit

unbekannten Teilnehmerinnen und Teilnehmern,

bei denen im feinsten PR-Jargon die Vorteile der

jeweiligen Auftraggeber vorgetragen wurden. 

Versierte Wirtschaftsjournalisten, mit denen wir

als ver.di eine langjährige und vertrauensvolle

Zusammenarbeit pflegten, beklagten sich bei

uns, dass es in diesem Bereich ein spindoctoring

mit solchen Ausmaßen noch nicht gegeben

habe. Und das spindoctoring funktionierte so,

dass die vermeintlichen PR-Profis Hochglanz -

material mit geschönten Zahlen unters Volk

brachten, während ihre Kollegen aus der Politik -

lobbying-Abteilung versuchten, bei handelnden

Akteuren vorstellig zu werden, um in dem

Moment, wo ihnen die Möglichkeit eines Ter-

mins anvisiert wurde, wiederum ihre PR-Profis

loszuschicken mit der Meldung, da würden

jetzt Gespräche aufgenommen, zu einem Zeit-

punkt, wo allein so eine Meldung den ganzen

Verhandlungsprozess um die Mieten wieder ins

Wanken bringen konnte. 

Die Journalistinnen und Journalisten, die aufs

Decodieren von Bilanzen nicht spezialisiert

waren, jazzten da zum Teil die Zahlen des Mau-

rizio Borletti, der seine Beteiligungen übrigens

mittlerweile an einen asiatischen Investor abge-

ben musste, zu Jubelzahlen hoch und konfron-

tierten uns damit, dass wir da doch einen Han-

delsexperten mit genug Geld in der Hinterhand

hätten – warum wir diesen nicht favorisierten?

Und dann wurden Ebitda und Umsatz hin- und

hergewendet und wenn dann in den Redaktio-

nen mal wieder der Druck stieg, die Zeit nicht
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reichte, dann wurde eben nur der Teil der Zah-

len, der so schön aussah, veröffentlicht und so

entstanden mehr und mehr Zerrbilder, hinter

denen das Ringen um marktübliche Mieten

immer weiter zurück trat. 

Dass es um rund 30.000 Arbeitsplätze ging, 

um die Zukunft eines Geschäftsmodells, das in

dieser Form weltweit wohl einzigartig ist – viel-

leicht nicht in der Premiumversion der Groß-

städte, aber schon als alleiniger Anbieter eines

derart umfassenden Sortiments in mittelgroßen

Städten, geriet angesichts der zynischen Zocker

auf mehreren Seiten immer weiter in den Hin-

tergrund. Dennoch konnte sich Berggruen am

Ende durchsetzen, auch weil es den Gold- und

Ackermännern nicht gänzlich gelungen ist, die

gesamte Deutungshoheit für sich zu erobern,

weil es Medienvertreterinnen und -vertreter

gegeben hat, die sich der Flut an PR-Informatio-

nen entzogen haben, die nach der Geschichte

hinter der Geschichte geschaut und gefragt

haben, wem nützt denn eigentlich die Informa-

tion, die ich hier exklusiv zugesichert bekomme,

wer instrumentalisiert mich? Dass Karstadt wei-

ter existieren kann, dass die Arbeitsplätze der

Kolleginnen und Kollegen gesichert sind, ist

damit auch der Urteilsfähigkeit von Journalistin-

nen und Journalisten zu verdanken, die sich

diese Frage gestellt, für sich beantwortet und

damit der Versuchung widerstanden haben, ihr

Handwerkszeug über Bord zu werfen und den

Weg des geringsten Widerstands zu gehen. 

Leider zeigen meine Erfahrungen aus dieser

Zeit, dass diese Kolleginnen und Kollegen nicht

immer in der Mehrheit oder für Medien tätig

waren, von denen ich eigentlich eine solche 

kritische Auseinandersetzung erwartet hätte,

was eben auch auf den bereits angesprochenen

Druck sowohl in Zeitungsredaktionen, aber

noch viel stärker in den Agenturen zurück zu

führen ist, wo vielfach allein das Tempo und der

Sensationsgehalt einer Meldung entscheidend

sind für die Veröffentlichung, nicht gründliche

Recherche und das Befragen einer Vielzahl von

Quellen. Und so zeigt die Auseinandersetzung

um Karstadt allein in diesen fünf Monaten für

mich exemplarisch, wie unerlässlich es ist, Infor-

mationen, die scheinbar auf dem Silbertablett

dargeboten werden, zu hinterfragen, wie wich-

tig es ist, dass Kolleginnen und Kollegen die

Zeit dazu haben und sich auch die Zeit neh-

men, vertrauenswürdige Quellen aufzuspüren,

Informationen zu vergleichen und zu gewichten.

Ich weiß nicht, ob in diesem Kreis allseits

bekannt ist, dass ver.di als solche Quelle für

eine erkleckliche Summe an Informationen aus

fast allen Dienstleistungsberufen zur Verfügung

steht. ver.di hat sich – bei klarer Interessenlage,

nämlich dem Wohl der Beschäftigten – nicht

am Spindoctoring beteiligt, nur solche Informa-

tionen verbreitet, die nachprüfbar und verläss-

lich waren, dann auch mit offenem Visier, Spe-

kulationen und Gerüchte häufig genug (und

zum Leidwesen mancher Journalisten) schlicht

nicht kommentiert, allerdings offensichtliche

Falschinformationen auch als solche bezeichnet.

Darauf kann ich hier guten Gewissens hinwei-

sen. Gern unterstützt ver.di ebenso wie die dju

in ver.di als Interessenvertretung der Berufs-

gruppe auch professionelle Pressearbeiter, soll-

ten Sie oder Ihre Kolleginnen und Kollegen im

Vorfeld oder nach der Publikation einer Bericht-

erstattung mit juristischen Mitteln bedroht sein,

zum Beispiel dadurch, dass wir einen 

Vorgang aus unserem Organisationsbereich

bezeugen und ihre Berichterstattung damit

gegen juristische Angriffe schützen. Das

machen wir gern, sprechen Sie, sprecht uns an,

nicht nur als Dienstleistungsgewerkschaft, 

sondern als Dienstleister! 

38 . . . . . . .   .

Cornelia Haß

Gern unterstützt ver.di auch 
professionelle Pressearbeiter, sollten Sie mit

juristischen Mitteln bedroht sein



Inez Kühn: Jetzt haben wir einige Beispiele von

Einflussnahme gehört. Jetzt habt ihr das Wort. 

Renate Gensch: Ich möchte das eigentlich noch

ergänzen. Mein Zeitungsverlag wurde vor eini-

gen Jahren von Finanzinvestoren gekauft. Und

in dem Zusammenhang gab es dann im „Rhei-

nischen Merkur“ einen wunderbaren Artikel

von Miriam Meckel – einst Journalistin, später

unter anderem Staatssekretärin für Europa, Inter-

nationales und Medien, heute Professorin an

der Universität St. Gallen – was denn die bösen

Menschen hier in Deutschland alle so hätten,

die tollen Finanzinvestoren. Es sei doch super,

dass sie sich in Deutschland engagieren würden.

Und ausgerechnet in Berlin würde man die jetzt

auch noch als Heuschrecken bezeichnen. 

Da waren wir mit gemeint. Wir hatten damals

Heuschrecken-Verbotsschilder gegen die 

Übernahme gemacht. Und dann stand unten 

drunter: Professorin an der UNI St. Gallen und

Beraterin und Mitglied der Broonsweek-Group.

Ich habe daraufhin einen Kollegen von einer

anderen Zeitung gebeten, doch mal zu recher-

chieren, weil ich nämlich wusste, was die

Broonsweek-Group war. Miriam Meckel war mit

unserem Investor, Herrn Montgomery, und eini-

gen Leuten zusammengetroffen. Diese Broons-

week-Group sucht Finanzinvestoren, die mit

investieren, mit in die Fonds gehen, und sie ist

dort Mitgesellschafterin. Solche Geschichten

muss man offen legen. Das steht da einfach so

mal drin, im „Rheinischen Merkur“. Und das

wird überhaupt nicht überprüft. Wer ist das?

Sie macht einen Gastbeitrag. Und erst durch eine

Geschichte in der „taz“ ist das dann hoch ge -

kommen und wurde etwas kritisch beleuchtet.

Darüber ist sie, glaube ich, heute noch sauer. 

Aber genau solche Sachen muss man auf -

decken. Weil eben auch da, wie Frau Plehwe,

irgendwelche Experten auftreten und erklären,

was passiert. Und da sage ich auch wieder, das

ist das Thema Recherche und, dass Kolleginnen

und Kollegen einfach auch mal immer wieder

dahinter gucken sollen. Wir haben, glaube ich,

bei einem Journalistentag auch mal die Initiative

Neue Soziale Marktwirtschaft (INSM) zum

Thema gehabt und beleuchtet. Da steckt vor

allem der Arbeitgeberverband Gesamtmetall

dahinter. Und wer an den Bundespressestrand

geht, da steht: Reformen sind auch dein Bier.

Die Reformierbar, auch die wurde von der INSM

unterstützt. Ich gehe nicht an den Bundespres-

sestrand. Ich geh woanders mein Bier trinken.

Georg Escher („Nürnberger Nachrichten“):
Es ist das Beispiel Pharmaindustrie schon ange-

sprochen worden. Da ist ja auffällig, wenn eine

neue Gesundheitsreform ansteht, die Pharma -

industrie ist öffentlich kaum zu sehen. Die mel-

den sich nicht mit irgendwelchen Pressekonfe-

renzen, mit Presseerklärungen. Ab und zu der

Verband der forschenden Pharmaindustrie. Die

melden sich, aber eher zurückhaltend. Aber es

findet natürlich trotzdem irgendeine Beeinflus-

sung statt. Man muss sich das vielleicht so vor-

stellen, wenn da ein Standort ist, eine große

Pharmafirma in der Stadt XY, da wird dann der

Bürgermeister aufgesucht. Dem wird gesagt:

Na, wir würden ja gerne den Standort halten.

Der ist uns eigentlich ans Herz gewachsen. Wir

haben gute Erfahrungen gemacht, aber wenn

diese Reform durchkommt, dann wird’s schwie-

rig. Ob man da nicht mal die Herrschaften im

Bundestag auch mal ein bisschen informieren
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kann, dass es wirklich Konsequenzen haben

kann. Das passiert dann auch. Da muss man

nicht in die Öffentlichkeit treten. Aber das

Ergebnis ist immer dasselbe. Bei jeder Gesund-

heitsreform, es kommt immer ein Ergebnis raus.

Alle müssen ein bisschen Blut lassen, die Phar-

maindustrie praktisch nie.

Wolfgang Mayer: Wir haben heute auch

erfahren können, dass Recherche ins Leere

läuft. Das heißt, dass auch sehr gute Recherche

keine Wirkung hat. Da gab’s auch Quelle. Das

war eigentlich einer der größten Skandale in

der Wirtschaftsgeschichte, dass Quelle Insolvenz

angemeldet hat. Und zwar in Essen. Ist nicht

zulässig nach Gesetz. Insolvenz muss am Ort

des Unternehmens angemeldet werden. Das

war in Fürth, ist aber vom benannten Insolvenz-

verwalter wie Karstadt in Essen angemeldet

worden. Wir haben dann rausgekriegt, dass da

vorher Gelder geflossen sind, von Quelle noch

zu Karstadt usw. Hab ich alles geschrieben. 

Hat niemand aufgegriffen. Ist auch bei ver.di nix

passiert in der Sache. 

Also damit müssen wir auch umgehen können

und müssen ertragen, dass, wenn wir was auf-

decken, es auch keinerlei Reaktion gibt und die

schönste Recherche zu nix führt. 

Im Übrigen, wenn es um Zahlen geht. Da haben

es die Kolleginnen und Kollegen schon schwer.

Und was vielleicht manche nicht wissen ist, dass

man mit Bilanzzahlen so viel machen kann. Es

hat ein Unternehmen mal fairerweise Quartals-

zahlen gegenübergestellt. Einmal nach dem

europäischen Bilanzierungsmuster und einmal

nach US-GAAP. Das kann man tun. Quartals-

zahl, einmal nur im Vierteljahr, 150 Millionen

plus Gewinn, im anderen nach der anderen

Methode 250 Millionen minus. Das ist alles

zulässig. Das muss man wissen. Zahlen an sich,

da muss man dahinter schauen. 

Inez Kühn: Ein Plädoyer auch für bessere Aus-

und Weiterbildung. So verstehe ich es. 

Friedrich Siekmeier (ver.di-Sekretär Nieder-
sachsen-Bremen): Ja. Ich denke, bei Beeinflus-

sungsversuchen ist es wichtig, sie transparent

zu machen. Ich spreche da aus eigener Erfah-

rung. Wenn ich auch jetzt seit fast 10 Jahren

nicht mehr als Journalist arbeite. Als ich noch

als Journalist arbeitete, so im Jahr 2000, wur-

den die Mitglieder der Landespressekonferenz

Bremen angeschrieben von der Dresdner Bank,

für eine Informationsveranstaltung in Vorberei-

tung der Einführung des Euro. Diese Veranstal-

tung fand hier in Berlin statt, im Hotel Adlon.

Aufgefahren waren Referenten, also Bundes-

bankdirektor und ich weiß nicht, wer noch

alles. Und ich hab dann als freier Journalist bei

der Redaktion des „Freitag“ angefragt: Sagt

mal, habt ihr nicht Interesse daran, darüber mal

was zu erfahren? Ich hab dann das Okay

gekriegt und habe in dem Medientagebuch
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beschrieben, was da abgelaufen ist. Ich hab dann

auch diejenigen genannt, aus den sogenannten

Qualitätsmedien, die sich da also zwei Tage

wunderbar haben verpflegen lassen und wie

das alles abgelaufen ist und hab dann eben bei

denjenigen, die sich haben beeinflussen lassen,

in der Autorenzeile dann auch meine Person

genannt. Das war sehr wirkungsvoll. Ich bin da -

nach nie wieder von der Dresdner Bank behel-

ligt worden und zu irgendwelchen Veranstal-

tungen eingeladen worden, wo dann eben die

Interessen der Bank deutlich gemacht werden

sollten. Ich weiß, das ist nicht überall möglich.

Aber den Versuch lohnt es, glaub ich, schon. 

Günter Bartsch: Zu der Frage Pharmalobby. Da

ändert sich ja nichts. Es gibt zumindest schon

gesellschaftliche Gegenbewegungen. Zum Bei-

spiel gibt’s eine Initiative von Ärzten, seit ein

paar Monaten, die nennt sich MEZIS. Das ist

eine Abkürzung für ‚Mein Essen zahl’ ich

selbst!’ Die lassen in ihre Praxen keine Pharma-

vertreter rein. Es gibt für Ärzte die schicksten

Reisen, Essen und Einladungen. Also das gibt’s

da auch. Und vielleicht würde es uns Journalis-

ten auch ganz gut stehen, es muss ja nicht

gleich eine Initiative ‚Meine Bahncard zahl’ ich

selbst!’ sein. Aber zumindest so was zu

machen, könnte man mal drüber nachdenken. 

Lutz Bohn: Ich wollte mal auf die jetzige Krise

eingehen. Wenn man jetzt hört, dass angeblich

die bösen Banken an allem schuld sind und

wenn ich lese, dass es immer die faulen Grie-

chen sind, die ja nicht arbeiten wollen. Und

jetzt steht wieder im Videotext von Kabel 1 und

Sat.1 heute früh, dass angeblich wieder Griechen

für tote Versicherungsunternehmer doch Rente

kassieren, obwohl es jahrelang schon bekannt

ist. Das ist für mich eigentlich Sozialrassismus

erster Güte, was da abläuft. Aber was mich

stört. Wenn man die ganzen letzten Talkshows

gesehen hat, nie ist da ein Gewerkschafter ein-

geladen worden, nur Bankspezialisten usw. 

Thomas Wiegold: Eine Bemerkung in dem

Umfeld mit Manipulation usw. Ich mach mich

jetzt mal ein bisschen unbeliebt. Es gibt manch-

mal auch so gewisse Beißreflexe. Typisches Bei-

spiel: Der Verteidigungsminister versucht gerade

mit den großen Rüstungskonzernen von schon

ausgehandelten abgeschlossenen Verträgen 

für Rüstungsgüter, die nicht gebraucht werden,

runter zu kommen. Unter anderem, weniger

Eurofighter zu kaufen. Der vehementeste Geg-

ner, der schreit, dass Menschen unter Hartz IV

fallen und alles ganz schrecklich wird, ist die 

IG Metall. Genau genommen die IG Metall in

Bayern, die also sich hinstellt und sehr plastisch

schildern kann, wie die deutsche Luftfahrtin-

dustrie am Boden zerstört wird und kein einzi-

ges Flugzeug mehr deutschen Boden verlassen

wird, wenn diese Bestellungen nicht ausgeführt

werden. Darüber lese ich, außer in den Regio-

nalzeitungen in Bayern, relativ wenig. Ist natür-

lich auch ein Problem. Man müsste vielleicht

mal drauf hinweisen, dass die IG Metall natür-

lich an der Stelle ein bestimmtes Interesse hat,

das sich von dem ihres industriellen Arbeit -

gebers in nichts unterscheidet.

Stefan Jalowy: Ich gestehe hiermit, dass ich

auch in den letzten Jahren durchaus, und zwar

fest angestellt für eine PR-Agentur gearbeitet

habe, die wiederum im Wesentlichen für einen

deutschen Life-Science-Konzern gearbeitet hat.

Namen darf ich nicht nennen. Aber nur mal als
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Größenordnung. Wir haben gedreht in Prag den

deutschen Anteil eines internationalen Gynäko-

logen-Kongresses. Und es gab eine Abend -

veranstaltung, getarnt als Bildungsveranstaltung,

20 Minuten, ein Quiz. Es soll ja auch unterhal-

tend sein. Der Etat nur für diesen Abend, für

120 Teilnehmer, die eingeflogen wurden, nur

für diesen Abend: 5 Millionen Euro.

Rosemarie Bölts: Ich wollte noch auf eine

andere Verzahnung oder Teamarbeit hinweisen,

die mir selber aufgefallen ist, als ich Herrn Rös-

ler, kurz bevor er vom Gesundheitsressort ins

Wirtschaftsressort gewechselt ist, interviewt

hatte. Er erklärte mir, dass er sehr froh ist, dass

die sozialistische Gesundheitspolitik, die wir bis-

her hatten, nun geändert wird. Ich habe tage-

lang noch darüber nachgedacht, was an der

Gesundheitspolitik vorher sozialistisch war. Aber

gut. Was ich damit sagen will ist, das kam auch

in meiner Hörfunksendung vor, dieser O-Ton.

Hat natürlich niemand von den Kollegen gehört.

Aber was mir schon wesentlich daran ist: Der

Herr Rösler wird ja auch so geschont. Ich finde,

dass Politiker oft irgendwie geschont werden.

Dann werden sie als Nachwuchshoffnung lange

beklatscht und empfohlen von uns Medienleu-

ten. Und überhaupt ist er ja ein ganz Netter. 

Und ich finde eigentlich, dass diese Konklusion

viel mehr sichtbar sein muss. Entweder Mario-

nette oder Spielball oder auch Akteur. Aber

irgendwie gehört das ja zusammen, diese

Wahnsinns Pharmalobby und eben auch Politi-

ker, die das erfüllen. Wenn mir jemand erzählt,

wir hatten eine sozialistische Gesundheitspoli-

tik, dann ist eigentlich die Marschrichtung klar.

Dann kann man eben nicht nur sagen, die

Pharmaindustrie sind die Bösen, sondern wir

beleuchten doch mal die Verbindungen von

Herrn Rösler.

Günter Bartsch: Ich glaube, das Beispiel, das

ich vorhin hatte, zeigt ja genau das Problem,

dass zum Teil einfach abgeschrieben wird. Rös-

ler ist ein Beispiel. Ich glaube, Guttenberg ist

ein gutes anderes Beispiel. Das ist halt dieses

Schmiermittel namens Nähe, liest man immer

wieder mal. Wir hatten jetzt gerade beim Netz-

werk Recherche die Kollegen von „FAZ“ und

„FAS“ ausgezeichnet, weil sie ihrer Haltung in

Sachen Guttenberg in der Plagiatsaffäre treu

geblieben sind. Und im Gespräch danach hab

ich von den Kollegen von der „FAZ“ auch

gehört, sie hätten halt immer wieder beobach-

tet, wie Kollegen, die eigentlich so ganz unab-

hängige Köpfe sind, bei Guttenberg reihenwei-

se irgendwie umgefallen sind. Weil es halt so

ein netter Typ war, in diesen Gesprächen. Und

in der „Zeit“ meinte da der eine oder andere

Kollege, war jetzt auch nicht so wahnsinnig viel

Kritisches über Guttenberg zu lesen. Da gibt’s,

glaube ich, schon dieses Problem, dass, wenn

dann persönliche Verhältnisse da sind, das halt

auch genau zu solch einer Berichterstattung

führen kann.

Inez Kühn: Ich mache jetzt hier Kraft Amtes

einen Schnitt wegen der Zeit. Danke euch bei-

den sehr. Ich denke, es wird noch viele

Gesprächsmöglichkeiten geben. Auch in der

Pause. 

Jetzt das nächste Referat. Volker Gaßner. 

Er leitet den Bereich Presse, Recherche und

Neue Medien bei Greenpeace Deutschland. 

Zu seinen Schwerpunkten zählen, die Entwick-

lung von Kommunikationsstrategien, Online-

Campaining und Social Networks. Klartext. 

Er wird uns von der anderen Seite der Medaille

berichten. Sein Job ist Agenda-Setting. Wenn

auch für einen guten Zweck. Greenpeace hat

seine Social Media-Aktivitäten konsequent aus-

gebaut und verbindet heute Aktivitäten auf der

Straße mit Aktivitäten im Netz. Seine Erfahrung,

sehr gute Kampagnen-Arbeit landet in den

Medien. 

Und wie du das hinkriegst, erzählst du uns

jetzt, Volker.
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Volker Gaßner, Greenpeace

Social Media 
Kommunikation 
– wie die Sozialen Medien 
die Kommunikation von NGOs verändern

Ich bin Bankkaufmann und Diplombiologe und

erzähle Ihnen was über Kommunikation. Also

seien Sie schön kritisch. 

Social Media Kommunikation: 

Ich habe meinen Auftrag so verstanden, dass

ich zeigen soll, wie Greenpeace im Bereich Soci-

al Media kommuniziert und agiert. Ich möchte

aber darauf hinweisen, dass ich kein Vertreter

derer bin, die sagen: Social Media rettet die

Welt, und wir müssen alle Social Media bedie-

nen. Für Greenpeace Themen bedienen wir die

klassischen Medien und die sozialen Medien.

An mehreren Beispielen werde ich das zeigen. 

Wir haben uns bei Greenpeace vor einigen Jah-

ren schon Gedanken darüber gemacht, wie wir

mit dem Thema Social Media umgehen möch-

ten. Wir haben das allgemeine Medien-Umfeld

analysiert, und uns die Reichweiten-Entwick-

lung der Printmedien angesehen. Diese Ent-

wicklung sieht erst mal gar nicht gut aus. Die

Printmedien verlieren seit Jahren kontinuierlich

an Reichweite. Ich sage ausdrücklich nicht, dass

die Zeitungen sterben werden. Aber die Reich-

weiten gehen natürlich runter. Besonders stark

sinkt die Reichweite in der Altersgruppe der

14–19 jährigen, nämlich von über 55 Prozent

im Jahr 2000 auf 39,6 Prozent im Jahr 2011. 

Sehen wir uns nun eine Grafik von 2010 an:

Wenn man die Social Media-Nutzung betrach-

tet, dann ist es vor allem in Amerika so, dass

mit 65 Prozent die meisten Jugendlichen im

Alter von 18–29 sich die Informationen über

das Netz besorgen. In Deutschland unterschei-

det sich das Nutzungsverhalten davon noch,

aber da geht es wahrscheinlich hin. Die meisten

Leute werden in 10 Jahren ihre Informationen

über das Internet beschaffen. Das heißt, dass es

für Greenpeace Handlungsbedarf gab. Und wir

haben gehandelt. Das ist aber aus heutiger

Sicht betrachtet nichts Besonderes mehr. Was

ich Ihnen im Vortrag gleich zeige, ist eigentlich

bei den großen NGOs etabliert. Das war vor ein

bis zwei Jahren noch anders. Auf der nächsten

Grafik sehen sie das Ergebnis einer Umfrage

unter 596 Kommunikationsverantwortlichen –

was ihr Unternehmen im Bereich Social Media

unternimmt. Hier sieht man, dass rund 53 Pro-

zent angeben, dass ihr Unternehmen Facebook-

Seiten nutzt. Das ist ganz interessant, weil man

eigentlich denken könnte, dass ein Social

Media-Newsroom viel wichtiger wäre, aber laut

Grafiken unter http://www.slideshare.net/VGassner/deutscher-journalistentag-2011
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Grafik wird dieser nur von rund neun Prozent

der Befragten in Unternehmen genutzt. 

Newsroom heißt, ich bereite alle Daten so auf,

dass Journalisten sie wiederfinden können und

verbinde sie mit allen medialen Möglichkeiten

im Bereich Social Media. Die Grafik zeigt, dass

Facebook für Unternehmen ganz wichtig ge -

worden ist. Er wird vor allem in Unternehmen

für Marketingmaßnahmen genutzt. Facebook

aber nur für Marketing zu nutzen, kann eine

Falle sein, weil man etwa bei einer Krise nicht

richtig auf Kritik eingestellt ist. Die Grafik zeigt

insgesamt, dass Social Media in Unternehmen

ernst genommen wird und keine Spielerei ist.

Das sind ganz normale Kommunikationskanäle.

Zurück zu Greenpeace. Ein paar Zahlen zu uns.

Wir haben bis zum heutigen Tag ungefähr 

3,5 Millionen Unique Visitors auf unserer Seite

www.greenpeace.de. Im März hatten wir einen

Ansturm von 800.000 Unique Visitors und

mussten die Seite teilweise abschalten, weil der

Ansturm so hoch war. Die Leute wollten ein-

fach wissen, was in Fukushima passiert ist. Wir

hatten Experten in Japan und konnten die Lage

einschätzen. Wir haben vor Ort gemessen, weil

wir den Zahlen der japanischen Regierung nicht

geglaubt haben. Und natürlich auch nicht den

Zahlen des Betreibers TEPCO. Wir haben ge -

messen und die Daten veröffentlicht. Dadurch

konnten sich die Leute bei uns informieren, wie

die Lage in Japan wirklich ist. Wir haben auf

unserem Youtube-Kanal 2,3 Millionen Views. 

Das Besondere bei Social Media ist der Dialog.

Und das war für Greenpeace 2007 kaum von

Bedeutung. Auch wir waren oft einfach nur

Sender und haben geschaut, wie wir unser

Anliegen über TV oder Print verbreiten können.

In den klassischen Medien waren und sind wir

sehr erfolgreich. Wir hatten also keine Not,

Social Media zu nutzen. Und es ist natürlich sehr

reizvoll über Social Media Unterstützer und Mit-

macher zu suchen, um mit ihnen gemeinsam

Kampagnen zu ge winnen. Heute haben wir

110.000 Leute, mit denen wir in direktem Kon-

takt stehen: 51.000 Fans auf Facebook und

36.000 Follower auf Twitter. Diese Zahlen sind

aber nicht wirklich aussage fähig. Es ist wirklich

egal, ob ich 100.000 oder 500.000 Freunde

habe. Es nützt mir überhaupt nichts, wenn ich

500.000 Freunde habe, wenn sie nichts für

mich tun. Deswegen ist die Frage für uns viel

wichtiger, wie aktiv die Unterstützer sind und

was sie mit uns gemeinsam erreichen. Die

nächste Grafik zeigt eine Übersicht über die

Besucher der Greenpeace Social Media Ange-

bote. Hier sieht man nochmal, welchen Einfluss

Themen auf unsere Arbeit haben, die von

außen gesetzt wurden. Im November vor unge-

fähr einem Jahr fuhr der Castor durchs Wend-

land. In diesem Zeitraum verzehnfachten sich

die Zugriffe auf unserer Facebook-Seite. Green-

peace hat auch im Wendland Strahlenmessun-

gen entlang des Transports durchgeführt und

darüber berichtet. Und wir haben über Twitter

gemeldet, wo der Castor sich zurzeit befindet,

weil wir den Transport begleitet haben. In die-

sem Zeitraum gab es unglaubliche Zugriffe auf

Facebook, übrigens auch im März 2011 zur

Atomkatastrophe in Fukushima. Und das zeigt,

dass dieses Netzwerk natürlich extrem wichtig

ist – auch zur Informationsverbreitung. Es geht

bei Facebook ja nicht nur darum, ob ich gerade

meinen Kaffee trinke oder morgen mit dir in

die Disco gehe, sondern ich hole für mich rele-

vante Informationen von Freunden. 

Wir haben gerade eine Umfrage gemacht, die

zeigt, dass es nur zehn Prozent Überschneidung

der Nutzer auf Facebook und unserer Follower

auf Twitter gibt. Diese Zahl hat uns überrascht,

denn wir dachten, dass die Rate der Über-
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schneidungen deutlich höher liegt. Der Großteil

der User besucht also entweder unsere Face-

book-Seite oder unseren Twitterkanal. 

Greenpeace unterscheidet sich im Angebot 

von anderen NGOs, denn wir haben mit Green-

action.de eine eigene Kampagnenseite kreiert,

die noch viel zu unbekannt ist. Dort kann sich

jeder beteiligen, der ein Umwelt-Anliegen hat.

Wir haben die Community Greenaction

genannt und lassen sie nicht unter dem Namen

Greenpeace laufen. Der Grundgedanke dabei

ist es, dass wir alle Umweltaktiven auf eine

Community holen möchten, die sich dann über

ihre Themen austauschen und gegenseitig stär-

ken können. Umweltaktive von BUND, WWF

oder kleineren Initiativen und auch Greenpeace

kommunizieren dort ihre Kampagnen. Auf

Greenaction entstehen so auch Themen und

Kampagnen außerhalb des Greenpeace-The-

menspektrums. 

Die Leute starten ihre eigenen Kampagnen.

Eine Kampagne entstand zum Zeitpunkt des

Ölunfalls der „Deepwater Horizon“ in Mexiko.

Da haben sich Umweltschützer die Frage

gestellt, was wir in Deutschland tun? Wir kön-

nen einfach Abfall vermeiden, nämlich diese

Plastikdeckel, die aus Öl bestehen z.B. bei 

„Coffee to go“-Bechern. Eine sehr aktive Frau

hat dann Aufkleber über Greenaction angebo-

ten und einen solchen Ansturm erlebt, dass sie

bat, die Kampagne nicht mehr publik zu

machen. Das ist eine Kampagne, wo man sehr

einfach Leute für seine Sache gewinnen kann.

Auf Greenaction.de machen im Monat zwi-

schen 30.000 und 40.000 Menschen mit und

12.000 Leute sind dort angemeldet. Auf dieser

Grafik sieht man die ganzen Mitmachmöglich-

keiten auf Greenaction.de. 

Ganz wichtig sind für uns die verschiedenen

Formen der Beteiligung. Die Wenigsten wissen,

dass die meisten Aktivisten bei Greenpeace

ehrenamtlich aktiv sind. Wir versuchen über

viele Varianten der Beteiligung, Leute für die

Organisation zu gewinnen. Durch Social Media

erreichen wir viele neue Leute, die auf uns auf-

merksam werden. Unsere zukünftigen Aktiven

kommunizieren jetzt auf Facebook und auf

Twitter – und deswegen sind wir dort. Die Leute

nehmen Greenpeace auf Facebook wahr und

machen dann bei uns mit. 

Die Altersstruktur von Greenaction zeigt, dass

die meisten Aktiven zwischen 17 bis 30 Jahre

alt sind und rund 60% der Mitmacher aus -

machen. Das heißt, es ist eine extrem junge

Zielgruppe auf Greenaction unterwegs, die Lust

hat, mitzumachen und ihre eigenen Kampagnen

zu kreieren. Es gibt einen Trend, dass die Leute

nicht mehr so lange bei Organisationen aktiv

bleiben, nicht mehr 10 oder 20 Jahre, so lange

wie ich jetzt bei Greenpeace bin. Aus diesem

Grund haben wir eine Community entwickelt,

bei der das Thema im Vordergrund steht, denn

die Leute sind themengetrieben. Sie können

ihrem Thema treu bleiben, aber die Kampagnen

verschiedender Organisationen unterstützen.

Es gibt verschiedene Mitmachformen, die im

Web kreiert wurden. Es geht nicht nur um die

Unterschrift, die man per Online-Protest-Mail

absetzt, sondern es gibt ganz viele verschiedene

Formen. Ich stelle diesen Vortrag unter: 

slide share.de/vgassner rein, da können Sie die

verschiedenen Beteiligungsstufen noch mal in

Ruhe nachlesen.
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Wie nutzt Greenpeace Social Media als Kom-

munikationskanal? Ich will dieser Frage anhand

von einigen Beispielen nachgehen. Das erste

Beispiel handelt von einem Dokument, das uns

2009 zugespielt wurde, das sogenannte „PRGS-

Dokument“. Es handelt sich bei dem Papier um

ein Kommunikationskonzept mit dem Titel:

„Kernenergie, Strategieargumente und Maß-

nahmen“. Die PRGS – Unternehmensberatung

für Politik und Krisenmanagement – hat sich

gedacht: „Wir beraten doch mal die Energie-

branche vor dem Bundestagswahlkampf 2009,

wie man das Thema Nutzung der Kernkraft

über Berichterstattungen positiv besetzen

kann.“ Dieses Dokument ist uns zugespielt

worden und es hieß darin, dass es ein Doku-

ment für E.ON sei. Sie sehen aber, dass wir das

Papier geschwärzt haben. Der Konzern E.ON ist

nicht zu lesen. E.ON galt aber als Empfänger

des Papiers. Wir kriegen dieses Dokument und

überprüfen nach journalistischen Grundsätzen

die Echtheit und die Relevanz des Papiers. Wir

rufen bei PRGS an und fragen, ob sie dieses

Papier verfasst haben? PRGS gibt uns als Ant-

wort: „Das haben wir geschrieben, es war aber

nur ein Akquise-Papier und kam nie zum Ein-

satz.“ Dann rufen wir bei E.ON an und fragen:

„Arbeiten Sie mit dem Papier?“ „Das haben wir

nie gesehen“, kommt von E.ON als Antwort.

Was macht man jetzt mit dem Papier? Wir kön-

nen keine Pressemitteilung daraus machen,

denn: Es wären ja Behauptungen. Dann bieten

wir das Dokument Spiegel-Online an, die finden

das interessant, aber sie veröffentlichen es nicht.

Und ich habe in dem Moment entschieden:

„Jetzt lasst uns mal selbstbewusst sein. Wir

haben Leute, denen wir das schicken können.

Lasst uns das bloggen. Lasst es uns einfach ver-

öffentlichen über die Kanäle, die wir haben.“ 

Es geht uns auch darum, eine Gegenöffentlich-

keit herzustellen. Und dann haben wir dieses

Papier genommen, in geschwärzter Form, und

haben darüber gebloggt. Das Blog hat bei uns

die Funktion, Meinung zu vertreten und das in

einer lockeren Tonalität. Im Gegensatz zur

Greenpeace-Homepage, wo die Texte doch

eher im Agentur-Stil geschrieben werden. Wir

haben das Papier unter dem Titel: „PR-Offensi-

ve für die Atomkraft“ gebloggt und getwittert.

Es wurde plötzlich auf Twitter innerhalb von

zwei Stunden sehr stark weitergeleitet und 

diskutiert. Bis dann die Redaktion von Spiegel-

Online wieder auf das Papier aufmerksam wur -

de und sich entschloss, es zu veröffentlichen.

Das heißt, sie haben über Social Media tatsäch-

lich mitbekommen, dass es eine Riesendiskus -

sion über das Dokument gibt. Wir haben es

also über einen eigenen Kanal in Social Media

eingespielt und einen Tag später bringt es Spie-

gel-Online. Nach Spiegel-Online folgten Artikel

auf Welt-Online und dem Westen. Zum Schluss

folgte ein Artikel in der taz. So wurde das

PRGS-Dokument bekannt. Die Online-Medien

haben das Dokument übrigens ungeschwärzt

veröffentlicht, das heißt, es wurde über E.ON

berichtet.

Ein kleiner Nachtrag. Die Beratungsfirma hat

sich gerade umbenannt, die heißen nicht mehr

PRGS, sondern advice partners. 

Was machen wir auf Greenaction.de? Wir

generieren Kampagnen. Der Aufbau einer Kam-

pagnenseite beinhaltet immer folgende Punkte:
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Worum geht es da eigentlich? Was ist das Pro-

blem? Was ist unser Ziel? Und wie kann man

mitmachen? Einmal auf Greenaction angelegt,

spielen wir die Kampagne über Facebook und

Twitter aus und versuchen, wieder Leute auf die

Kampagnenseite zu bekommen. 

Ein Beispiel, die Kampagne zum Thema RWE

Energieriese. Den Film finden Sie unter:

www.youtube.com/watch?v=VBHIpxVFi50 

Der Imagespot für RWE lief im Kino im Vorfeld

zu einem Harry-Potter-Film. RWE dachte sich:

Wir haben so ein schlechtes Image, wir wissen

gar nicht warum. Machen wir mal einen schö-

nen Film und verpassen unserem Image einen

grünen Anstrich. Diesen Film haben sie im Kino

veröffentlicht. Eine unbekannte Person hat

dann den Film böserweise auf YouTube veröf-

fentlicht. Und das war dann der Moment, wo

ich gesagt habe: Das geht so nicht: RWE kleidet

sich mit dem Film in ein grünes Mäntelchen.

Wir haben dann eine Persiflage gemacht und

haben diese unter

www.youtube.com/watch?v=xZFGYG7acz4 

veröffentlicht. Das Interessante daran: Dieser

Spot ist mittlerweile der meistgesehene Green-

peace-Spot im deutschen Fernsehen. Weil über

10 Fernsehsendungen haben diesen Film so über-

nommen. Denn er greift das Thema „Green-

washing von Unternehmen“ auf und bringt es

auf den Punkt. Ein Film, der fürs Internet ge -

macht ist, hat bisher über 4,5 Millionen Zuschau-

er im Fernsehen erreicht. 

Zurück zu unserem Greenpeace-Blog. Da haben

wir aufgedeckt, wer eigentlich Pate stand für

den Energie-Riesen (das Bild zeigt RWE Chef

Grossmann). Solche humoristischen Vergleiche

können Sie nur im Blog machen. Der Greenpea-

ce-Spot wurde die Kreation des Monats im Blog

Horizont.de und so wurde wieder darüber

berichtet. So funktionierte das Herstellen von

Gegenöffentlichkeit.

Ein anderes Beispiel: Die Greenpeace Nestlé-

Kampagne. In der Kampagne kommunizierten

wir das Problem, dass in Indonesien Urwald für

den Anbau von Palmölplantagen abgeholzt

wird. Und aus diesen Palmen wird Öl herge-

stellt. Das Öl wird unter anderem in Margarine

und in Schokoriegeln verwendet. Nestlé ist ein

Unternehmen, mit dem wir seit vielen Jahren

am Tisch saßen und über den Urwaldeinschlag

in Indonesien gesprochen haben. Die Gesprä-

che liefen jahrelang ohne erkennbaren Fort-

schritte, bis wir gesagt haben: Jetzt reicht es!

Das war im März 2010. 

Mitte März starteten wir deshalb unsere öffent-

lichen Aktionen gegen Nestlé – auf der Straße

und im Netz. Erst informierten wir am Beispiel

des Schokoladenriegels KitKat die Mitarbeiter

vor den Nestlé-Werken über die Probleme
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durch die Palmölnutzung in den Produkten.

Weltweit und zeitgleich wurde dann ein Kam-

pagnenvideo gegen KitKat in vielen Sprachen

veröffentlicht. In der Machart von Nestlé-Wer-

bevideos zeigt der Clip einen gelangweilten

Büroangestellten, der eine Pause braucht. Er

öffnet genüsslich die Verpackung seines KitKat-

Schokoriegels und greift zu. Herzhaft beißt der

Angestellte zu – doch er beißt in einen Affen-

finger. Es knackt und knirscht, Blut rinnt aus

seinem Mund. Es folgt der Slogan „Gib dem

Orang-Utan eine Pause“. 

Nestlé reagiert und lässt den Film von YouTube

entfernen. Die Begründung: Markenrechtsver-

letzung! Die Reaktion von Nestlé wird für das

Unternehmen zum Krisenbeschleuniger. Der Film

landet auf anderen Portalen im Netz und wird

in wenigen Stunden von zehntausenden Leuten

gesehen und weitergeleitet. Innerhalb einer

Woche wird die Millionengrenze erreicht. Tau-

sende Verbraucher weltweit protestieren nun

auf den „KitKat“-Fanseiten von Nestlé im Web. 

Auf Greenaction haben wir dann darüber

berichtet und den Leuten Mitmachmöglichkei-

ten an die Hand gegeben. Viele Mitmacher 

folgen uns und kommunizieren ihre Kritik auf

der Facebook-Seite von Nestle´. Doch das

Unternehmen möchte von der Kritik nichts

hören und nimmt seine eigene Fanpage mit

rund 758.000 Fans vom Netz. 

Aber was bringen solche Aktionen auf Social

Media Angeboten? Auch wir müssen unsere

Kollegen oft davon überzeugen, dass solche

Aktionen etwas im realen Leben verändern.

Wenn man eine „Tagcloud“, also eine Art the-

matische Stichwortsammlung aus Google-Tref-

fern, zum Thema Nestlé, vor der Kampagne

und drei Tage nach der Kampagne erstellt (siehe

Grafik), dann sieht man, dass vor der Kampa-

gne Begriffe im Zusammenhang mit Nestlé wie

Schokoladenpralinen, Schokoriegel etc. gebildet

werden. Drei Tage nach der Kampagne verän-

dern sich die Tagcloud und die Begriffe. Nun

liest man im Zusammenhang mit Nestlé von

Orang-Utans, Indonesien und Greenpeace. Um

Schokolade geht es kaum noch. Schlussfolge-

rung: Debatten auf Social Media haben Einfluss

auf ein Image. Und natürlich geht es auch

darum, zu diskutieren. Die Leute haben mas-

senweise geschrieben: Wir wussten von den

Problemen mit Palmöl nichts. Wir kaufen kei-

nen Riegel mehr. Nestlé antwortet in Interviews,

dass keine Umsatzeinbußen durch die Kampa-

gne erzielt wurden. Also, schlussfolgern sie:

„hat uns die Kampagne nicht geschadet“.

Darum geht es Greenpeace aber auch nicht. Es

geht darum, dass in Indonesien der Regenwald

erhalten bleibt. Es geht uns gar nicht darum,

den Umsatz bei einem Konzern einbrechen zu

lassen. 

Greenpeace verknüpft Online-Aktivitäten mit

Aktivitäten auf der Straße. Sie müssen sich vor-

stellen, wir gehen auf die Facebook-Seite von

Nestlé und wollen dort mit Fans von Nestlé

oder Nestlé selbst diskutieren. Dann handelt

das Unternehmen und schaltet den Kanal ab.

Diese Aktion hat uns überrascht und unsere

erste Reaktion war: Ihr könnt doch nicht ein-

fach abschalten. Und deswegen hab ich eine

Idee entwickelt: „Lasst uns doch diese Face-

book-Seite einfach vor die Nestlé-Zentrale nach

Frankfurt bringen.“ Das haben wir dann

gemacht. Wir haben eine Twitter-Wall installiert.

Und das sah dann so aus: Eine große LED-

Wand direkt vor Nestlé. Und weil wir Green -

peace sind, haben wir auch ein Banner mitge-

bracht. Aber es haben zu diesem Zeitpunkt

immerhin 2.000 Menschen innerhalb von vier

Stunden mitgemacht, es war also Bewegung im

Netz. Von unserer Kampagne gegen den Kit-
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Kat-Riegel haben interessanterweise zuerst die

Blogs berichtet: „Virale Schock-Attacke von

Greenpeace gegen Nestlé“, hat z.B. PR-Blog-

ger.de berichtet. Im nächsten Schritt kamen

dann die Online-Medien wie Süddeutsche.de:

„Affentöter und Antidemokraten.“ Interessan-

ter Titel. Und Tage später berichteten dann die

Printmedien wie „Handelsblatt“ und „Hambur-

ger Abendblatt“. Und das obwohl wir nicht

jeden Tag im „Handelsblatt“ vorkommen. 

Das Handelsblatt hat dann seinen Lesern Tipps

gegeben, wie man auf eine Krise via Social

Media reagieren kann: Einfach ignorieren. Und

das geht gar nicht. Sie können die Kommuni -

kation im Netz nicht ignorieren. Das hat Nestlé

versucht. Sie haben auch versucht, Sachen zu

verbieten. Das funktioniert nicht mehr. Aber

interessant, dass die Printmedien erst sehr viel

später berichteten. Die Geschichte wie Green-

peace im Netz Kampagne macht, ist dann der

Aufmacher, das Thema Indonesischer Urwald

wird dann mittransportiert, kommt aber erst an

zweiter Stelle. Das „Hamburger Abendblatt“

titelte dann auch folgerichtig: „Wenn ein Netz-

werk zur Waffe wird.“ Gefühlt gab’s die erste

Online-Kampagne erst zur Nestlé-Kampagne,

was natürlich Quatsch ist. 

Kommen wir zu meinem letzten Beispiel: die

aktuelle Kampagne zum Thema VW. Wir haben

ein Problem. Der Kohlendioxid-Ausstieg ist

rasanter gestiegen als je zuvor, die klimatischen

Auswirkungen kommen schneller. Und man

geht jetzt davon aus, dass wenn wir bis zum

Jahr 2017 nichts unternehmen, wir den Klima-

wandel nicht mehr aufhalten können. Die Wis-

senschaft rechnet dann mit einem Temperatur-

anstieg von 3,5–5 Grad in diesem Jahrhundert. 

Warum startet Greenpeace eine Kampagne

gegen den Autokonzern VW? VW ist für uns

natürlich ein Angriffspunkt, weil VW schon in

den nächsten Jahren der größte Autokonzern

der Welt sein möchte. VW verkauft viele Millio-

nen Autos jährlich – Autos die zuviel CO2 aus-

stoßen. Und dieser Konzern hat schon seit

ungefähr zwei Jahren starke Werbekampagnen

und wirbt mit der Umweltfreundlichkeit und

dem scheinbar geringen CO2-Ausstoß der

Autoflotte. Sie haben jetzt gerade den „UP“

auf den Markt gebracht, der laut Werbung nur

ein paar Liter verbraucht und 79 Gramm CO2
ausstoßen soll. Die realen Messwerte liegen

jedoch deutlich höher und das Auto stößt

momentan 108 Gramm CO2 aus, und hat

einen Verbrauch von über 5 Litern. Und wir 

finden, das ist ein Rückschritt, weil der VW-

„Lupo“ vor 10 Jahren schon mit drei Litern Ver-

brauch beworben wurde. Und deutlich weniger

verbrauchte als der neue „UP“. Eine Anmer-

kung dazu: Wir haben auch mal ein Auto, den

„SMILE“, gebaut, 1996, das hat nur 2,8 Liter

verbraucht. VW hat einen sehr erfolgreichen

Spot entwickelt, hat sich hier aufgedrängt. 

Die haben einen sehr erfolgreichen Spot „The

Force“ in Anlehnung an die StarWars Saga 

produziert. Dieses Video hat sich über’s Netz

verbreitet und wurde in Amerika zur besten

und teuersten Sendezeit während der „Super-

bowles“ gezeigt. Bis heute hatte der Film auf

YouTube über 42 Millionen Aufrufe. Für Green-

peace ist dieser Film dann ein schöner Aufhän-

ger für unsere Kampagne. Wir haben dann eine

filmische Persiflage entwickelt und auf vwdark-

side.com veröffentlicht. Die Kampagne wurde

von Greenpeace UK entwickelt. 
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Wir haben unsere Kampagne in Anlehnung an

den Starwars-Jargon entwickelt und persifliert.

Wir haben Anreize geschaffen, damit die User

Spaß am Mitmachen entwickeln. Das Stichwort

„Gamification“ (spielerischer Ansatz) spielt hier

eine größere Rolle. Das heißt: Volker Gaßner

kann hier mitmachen, der Rebellion beitreten

und versuchen die „Gute Seite der Macht“

(StarWars Jargon) zu stärken. Der User wird

belohnt, wenn er neue Leute für die Rebellion

gewinnt, denn sein Laserschwert wird stärker

und größer. Erreicht er eine gewisse Anzahl 

von Punkten, dann bekommt er ein limitiertes

T-Shirt. Das funktioniert so, dass man über 

Twitter zum Beispiel Tweets mit dem Aufruf zur

persönlichen Unterstützung bekommt. Wenn

dann jemand dem Aufruf folgt, dann wird die

„Gute Seite der Macht“ größer. Auf einer spe-

zielle Facebook-Seite zur Kampagne kann man

um Unterstützung werben. Wir hatten am

Anfang damit gerechnet, dass wir 1.000 T-Shirts

bedrucken und rausgeben müssen, aber jetzt

sind es mehrere 1.000, die wir inzwischen ver-

schenkt haben. Die ganze Kampagne ist also im

Jargon von StarWars gemacht und es macht

einfach Spaß da mitzumachen. 

Auch bei dieser Kampagne ist die Kopplung von

Onlineaktionen und Aktionen auf der Straße

wichtig. Wir gehen auch mit Figuren aus Star-

Wars wie z.B. den Stormtroopers auf die Straße

und hängen überdimensionale Werbeplakate –

im Stile eines großen Konzerns wie VW. Wir

persiflieren also die Werbekampagne von VW.

Und konfrontieren den Konzern damit. Mit den

StarWars Figuren sind wir auch bei VW gewe-

sen. Das fanden die Mitarbeiter total witzig.

StarWars auf dem Werksgelände von VW. Die

Kampagne findet im Netz statt und sie findet

sich in Printmedien wieder. Eine Kampagne auf

der Straße und Online. VW behauptet, dass

keine Zeitung über uns berichtet. Das ist eine

Frage der Wahrnehmung, wie sie an der Anzahl

der Printartikel sehen können.

Die Möglichkeit der Beteiligung im Netz ist

Greenpeace ganz wichtig. Daher haben wir

einen Filmwettbewerb ausgeschrieben. Jeder

konnte einen Film kreieren. 80 Beiträge sind

zum Thema VW und Greenwashing eingereicht

worden. Gerade wurde der Sieger ermittelt und

ausgezeichnet. Der Sieger des Wettbewerbs

darf jetzt einen professionellen Film mit der

Unterstützung von Greenpeace realisieren. 

Das ist eine sehr interessante Art, Leute in die

Kampagne zu involvieren und an das Thema zu

binden. Als Organisation haben sie oft nur sehr

kurze Aufmerksamkeitsmomente im Web und

diese müssen sie richtig nutzen. 

Wenn Sie eine reine Online-Kampagne machen

würden, dann sage ich Ihnen, ist die Kampagne

in zwei Wochen durch, denn dann hat ein

Thema ohne neue Elemente keine Aufmerk-

samkeit mehr, das zeigen unsere Erfahrungen.

Sie müssen Online-Aktivitäten mit Offline-Ak -

tivitäten verbinden, damit Sie auch Druck ent-

falten können. 470.000 Leute haben sich bisher

an der Kampagne vwdarkside.com beteiligt. 

Inez Kühn: Vielen Dank. Dass das spannend

war, merkt man allein daran, dass fast noch alle

im Saal sind, obwohl der Kuchen wartet.
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Thomas Wiegold: Kurze Frage, weil es mich

interessiert. Wie viel Leute habt ihr eigentlich 

im Social-Media-Bereich. Weil man immer hört,

es ist ein irrer personeller Aufwand. Vielleicht

können Sie kurz was dazu sagen. Und bei die-

ser Green-Campaigning-Seite. Ist es auch ein

rechtliches Problem, wenn einer kommt, hier,

IKEA abfackeln. Müsst ihr das prüfen? Oder wie

geht ihr damit um?

Volker Gaßner: Also wir sind 3,5 Leute im

Bereich Social Media. Wenn wir eine Kampagne

machen, kommt noch eine Person dazu. Dann

sind wir 4,5. Aber wir müssen ja alles quasi be -

dienen. Das ist nicht so üppig. Aber wir haben

ganz viele Campaigner, die für uns bloggen und

so was. Wir sind ganz zufrieden.

Greenaction. Ja. Das prüfen wir. Das prüfen wir

so indirekt. Ich kriege ganz viele Anrufe von

Geschäftsführern oder Prokuristen. Die rufen

dann bei mir an und sagen: Herr Gaßner, das

muss sofort von der Seite runter. Also fremde

Kampagnen, irgendjemand hat da was reinge-

stellt. Das muss sofort von der Seite runter. Und

dann sage ich immer: Das gucke ich mir erst

mal an. Und dann gucke ich mir das an. Da

sind wir aber auch fair. Wenn irgendjemand

etwas Falsches dort gepostet hat, dann gehen

wir dorthin und korrigieren das. Wir nehmen

Kontakt auf zu jemandem, der das gepostet hat

und sagen: Das musst du korrigieren. Wenn die

Sache aber korrekt ist, nur den Leuten nicht

gefällt, dann haben sie zum Glück das Gefühl,

dass Greenpeace hinter ihnen steht. Und das

Gefühl ist wichtig, weil das dann quasi an uns

abprallt. Na gut, dann warten wir jetzt mal bis

der Jurist kommt und sagt, was denn daran

falsch ist. Ganz viele kommen und sagen: Das

können Sie doch da nicht so veröffentlichen.

Und ich kenne mich da schon relativ gut aus

und weiß, was wir dürfen und was nicht. Das

ist natürlich für die Leute eine kleine Firewall,

die vorgeschaltet ist, damit die ihre Kampagnen

machen können.

Thomas Klatt (freier Journalist, Berlin): Ja,

Greenpeace hat, denke ich, das Problem: Ihr

müsst immer wahnsinnig originell sein, wahn-

sinnig witzig. Und es hat wahrscheinlich auch

die Gefahr, dass sich das mal nicht mehr witzig

gestaltet und irgendwie langweilig wird. 

Was mir auffällt: Wie geht ihr eigentlich mit 

Kritik an Greenpeace um? Oder anders gefragt.

Seid ihr so weit, dass ihr sagt: Kritik an Green-

peace wird kanalisiert, es ist Teil unserer Wer-

bestrategie. 

Denn ab und zu lese ich mal eine Seite 3, besu-

che eine Hamburger Zentrale. Aber die kriegt

man nicht so vor die Kamera, die wollen gar

nichts sagen, die sind sehr schüchtern. Wo ich

dann immer denke, was ist das für eine komi-

sche Reportage. Ist das Teil der Kampagne von

Greenpeace? Die wollen gar nicht in die Öffent-

lichkeit. Wird das kanalisiert? Ist das dem Zufall
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überlassen? Also die Backstage-Geschichten

von Greenpeace, ist das Teil von Werbekampa-

gnen bei euch?

Volker Gaßner: Werbekampagnen. Also damit

kann ich natürlich nix anfangen. Weil wir sagen,

es ist keine Image-Kampagne, sondern wir ha -

ben ein ernsthaftes Anliegen und wir versuchen

Hebel zu finden, um unsere Wirkung zu ent -

falten. Es geht immer um das Ziel. Eine Nestlé-

Kampagne interessiert mich überhaupt nicht,

wenn nicht in Indonesien plötzlich da ganze

Lieferverträge geändert wurden, wenn nicht der

indonesische Präsident gesagt hat: Wir haben

hier ein ernsthaftes Problem. Es war in Indone-

sien auf der Tagesordnung. Social Media inte-

ressiert mich nur als Instrument.

Wie gehen wir mit Kritik um? Die Seite 3 wür -

de ich gerne lesen, wo es heißt, wir sind nicht

erschienen, weil, das ist meine Abteilung. Ich

leite den Bereich. Wir gehen in alles rein. Wir

hatten von Ökowatch Besuch – zum Beispiel

auch mal sehr schön zu recherchieren, was das

für eine Organisation ist. Die haben ihre Grün-

dungsfeier in unserer Zentrale gefeiert, mit Sekt

in der Hand. Ganz witzig. Das fanden wir dann

natürlich auch ganz lustig. Aber wir gehen da -

mit professionell um. Das heißt, auf jeder Platt-

form werden kritische Fragen beantwortet. Also

die schlimmsten Angriffe kommen ja immer

von innen. Ehemalige Greenpeacer, die meinen,

dass wir zu lasch geworden sind oder was auch

immer. Und da müssen wir auch argumentie-

ren. Und das finde ich aber auch gut, weil es

unsere Argumente noch mal feilt. Wenn unsere

Argumente schlecht sind, dann wird man das

schon lesen, dann wird man das sehen.

Stefan Jalowy: Wie geht ihr mit dem Marken-

zeichen Volkswagen um? Ich meine, verklagt

euch da keiner bis in die Steinzeit? Oder igno-

riert ihr das einfach?

Volker Gaßner: Bislang hat uns Volkswagen

nicht verklagt. Ich weiß auch nicht, was das

bringen sollte. Wir versuchen natürlich, wir

haben uns deren Werbung angenommen und

machen eine Art Ad-Busting. Das heißt, wir

nehmen deren Werbung und verändern sie.

Und das machen wir sehr künstlerisch und bis-

lang haben sie uns nicht angegriffen. Ich hoffe,

dass jetzt endlich auf der Geschäftsführungs-

ebene ein Treffen stattfindet. Winterkorn hat

jetzt gesagt: Okay, lasst uns jetzt mal an einen

Tisch gehen. Und auch das ist wieder wichtig.

Weil, alles was wir im Netz machen, ist unwich-

tig, wenn es keine Wirkung hat. Und ich bin

gespannt, was bei den Gesprächen rauskommt.

Inez Kühn: Spannend geht es weiter. Thomas

Wiegold arbeitet seit 30 Jahren als professionel-

ler Journalist, ist genauso lange auch Mitglied

in der dju. Darauf hat er im Vorgespräch auch

großen Wert gelegt. Danke auch dafür. 

18 Jahre lang war er bei Nachrichtenagenturen,

11 Jahre bei Focus in der Hauptstadt-Redaktion.

Schwerpunktthema des anerkannten Kriegs-

dienstverweigerers, auch dieser Hinweis ist,

wichtig, wie ihr sehen werdet, war und ist Ver-

teidigungs- und Sicherheitspolitik. Bereits bei

Focus online bloggte er, wie er sagte, in unbe-

zahlter Mehrarbeit, unter dem Titel „Augen

geradeaus“ zu seinem journalistischen Schwer-

punktthema. Bis Focus es ihm verboten hat.

Seit der Trennung von Focus betreibt Thomas

den Blog auf eigene Rechnung und arbeitet im

Brotberuf als Freier für diverse Print- und audio-

visuelle Medien. Thomas ist außerdem schon

mal nominiert gewesen für den Grimme-Preis.

Der ist ähnlich wie beim Oscar. Da gilt auch die

Nominierung schon. 

Thomas Wiegold: Na ja, knapp vorbei ist lei-

der auch daneben.

Inez Kühn: Ist schon richtig. Aber immerhin.

Also leg einfach los.
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Thomas Wiegold, Journalist, Berlin, Blog:
www.augengeradeaus.net

Neue Quellen –
neue Chancen?

Über die Demokratisierung der 
Kommunikation als Herausforderung für
den Journalismus

Neue Quellen – neue Chancen? Ich möchte mal

zuerst über die neuen Chancen sprechen. Zu

den neuen Quellen komme ich dann im Verlauf

des Ganzen. Es schließt sehr schön an, an das,

was Volker Gaßner vorhin gesagt hat. Der hat

dieses ganze Umfeld Social Media, neue Tools,

neue Wege im Internet als Mittel von Cam -

paigning usw. aufgezeigt. Ich sehe und nutze

das als Mittel des Journalismus. Insofern neue

Chancen, weil ich damit Möglichkeiten habe,

die ich noch vor zehn Jahren nicht gehabt hätte. 

Ich fange mit der Vorstellung dessen an, was

ich im Internet mache und daraus ergibt sich

dann schon, wo die Chancen liegen, wo auch

Probleme liegen und vielleicht haben wir hinter-

her Zeit, auf Fragen einzugehen. Mein Thema

ist Verteidigungs- und Sicherheitspolitik, ein in

Deutschland relativ sperriges Thema. Viele mö -

gen sich nicht damit befassen. Es gibt wenige

Journalisten, die das auch aus journalistischer

Perspektive aufarbeiten und es gibt noch weni-

ger, die das auch mit diesen neuen Formen im

Internet tun. Ich sag auch immer von vornhe-

rein: Ich bin zwar ein anerkannter Kriegsdienst-

verweigerer, stelle mich aber nicht hin und

sage: „Bundeswehr abschaffen – aus der NATO

austreten“. Meine Haltung gegenüber Streit-

kräften ist die kritischer Solidarität. Jetzt geht’s

mir aber mehr um den journalistischen Ansatz. 

Ich betreibe das Blog „Augen geradeaus!“,

quasi ein programmatischer Titel zu der ganzen

Bandbreite Verteidigungs- und Sicherheitspolitik

aus deutscher Sicht. Ein paar Kennzahlen: Ich

habe so um die 10.000, manchmal bis zu

20.000 Besucher pro Tag. Mein Provider, der

mir eine Flatrate für kleine Vereine und kleine

Unternehmen verkauft hat, ist wahrscheinlich

nicht glücklich mit mir. Im Oktober hatte ich

einen Datentraffic von 100 Gigabyte. Also, es

wird schon gelesen. Das Blog ist meine zentrale

Publikationsplattform, wie man an der Zahl der

Kommentare sieht. Das umstrittene Bundes-

wehrvideo führte zu 285 Kommentaren. Das ist

ein bisschen mehr als üblich. Normalerweise

bewegen sich Themen so um die 30, 40 Kom-

mentare. 

Wie es sich gehört, wird das Blog auf Face-
book gespiegelt. Das heißt, ich bin auf Face-

book präsent. Allerdings nicht mit Inhalten, die

ich speziell für Facebook mache, sondern was

auf dem Blog steht, wird auf Facebook angeris-

sen. Ganz neu, und deswegen auch noch sehr

schmal von der Zuschauerzahl, ist Google plus

als Plattform. Ich habe gesagt, da muss ich 

präsent sein, das muss ich bespielen. Auch da

spiegele ich einfach. Es läuft noch nicht auto-

matisiert wie bei Facebook, wo der RSS-Feed

reinläuft, sondern ich muss alles manuell rüber-

heben. Das mach ich partiell. Mal gucken, wie

sich Google plus da weiter entwickelt.
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Natürlich bin ich auf Twitter präsent. Und zwar

in verschiedenen Formen. Alles was auf dem

Blog erscheint, erscheint als Anreißer und Link

auf Twitter. Und Twitter ist für mich ein ganz

wichtiges Werkzeug, nicht nur wegen der Infor-

mationsverbreitung, sondern auch wegen der

Recherche. Beispiele zeige ich später.

Ich arbeite relativ viel mit Audio-Dokumenten.

Eine Pressekonferenz des Verteidigungsministers

kann man eigentlich nur bei mir in voller Länge

nachhören. Die Kollegen vom Rundfunk haben

das zwar mitgeschnitten, aber sie verwenden

immer nur bestimmte Ausschnitte für ihre Be -

richterstattung. Die, die sich tiefer damit befas-

sen wollen und das Ganze hören wollen, kriegen

das halt bei mir geliefert. Youtube nutze ich

sparsam, aber ab und zu auch. 

Dann habe ich noch Ansätze, die ich allerdings

mangels Zeit sehr vernachlässigt habe, mit

sogenanntem Crowdmapping. Das ist ein 

System, wo man als Einzelperson, als Kollektiv,

als Gruppe, Ereignisse in eine Karte eintragen

kann. Und meine Überlegung war: Ich hätte

gern eine offene Übersicht über alle Sicherheits-

zwischenfälle in Nordafghanistan. Das ist gar

nicht so einfach, diese Daten gibt es so offen

nicht. Das Militär hat sie natürlich. Aber die

kriege ich nicht. Ich habe mal versucht, das

zusammen zu stellen, habe aber irgendwann

festgestellt: Ich komm einfach mit meiner Man-

power nicht hinterher. Das ist ein Projekt, was

ich erst mal aufschieben muss. Das gleiche gilt

für einen anderen Schwerpunkt meiner Arbeit,

nämlich die Piraterie-Situation am Horn von

Afrika. Auch da habe ich mal versucht, was

zusammenzustellen, wie die Angriffe Januar,

Februar dieses Jahres. Auch das ruht jedoch im

Moment. 

Wie recherchiere ich eigentlich? Das war sozu-

sagen mein Output. Jetzt geht’s um den Input,

Stichwort neue Quellen. Ich recherchiere im

Wesentlichen wie jeder Journalist sonst auch.

Bei einer Geschichte über die Operation Pega-

sus, den Evakuierungseinsatz in Libyen im

Februar, habe ich mir die Antwort der Bundes-

regierung auf eine Kleine Anfrage der Grünen

besorgt, ehe sie veröffentlicht war. Die Bundes-

regierung ist ja der Meinung, es war kein Ein-

satz militärischer Kräfte, sondern es war nur

eine Art Dienstreise. Und dann habe ich anhand

dieser Antwort aufgelistet, wie viele 1.000

Schuss Munition, wie viele Maschinengewehre,

wie viele Sturmgewehre, wie viele Pistolen bei

dieser Dienstreise mit an Bord der Flugzeuge

waren. Nur um das mal ein bisschen aufzudrö-

seln. Zu meiner Recherche gehört natürlich

auch, dass ich mir Manöver der Bundeswehr

ansehe, also nicht nur am Schreibtisch, nicht

nur Dokumente aufarbeite, sondern auch raus-

gehe. Letzten Montag war ich bei einer Evaku-

ierungsübung in der Altmark und hab mich

ausfliegen lassen mit zu Evakuierenden aus

Havelberg. Ich fahre auch ab und zu dorthin,

wo die Bundeswehr im Einsatz ist, letztens im

September in Afghanistan. 

Ich habe erwähnt: Twitter ist für mich auch ein

ganz wichtiger Input. Ich habe deswegen zum

Beispiel den RSS-Feed von allen Bundeswehr -

seiten auf einen Twitter-Account geroutet. Das

heißt, wenn auf einer Bundeswehrseite was
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Neues eingestellt wird, erscheint es in diesem

Twitter-Account zentral an einer Stelle, damit

ich auf dem Laufenden bleibe. Dann habe ich

noch ein paar Seiten dazu genommen. Die

Bundeswehr fand die Idee, glaube ich, relativ

gut. Die haben es nämlich ein halbes Jahr spä-

ter einfach nachgemacht. Damit muss man

leben. Mein Ding ist trotzdem besser, weil ich

nämlich auch die NATO-Training-Mission Afgha-

nistan und die Antipiraterie-Mission der EU mit

ihren RSS-Feeds bei mir eingebunden habe. 

Stichwort: Crowdsourcing. Die Macht dieser

verteilten Informationen, die zusammengeführt

werden, zeige ich gerne am Beispiel des Libyen-

einsatzes der NATO. Da hatten wir im April die

Situation, dass die schwedische Luftwaffe ein

Foto von einer Luftabwehrstellung veröffent-

lichte, auf die ein schwedischer Kampfjet einen

Angriff geflogen hat. Die wichtigen Informatio-

nen sind geschwärzt. Wo das genau ist usw.

haben die nicht bekanntgegeben. Das war völ-

lig egal, weil: fünf Minuten später kam über

Twitter jemand anders mit den exakten Koordi-

naten. Und das war kein Einzelfall, sondern das

gab’s ziemlich oft. Dann gab es noch als weite-

re Quelle: einen Twitter-Nutzer in den Nieder-

landen, einen pensionierten Soldaten, der sich

mit Flugfunk und Flugkommunikation sehr gut

auskennt und der während des ganzen Libyen-

einsatzes den Funkkontakt der NATO-Flugzeuge

gemonitort hat, von den Niederlanden aus. 

Hier ein Beispiel mit einer unbemannten Droh-

ne der USA. Die ist jetzt gerade im Anflug auf

den Flughafen Catania, hat das Rufzeichen

soundso. Davon gibt’s jede Menge. Oder er

sagt: Folgende Einheiten schalten um auf ver-

schlüsselten Funkverkehr. Das heißt, sie sind im

Angriffsmodus und ähnliche Geschichten. 

Das führt dann dazu, dass man so was auf

Google Maps findet: eine Übersicht aller liby-

schen Stützpunkte, oben sind die Waypoints

der NATO für die Anflüge auf Libyen. Das sind

Daten, für die wäre man vor 20 Jahren wahr-

scheinlich wegen Spionage in den Knast

gekommen. So was findet sich einfach inzwi-

schen offen im Internet, weil verschiedene

Leute, die Ahnung haben, die Experten sind,

ihren Input geben. Und es gilt halt immer wie-

der, diese Leute zu finden, das zusammen zu

stellen, daraus die richtigen Schlüsse zu ziehen

und das auch für die eigene Arbeit zu nutzen. 

Ein Ausschnitt meines TweetDecks: Das ist ein

Programm, um Twitter zu verfolgen, das perma-

nent auf meinem Rechner offen ist. Es geht da

um Piraterie, es geht dann auch um andere

Dinge. Reuters gibt Eilmeldungen oder auch

andere Meldungen von allgemeinem Interesse

auf diesen Twitter-Feed. Das heißt, da habe auch

ich, obwohl ich nicht Agenturkunde bin, sofort,

in Echtzeit quasi, den Informationseingang. 

Es gibt auch andere interessante Quellen auf

Twitter, zum Beispiel ISAF in Kabul. Wenn

Alarm ist, dann klingt nicht nur die Sirene, son-

dern das verbreiten die auch auf Twitter. Unter

anderem, damit inhouse alle, die auf Twitter

sind, das sofort auf ihrem Rechner sehen und

dann in den Bunker gehen. Nicht nur ISAF ist

auf Twitter, sondern auch die andere Seite: die

Taliban. Das ist einer von mehreren Taliban-

Accounts auf Englisch. Das heißt jetzt nicht,

dass das stimmt, was da steht. Aber man ver-

folgt die Propaganda der Taliban recht unmittel-

bar und hat schon mal einen Hinweis – irgend-
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wo ist was passiert. Wenn da steht, „two tanks

destroyed“, heißt das nicht, dass zwei Panzer

zerstört wurden, aber man kann daraus meis-

tens schließen, es hat einen Angriff gegeben.

Also in dem Fall würde ich das einfach durch-

laufen lassen. Wenn da jetzt aber stünde: „Six

tanks destroyed in Kunduz“, dann würde ich

schon mal beim Lagezentrum der Bundeswehr

anrufen und fragen: Was ist in Kundus passiert? 

Es gibt auch noch andere Quellen in Kabul.

Kabul ist ein Super-Beispiel: Bilal Sarwary ist

Producer der BBC. Und er produziert nicht nur

für die BBC, sondern er twittert auch sehr eifrig.

Und er ist nur einer von Vielen. Es gibt Kollegen

von Reuters, von dpa, es gibt mehrere nieder-

ländische Korrespondenten, die alle auf Twitter

sehr aktiv sind. Das heißt, wenn in Kabul was

passiert oder ein größerer Zwischenfall in

Afghanistan ist, erfahre ich das über Twitter

meistens, ehe es die deutschen Medien auch

nur im Ansatz erreicht hat. Typisches Beispiel

dafür war der Angriff auf den British Council in

Kabul am 19. August. Das war ein Vorfall, der

sich über Stunden hinzog, mit Explosionen, mit

Gegenangriffen von ISAF. Ich konnte diese fünf

Stunden im Fünfminutentakt auf Twitter verfol-

gen, weil so viele Kollegen drum rum standen,

alle mit ihrem iPhone oder ähnlichem, die 

permanent das Update vom Rand sendeten, 

ein Lagebild oder eine Lagefortschreibung, wie

man sie sonst in den seltensten Fällen hat. 

Das Ganze führt manchmal auch zu etwas abs-

trusen Dingen. Die Twitter-Accounts von ISAF

und den Taliban haben sich Wortgefechte gelie-

fert in den vergangenen Wochen und Mona-

ten. Das heißt, da hat dann der Taliban-Spre-

cher irgendwas geschrieben und ISAF ist drauf

eingestiegen, nach dem Motto: Was schreibst

du für einen Blödsinn? Dann schrieb der Tali-

ban-Mensch zurück: Ja, du bist doch der Doofe.

Das Ganze ist über 30 Tweets lang. Krieg der

Worte. Wie ein Kollege mal meinte: „Das ist

immerhin noch das nächste, wo ISAF und die

Taliban überhaupt zu einem Gespräch gekom-

men sind.“ 

Den hier kennen Sie alle: den Außenminister

Guido Westerwelle. Rechts ist der deutsche

Generalmajor Erhard Bühler. Der war bis

Anfang September Chef der KFOR-Truppen im

Kosovo. Den zeige ich deshalb, weil das eine

Geschichte ist, die exemplarisch dafür steht,

wie meine Form des Blogs als journalistisches

Medium dazu führt, dass ich sehr viel Input von

meinen Lesern bekomme, und die Kommenta-

toren haben von vielen Details mehr Ahnung

als ich. Logischerweise, weil es ihr Tagesge-

schäft ist. Ende Juli gab es die Auseinanderset-

zungen um die Grenzübergänge vom Kosovo

nach Serbien, die abgefackelt wurden und es

gab die Diskussion, warum geht KFOR da nicht

richtig rein, warum lassen die das geschehen.

So nach dem Motto, die haben ja keine Eier in

der Hose, die NATO traut sich nichts usw. 

Die Diskussion lief allgemein in verschiedenen

Medien. Auch bei mir im Blog. Bis sich dann
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eines Nachts ein gewisser Erhard Bühler als

Kommentator zu Wort meldete und seine Sicht

der Dinge schilderte: „Also Leute, ich erklär

euch mal, warum ich als Kommandeur so und

so gehandelt habe.“ Das Nette war, es war vor-

bei an allen Institutionen des Apparats, vorbei

am Verteidigungsministerium, an der NATO, an

seinem Pressesprecher. Hat mir deswegen gro-

ßen Spaß gemacht, weil ich mir immer dachte,

die im Verteidigungsministerium müssten

eigentlich in die Tischkante beißen. Haben sie

auch, wie ich hinterher gehört habe. War aber

für mich ein wunderbares Beispiel, wie die

Rückmeldung von Leuten, die bei mir lesen und

kommentieren, direkt die Berichterstattung mit

anreichert. Ich habe die Information natürlich

vor Veröffentlichung verifiziert. Ich habe ihn

angerufen und gefragt: „Ist das wirklich von

Ihnen?“ Er sagt: „Ja, das ist von mir.“ Und

dann hab ich es erst freigeschaltet. Dann noch-

mal zwei Tage später, Kather, der Name wird

vielleicht nicht vielen was sagen, Kather ist auch

General, inzwischen a. D. und war zu der Zeit

deutscher militärischer Vertreter bei der NATO.

Der sagte: „Was der Kollege Bühler da ge -

schrieben hat, finde ich ja wunderbar und gut,

dass der sich hier äußert.“ Ich glaube, da haben

die im Ministerium nochmal in die Tischkante

gebissen. 

Das war ein Extrembeispiel mit Bühler. Meistens

sind es nicht Generale, die sich bei mir äußern.

Aber Leute aus der Truppe, die Ahnung haben,

vor allem wenn es dann um Waffensysteme

geht. Das hier zum Beispiel ist ein System, was

die Bundeswehr ganz neu beschafft hat, mit

einer bestimmten Sprengwirkung, um Lehm-

mauern, hinter denen sich Aufständische in

Afghanistan verschanzen, wegsprengen zu kön-

nen. Und zu solchen Themen melden sich auch

Leute, deren Handwerkszeug das ist, die damit

umgehen können müssen und das auch tun

und die dann aus fachlicher Sicht sehr viel dazu

beizutragen haben. 

Das ist die Output-Seite und die Input-Seite.

Und die Frage, die immer wieder kommt: Und

wie finanziert sich das? Kurzform: gar nicht.

Langform kommt jetzt. Ich war bis vergangenes

Jahr fest angestellter Redakteur bei „Focus“,

bekam ein fettes Redakteursgehalt und brauch-

te mir um solche Dinge eigentlich keine Sorgen

zu machen. Das Blog lief dann ja auch bei

„Focus“, bis sie es abgeknipst haben. Aus

Gründen, die mir bis heute nicht ganz klar sind.

Aber das ist Vergangenheit. Also muss ich mich

mit Gelegenheitsarbeiten über Wasser halten.

Ich habe dem „Spiegel“ mal eine Geschichte

verkauft. Da ging’s um Leopard-Panzer, die

nach Saudi-Arabien verkauft werden. Und ich

mache zum Beispiel was für den NDR, für die

Sendung „Streitkräfte und Strategien“ und

dann auch noch für einige andere, eher fachlich

orientierte Medien. Das ist die klassische Freien-

Arbeit, die jeder kennt, nur halt eben in diesem

sehr speziellen Bereich. Aber ich mache ja die-

ses Blog, was einen Großteil meiner Arbeitszeit

frisst, auch am Wochenende oder spätabends. 

Neue Quellen – neue Chancen?

25. Journalistentag 2011

. . . . . 57



Und dann versuche ich das hier. Flattr funktio-

niert bei mir eigentlich gar nicht. Da kommen

so 20 bis 30 Euro im Monat rein. Was damit

zusammenhängt, dass ich im Unterschied zu 

IT-Blogs oder netzpolitischen Blogs keine Leser-

schaft habe, die so flatteraffin ist. PayPal ist

schon ein bisschen besser. Ich hab ja extra, was

es in Deutschland eigentlich gar nicht gibt,

einen Abo-Button bei PayPal.

Mein Hauptaugenmerk richtet sich auf das Pro-

jekt Straßenmusik. Ich kam deswegen darauf:

Ein Freund, mit dem ich zusammen Theologie

studiert habe, sagte: „Du machst so Journalis-

mus, wie ich als Student damals Straßenmusik

gemacht habe. Ich habe das gespielt, worauf

ich Bock hatte. Und die Leute, denen das auch

gefiel, die haben mir Geld in den Hut gewor-

fen.“ Und so ähnlich ist in der Tat mein Ansatz.

Ich schreibe das, was mich interessiert. Und die

Leute, die das gut finden, von denen hoffe ich,

dass sie mir Geld geben. Mein Ziel ist: Ich

möchte gar nicht so viel von euch. Aber ich

möchte regelmäßig was von euch. Und wenn

ihr mir zum Beispiel fünf Euro im Monat gebt,

dann bin ich schon froh. Und ich hätte mal, nur

so als Zielgröße, 1.000 Leute, die das machen.

Dann hätte ich schon eine Grundlage. Ich

gestehe ganz offen, ich bin davon noch weit

entfernt. Ich bin im Moment bei so etwa 40.

Way to go. Aber man muss ja auch noch Ziele

haben im Leben. 

Das war’s im Schnelldurchlauf. Alle weiteren

Infos unter den Webadressen www.augenge-

radeaus.net und www.wiegold.de.

Inez Kühn: Also ich finde das schon irre, dass

man bei 10.000 Besuchern am Tag, manchmal

aber auch 20.000 dann auf 200, vielleicht 250

Euro im Monat kommt. Wirklich erbärmlich

diese Umsonst-Mentalität. 

Alice Bachmann, Bremen: Ich habe eine

Frage. Und zwar zu diesen Experten. Also in der

Zeitung gab’s eine Ecke oder eine Seite, da

wurden die Leserinnen- und Leserbriefe abge-

druckt. Und was machst du jetzt mit den Leser-

briefen? Die nutzt du als Informationsquelle

und übernimmst sie? Oder hast du auch noch

eine Leserbriefecke?

Thomas Wiegold: Ja, da liegt jetzt ein großes

Missverständnis vor. Es ist ja in Form eines

Blogs. Das heißt, ich schreibe einen Text und

unter diesem gibt es die Möglichkeit zu kom-

mentieren. Also es wird nicht separiert, gibt’s

Leserbriefe oder gibt’s Input von Experten, 

sondern jeder kann seine Meinung, aber auch

Fakten beitragen. Es gibt zurzeit eine Diskussion

über das Thema Tapferkeit von Soldaten, aus-

gelöst durch die letzte Verleihung des Ehren-

kreuzes für Tapferkeit. Da gibt’s Leute, die

schreiben Kommen tare, die sind 3 DIN A4 Sei-

ten lang und entwickeln Thesen. Da hat sich

eine Diskus sion entsponnen, da greif ich gar
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nicht ein. Ich greife nur ein, wenn ein Kom-

mentar justiziabel ist. Wenn Beleidigungen drin

stehen oder Ähnliches. 

Vinzenz Wyss: Thomas Wiegold, im Untertitel

Ihrer Rede steht Demokratisierung der Kommu-

nikation. Vielleicht sagen Sie noch einen Satz

dazu, wie Sie sich das vorstellen, also inwieweit

Sie den Link quasi zur Demokratisierung nut-

zen?

Thomas Wiegold: Also bewusst mit diesem

technischen Instrument, dass meine Leser eine

Stimme haben. Es kann sich ja jeder einbringen.

Das Feedback ist unmittelbar. Ein Beispiel:

Wenn ich Scheiße schreibe. Dann hauen mir

meine Leser das sofort um die Ohren. Wenn

sachliche Fehler drin sind. Wenn ich etwas so

darstelle und die sind der Meinung, das stellt

sich aber ganz falsch dar. Das ist eine offene,

nicht eingeschränkte Zweiwegekommunikation. 

Renate Angstmann-Koch (Schwäbisches
Tagblatt): Ich bin Lokalredakteurin in Tübingen.

Woher wissen Sie, ob die Leute, die da schrei-

ben, diejenigen sind, als die sie sich ausgeben?

Und wie gehen Sie mit den Informationen um?

Recherchieren Sie da nochmal oder wie ist das?

Thomas Wiegold: Da man ja bei mir unter

einem Pseudonym kommentieren kann, weiß

ich bei den meisten gar nicht, wer das ist. 

Also einer schreibt: Ich bin Generalmajor Erhard

Bühler, den ruf ich an. Zum Glück hatte ich die

Handynummer. Den konnte ich auch nachts

noch anrufen und sagen: „Sagen Sie mal, sind

Sie das wirklich?“ Und er sagt: „Ja, bin ich

wirklich.“ Und dann hab ich’s freigeschaltet.

Wird anonym kommentiert, bleibt es anonym.

Und das würde ich auch nicht über prüfen. 

Inez Kühn: Okay. Vielen Dank nochmal, 

Thomas. Danke, dass du eingesprungen bist.

Ich fand’s hochspannend.

Der letzte Referent an diesem Tag ist aus der

Schweiz eingeflogen, Professor Vinzenz Wyss.

Er ist Professor für Journalistik und Medienfor-

schung, an der Züricher Hochschule für ange-

wandte Wissenschaften. Er hat Praxiserfahrung,

zum Beispiel beim Schweizer Privatradio 32 in

Solothurn und hat 2002 zum Thema „Redaktio-

nelles Qualitätsmanagement“ promoviert. Im

Vorgespräch mit mir war Vinzenz ganz unglück-

lich, weil er sagt: Ich weiß gar nicht so recht,

ob ein so düsteres Thema hier jetzt rein passt.

In den letzten 10 Jahren sei alles viel schlechter

geworden. Zum Beispiel stellt er fest: eine Ver-

schlechterung der Produktionsbedingungen bei

Gehalt, Weiterbildung, Qualitätsmanagement.

Können wir, glaube ich, auch aus deutscher

Sicht bestätigen. Eine Zunahme der Prekarisie-

rung im Onlinebereich und bei den Gratiszei-

tungen und auch keine Erhöhung der Presse-

vielfalt, obwohl es doch immer mehr Quellen

gibt. Warum ich ihm aber sagte: „Kommen Sie

trotzdem her.“ Er sagt nämlich 

1. Wir brauchen keine Medienförderung, wir

brauchen eine Journalismusförderung. Und 

2. Wir brauchen die Entfesselung des Journalis-

mus vom ökonomischen Zwang. 

Vinzenz, Bitte.
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Prof. Vinzenz Wyss, 
Züricher Hochschule für Angewandte 
Wissenschaften (ZHAW) Winterthur

Redaktionelle 
Arbeitsbedingungen 
– oder wo eine Journalismusförderung
anzusetzen hätte

Wir gehen davon aus, dass die Arbeitsbedin-

gungen von Journalisten einen wesentlichen

Einfluss auf die journalistische Qualität haben.

Darum ist es wichtig, immer wieder mal einen

Blick auf diese Arbeitsbedingungen zu richten.

Diese bleiben ja nicht konstant; sie verändern

sich und haben eben wiederum einen veränder-

ten Einfluss auf die journalistische Qualität zur

Folge. Redaktionelle Strukturen ermöglichen

erst das kontinuierliche, koordinierte, kontrol-

lierte und auf Dauer gestellte journalistische

Handeln; sie beschränken es aber auch. 

Institutionelle und 
organisationale Anforderungen
Bevor wir uns den Fragen nach den Arbeitsbe-

dingungen im Journalismus zuwenden, wollen

wir uns darüber verständigen, was denn

gemeint sein könnte, wenn hier von journalisti-

scher Qualität die Rede ist. Hierbei ist es wichtig

nicht nur das journalistische Produkt, also bei-

spielsweise den Radio- oder Fernsehbeitrag,

den Artikel oder den Beitrag mit seiner Kom-

mentarfunktion auf der Onlineplattform vor

Augen zu haben, sondern eben zunächst die

institutionelle Perspektive vor Augen zu haben.

So ist es wichtig zu realisieren, dass Medienor-

ganisationen, die ja in der Regel kontinuierlich,

koordiniert und kontrolliert Journalismus produ-

zieren, nicht einfach Wirtschaftsorganisationen

sind. Vielmehr lassen sich solche Organisationen

als sogenannte „intersystemische Organisatio-

nen“ konzipieren. Es sind weder rein politische,

künstlerische, religiöse noch rein wirtschaftliche

Organisationen. Vielmehr handelt es sich um

einen eigenständigen Organisationstyp, der mit

bestimmten Anforderungen konfrontiert wird. 

So erwarten wir beispielsweise von einer sol-

chen Organisation die strikte Trennung der

Redak tion oder eben Journalismus und Medium

von dem Bereich, der für die Beschaffung von 

Ressourcen (z.B. Geld und Rechte) und der 

Vermarktung der journalistischen Angebote

zuständig ist. Es braucht diese klare Trennung,

um Qualitätsanforderung genügen zu können,

weil damit die Unabhängigkeit der journalis -

tischen Leistungserbringung eher gesichert 

werden kann. So wäre es absurd und für den

Journalismus letztlich schädlich, wenn beispiels-

weise das Management einer Zeitung auf die

Idee käme, jeweils die Geschichte auf der Front-

seite der Zeitung dem Meistbietenden zu ver-

kaufen. 

In organisationaler Hinsicht erwarten wir

zudem, dass eine journalistische Organisation

eine Verantwortungskultur etabliert hat, die

qua Selbstverpflichtung garantieren soll, dass

professionelle Regeln des Journalismus auch

gesichert werden. Dazu gehört auch, dass bei-

spielsweise Transparenz bezüglich der Eigen-
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tumsverhältnisse oder bezüglich der geltenden

Qualitätsziele und Standards geschaffen wird,

dass diese gegen innen und außen kommuni-

ziert werden und dass die Organisation (auch

öffentlich) Selbstkritik übt. Das sind wichtige

Faktoren, die letztlich auch einen Einfluss auf

die journalistische Qualität haben. 

Damit sind auch Verfahren der Qualitätssiche-

rung angesprochen. Die praktizierte Verantwor-

tungskultur lässt sich am besten über Verfahren

der Qualitätssicherung dokumentieren und

nachvollziehbar machen. Qualitätssicherung

beinhaltet auch den qualitätsorientierten Ein-

satz mit Ressourcen, beispielsweise den Aufbau

von Kompetenz und Wissen innerhalb einer

Redaktion etwa über die Gestaltung von quali-

tätsorientierten Organisationsstrukturen, eine

entsprechende Personalentwicklung oder das

Wissensmanagement. 

Qualitätsstandards
Schließlich fokussieren wir auf die produktbezo-

gene Ebene, wenn wir journalistische Qualität

definieren wollen. Soll der Qualitätsbegriff auf

das Produkt und auf die journalistische Leistung

bezogen werden, so benennen wir Qualitäts-

standards, deren Anwendung garantieren sollen,

dass der Journalismus seine spezifische Leistung

etwa als Instanz der Selbstbeobachtung und

Synchronisation von Gesellschaft erbringen

kann. Zu nennen sind hier Kriterien wie gesell-

schaftliche Relevanz, Unabhängigkeit, Perspekti-

venvielfalt, Aktualität, Faktizität und Richtigkeit,

Transparenz, oder die spezifische Vermittlungs-

form der argumentationsbezogenen Narrativi-

tät; also das Vermögen, komplexe Sachverhalte

und Argumente in eine narrative Struktur zu

gießen, damit sie überhaupt anschließbar sind,

in der Lebenswelt verständlich werden. 

Ernüchternde Analysen
Die Schweizer Regierung ist sich der bedeuten-

den Rolle eines funktionsfähigen Journalismus

für die demokratische Gesellschaft und die

öffentliche Meinungsbildung bewusst. Dies hält

der Bundesrat in seinem Bericht „Pressevielfalt

sichern“ im Juni 2011 fest . Er reagierte damit

auf ein Postulat von Nationalrat Hans-Jürg Fehr,

der von der Regierung einen Bericht zur Lage

der Presse und zu deren Zukunftsaussichten for-

derte. Der Bericht stützt sich auf fünf Studien,

die das Bundesamt für Kommunikation (Bakom)

zur Beantwortung des Postulats bei kommuni-

kations- und medienwissenschaftlichen Institu-

ten in Auftrag gegeben hatte. Die Befunde der

wissenschaftlichen Forschungsarbeiten sind ins-

gesamt ernüchternd: 

Mit Bezug auf den Regionaljournalismus zeigen

etwa Inhaltsanalysen, dass die Tages- und

Regionalzeitungen kaum ihre Kritik- und Kon-

trollfunktion wahrnehmen. Gleichzeitig wird

eine Rechercheschwäche diagnostiziert, die 

sich in einer starken Präsenz von Exekutiv-Politi-

kerinnen und -Politikern und einer Unterreprä-

sentation von schwach organisierten Interessen

niederschlägt. Befragte Politiker nehmen einen

Rückgang an sachkompetenter, politischer Re -

gio nalberichterstattung wahr und wollen auch

aufgrund entdifferenzierter Ressortstrukturen

einen verstärkten Produktionsdruck sowie Qua-

litätsmängel feststellen (siehe eine Zusammen-

fassung der Studien bei Leonarz 2012) 

Die Liste der besorgniserregenden Befunde ist

lang und schließt auch die Beobachtung ein,

dass in der journalistischen Produktion die

Anwendung neuer Informations- und Kommu-

nikationstechnologien, wie sie das Internet

bereit stellt, nicht etwa zu einer Zunahme der

publizistischen Vielfalt führt. Vielmehr verstärkt

eine oberflächliche Internetrecherche nament-

lich auch bei Online- und Gratismedien die

mediale Selbstreferenzialität. Vor dem Hinter-

grund weiterer Probleme wie etwa der voran-

schreitenden Medienkonzentration, der Finan-

zierungsprobleme des Journalismus und dem

damit in den Redaktionen einhergehenden
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Abbau von Personal, Erfahrung und Wissen

kann durchaus von einer sich abzeichnenden

Krise des Journalismus gesprochen werden. 

Daten aus einer aktuellen 
Schweizer Journalistenbefragung
Welche strukturellen Faktoren stecken nun hin-

ter diesen zum Teil stark beklagten Zuständen?

Dieser Frage wollen wir im Folgenden nachge-

hen. Wir fokussieren dabei die organisationale

Ebene, also die Regel und Ressourcen, auf die

sich die Journalisten in ihrem Handeln beziehen.

Wir ziehen dazu im Wesentlichen eine aktuelle

Schweizer Studie heran, in der entsprechende

Daten über die Befragung von Verbandsjourna-

listen im Print- und Onlinebereich und von Jour-

nalisten als Redaktionsmitglieder im Rundfunk-

bereich generiert wurden. Für die Schweiz lie-

gen zwei repräsentative Enquêten vor, die mit

Daten aus den Jahren 1998 (Marr u.a. 2001)

und 2006/2007 (Rundfunk) bzw. 2008 (Print)

einen Langzeitvergleich zulassen (Bonfadelli u.a.

2012). Die wichtigsten Ergebnisse der Studie

und weiterführende Informationen zur Metho-

de finden sich in der Dissertation „Journalisten

in der Schweiz“ von Guido Keel (2011). Die

Daten sind auch deshalb interessant, weil sie

einen Langzeitvergleich über zehn Jahre erlau-

ben. Den Schweizer Journalisten wurden 1998

und 2008 etwa die gleichen Fragen gestellt. 

Arbeitsbedingungen
Werfen wir zunächst einen Blick darauf, wie die

Schweizer Journalisten selbst die Bedingungen

wahrnehmen, unter denen sie arbeiten. 

Auf einer Skala von 1 (= sehr gut) bis 6 (=sehr

schlecht) konnten die Befragten einstufen, wie

sie ihre Arbeitsplatzsicherheit einschätzen. Dies-

bezüglich gibt es große Unterschiede zwischen

einzelnen Medientypen. So stufen die Journalis-

ten beim öffentlichen Rundfunk die Arbeits-

platzsicherheit mit einem Wert von 2.3 weit

besser ein als etwa die Journalisten in On -

lineredaktionen, welche die Arbeitsplatzsicher-

heit im Durchschnitt auf 4.2 einstufen. Beim

privaten Rundfunk und im Printbereich liegt der

Wert bei 3.5. Insgesamt wird die Arbeitsplatz -

sicherheit heute mit durchschnittlich 3.2 tiefer

eingeschätzt als noch 1998 (2.3). 

Auch die Einschätzung der Aufstiegsmöglich -

keiten wird beim öffentlichen Rundfunk als bes-

ser eingeschätzt als etwa bei Gratiszeitungen

oder in Onlineredaktionen. Diese sind ja im

Journalismus generell eher schwach ausgeprägt,

weil wir es in der Regel mit flachen Hierarchien 

zu tun haben. Da hat sich in den letzten zehn

Jahren auch wenig geändert. 64 Prozent der

Schweizer Journalisten geben an, dass sie

exklusiv bei einem Medium arbeiten. Das kann

auch so gelesen werden: 36% der Journalisten

sind offenbar darauf angewiesen, auch noch

bei einem anderen Medium zu arbeiten. Hier

heben sich Journalisten beim öffentlichen Rund-

funk und im Lokaljournalismus deutlich von den

anderen ab, weil bei diesen Medientypen mehr

als 80 Prozent exklusiv arbeiten. Hier ist man 

in der Regel auch eher festangestellt (ca. 90%)

als etwa im Printbereich, im privaten Rundfunk

oder bei Onlinemedien. 

Die Einkommenssituation lässt sich aus verschie-

denen Gründen schlecht mit Deutschland ver-

gleichen. Da ist es aber schon sehr bedenklich,

dass sich in den letzten zehn Jahren beinahe
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nichts bewegt hat. Während das durchschnittli-

che Bruttoeinkommen 1998 bei CHF 6’300 lag,

liegt es 2008 bei CHF 6’400. Im Vergleich von

1998 und 2008 ist das Lohn-Niveau der be -

fragten Journalisten nominal also etwa stabil

geblieben, während gemäß Angaben des Bun-

desamtes für Statistik die Löhne in der Schweiz

von 1998 bis 2005 im Durchschnitt rund 15

Prozent angestiegen sind. Berücksichtigt man

zudem noch die Inflation von rund neun Pro-

zent, so ist der reale Rückgang noch größer.

Hier schneidet vor allem der private Rundfunk

schlecht ab. Dort verdient der Journalist durch-

schnittlich CHF 2’000 weniger als beispielsweise

beim öffentlichen Rundfunk. Auch die Löhne

im aufstrebenden Onlinebereich liegen wesent-

lich tiefer als etwa im Printbereich. Entsprechend

tief ist dann auch die Zufriedenheit mit dem

Einkommen. Diese hat in den letzten zehn Jah-

ren stark abgenommen. Auf einer Zufrieden-

heitsskala von 1 (=sehr zufrieden) bis 6 (= sehr

unzufrieden) stufen sich die Journalisten gegen-

über 1998 (2.7) nun auf 3.4 ein.

Bedingungen für Recherche
Wie schätzen die befragten Journalisten die Zeit

ein, die ihnen für Recherchearbeiten zur Verfü-

gung steht? Leider fehlen uns da die Vergleichs-

werte von 1998, weil dieser Zusammengang

damals anders abgefragt wurde. Im Durch-

schnitt sollen aber gemäß Selbsteinschätzung

die Journalisten 33 Prozent ihrer Arbeitszeit für

Recherchearbeiten zur Verfügung stehen. Im

Privatrundfunk liegt dieser Wert mit 22 Prozent

tiefer als bei den anderen Medientypen. Die

Zufriedenheit mit der zur Verfügung stehenden

Zeit ist denn auch eher tief. Der Wert liegt

durchschnittlich bei 3.2 und ist dort schlechter,

wo Journalisten eher weniger in Ressorts orga-

nisiert sind (im privaten Rundfunk, im Lokal -

journalismus und im Onlinebereich). Große

Unterschiede finden wir auch bezüglich der

Frage, ob zugesandte Medienmitteilungen in

der Regel einem Gegencheck unterzogen wer-

den. Im Onlinebereich ist das offenbar weniger

die Regel (24%) als beim öffentlichen Rundfunk

(60%). 

Aus- und Weiterbildungssituation
Werfen wir nun einen Blick auf die Aus- und

Weiterbildungssituation der Journalisten in der

Schweiz. Dies entspricht ja auch einer Anforde-

rung, die wir von außen an die Medien heran-

tragen. Das Prinzip des „learning by doing“ in

Ehren, aber gerade in Zeiten des Wandels und

beim Aufkommen neuer Informations- und

Kommunikationstechnologien müsste doch

erwartet werden, dass die Aus- und Weiterbil-

dung an Bedeutung gewinnt. Zu denken ist das

etwa an neue Möglichkeiten, wie man auch

Social Media für Recherchezwecke einsetzen

kann. Hier zeigt sich aber auch ein ernüchtern-

des Bild: Nur gerade 30 Prozent der Schweizer

Journalisten haben eine Journalisten-Schule

besucht. Die Unterschiede zwischen den

Medientypen sind da aber eklatant. Im Privat-

rundfunk sind es 16 Prozent und im Online -

bereich 14 Prozent. Der Anteil derjenigen Jour-

nalisten, die gar niemals mit einem berufs -

spezifischen Ausbildungsangebot in Kontakt

gekommen sind, nahm in den letzten zehn 

Jahren sogar von 13 auf 16 Prozent zu. Ein 

weiterer Indikator für die Geringschätzung von
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Weiterbildung: 60 Prozent der Befragten geben

an, dass sie im letzten Jahr keine Weiterbildung

genossen haben. Die meisten Journalisten sind

denn auch eher unzufrieden mit ihrer Weiterbil-

dungssituation. Der Durchschnittswert hat sich

hier zwar in den letzten zehn Jahren etwas ver-

bessert, er liegt gegenüber 1998 (3.7) in der

letzten Befragungswelle bei 3.2. Diese Tatsachen

und Einschätzungen hindern 84 Prozent Jour-

nalisten aber nicht daran anzugeben, dass sie

sich für ihren Job adäquat ausgebildet fühlen. 

Weiterempfehlen des Berufes
Wenn man diese Daten zu den Arbeitsbedin-

gungen der Schweizer Journalisten genauer

analysiert, entwickelt sich schon ein Verständnis

dafür, dass die entsprechende Berufsempfeh-

lung nicht mehr gar so ausgeprägt ist wie noch

früher. Auch aus anderen Berufsfeld studien 

wissen wir, dass Journalisten trotz prekärer Ver-

hältnisse weitgehend mit ihrem Beruf zu frieden

sind. Sie gelten als vor allem intrinsisch motiviert.

2008 würden noch 68 Prozent der Schweizer

Journalisten ihren Beruf weiterempfehlen. Vor

zehn Jahren waren dies noch 77 Prozent. Alar-

mierend sind die Werte beim privaten Rund-

funk, wo nur noch eine Minderheit, nämlich 

44 Prozent, den Beruf weiterempfehlen wür-

den. Beim öffentlichen Rundfunk liegt der Wert

mit 80 Prozent viel höher. 

Strukturen der Qualitätssicherung
Die Ergebnisse der Journalistenbefragung ver-

deutlichen des Weiteren auch das weitgehende

Fehlen von systematischen Verfahren der Qua -

litätssicherung auf der organisationalen Ebene

der Redaktionen. Auch hier ist ein Langzeit -

vergleich möglich. Die neuen Daten bestätigen

wiederum den Befund, dass in den Schweizer

Redaktionen trotz des Trends zu einer stärkeren

arbeitsteiligen, industriellen Produktion etwa

bei Online- und Gratismedien oder im cross -

medialen Umfeld kaum aus eigenem Antrieb

heraus institutionalisierte QS-Systeme etabliert

wurden. 

Ein Qualitätsmanagement setzt zunächst bei

den Redaktionsmitarbeitenden die Kenntnis der

Inhalte von verschriftlichten Regelwerken voraus,

die etwa in der Form von publizistischen Leit -

linien, Ethik-Kodices oder Redaktionshand -

büchern das publizistische Selbstverständnis,

Qualitätsziele, -standards oder entsprechende

(handwerkliche) Prinzipien zum Ausdruck brin-

gen. Die Befragung von 2008 zeigt, dass ent-

sprechende Dokumente vor allem den Pro-

grammschaffenden beim öffentlichen Rundfunk

bekannt sind. Nicht einmal die Hälfte der Print-

journalisten geben an, dass ihnen der Inhalt des

Journalistenkodex, also des Regelwerkes auf

das sich die Entscheide des Presserates bezie-

hen, bekannt sei. Weiter differenzierte Auswer-

tungen machen große medientypische Unter-

schiede deutlich. So kennen beispielsweise nur

gerade neun Prozent der Journalistinnen und

Journalisten bei Gratiszeitungen Richtlinien zum

Umgang mit Public Relations Aktivitäten. 

Der Vergleich mit den Daten aus dem Jahr

1998 zeigt, dass es in den letzten zehn Jahren

bis 2008 in den Medienbetrieben kaum zu mehr

Anstrengungen gekommen ist, über Regelwer-

ke der Selbstverpflichtung zu steuern. Rund 

die Hälfte der Schweizer Journalisten gibt an,

dass in ihren Redaktionen regelmäßig Briefings,

Gegenrecherchen, Abnahmen oder Blatt- bzw.

Sendungskritiken durchgeführt würden. Hier

Vinzenz Wyss
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zeigt sich aber wiederum, dass solche Verfahren

beim öffentlichen Rundfunk eher zur Routine

gehören als etwa bei den Printmedien. Dies gilt

auch für Qualitätsdiskussionen, wie sie etwa an

Redaktionskonferenzen oder in Planungsprozes-

sen zur qualitätsbezogenen Steuerung der

anschließenden Produktion geführt werden. Es

ist schon besorgniserregend, wenn nur 22 Pro-

zent der Journalisten im Onlinebereich ange-

ben, dass sie regelmäßig eine Selbstkritik durch-

führen würden, so wie das bei den anderen

Medientypen etwa als Blatt- oder Sendungskri-

tik bekannt ist. Beim privaten Rundfunk geben

nur 37 Prozent der Befragten an, dass dort

regelmäßig Beiträge vor der Veröffentlichung

abgenommen/gegengehört würden. Bemer-

kenswert ist schon die Tatsache, dass in den

Redaktionen des öffentlichen Rundfunks Ver-

fahren des Qualitätsmanagements stärker etab-

liert sind als bei anderen Medientypen. 

Orientierungsgrößen
Interessant ist es auch, in vergleichenden Stu -

dien danach zu fragen, an welchen Orientie-

rungszielen sich Redaktionen ausrichten. 

In unserer Studie haben wir danach gefragt,

inwiefern aus Sicht der befragten Journalisten

eine Ausrichtung am Gemeinwohl, am Publi-

kum, an den Vermittlungsinteressen von wirt-

schaftlichen, politischen und gesellschaftlichen

Akteuren oder an der Gewinnmaximierung des

Unternehmens dominiert. Hierbei sind vor allem

zwei Befunde interessant: Zunächst kann fest-

gestellt werden, dass sich über die letzten zehn

Jahre hinweg hier sehr wenig verändert hat.

Nach wie vor dominieren gleichauf die Gemein-

wohl- und die Publikumsorientierung, wobei

letztere die Gemeinwohlorientierung knapp

überholt hat. Die stärkere Ausrichtung an den

Interessen und Bedürfnissen ist ja schon auch

nachvollziehbar, angesichts der verschärften

Wettbewerbssituation und der Tatsache, dass es

einen Journalismus ohne Publikum nicht geben

kann. Die Stabilität interpretieren wir denn auch

als eine Bestätigung einer berufskulturellen

Norm. Auffällig ist aber, dass im Bereich der

Gratiszeitungen und bei Onlinejournalisten die

Markt- und Umsatzorientierung die Gemein-

wohlorientierung überholt hat. Hier steht also

die Orientierung an der Gewinnmaximierung

des Unternehmens über der Orientierung an ein

Gemeinwohl.

Auch in Bezug auf das Rollenselbstverständnis

haben wir – wie übrigens in anderen Berufs-

feldstudien westlicher Demokratien auch – eine

Stabilität. Hier wird danach gefragt, ob sich die

Journalisten stärker als neutraler Berichterstat-

ter, als Analytiker, als Kritiker, als Dienstleister

oder etwa Zielgruppenverkäufer verstehen.

Innerhalb der Stabilität wird aber auch hier

deutlich, dass bei den Gratiszeitungen und im

Onlinebereich stärker ökonomisch ausgerichtete

Rollenselbstbilder wie dasjenige des Vermarkters

oder des Zielgruppenverkäufers salonfähiger

sind als bei anderen Medientypen. 

Verstärkte Ko-Orientierung 
durch Onlinemedien
Werfen wir nun noch einen Blick in eine weite-

re aktuelle Studie, die in der Schweiz vom Bun-

desamt für Kommunikation in Auftrag gegeben

wurde und die der Frage nach dem Einfluss des

Internets im redaktionellen Alltag nachgeht (vgl.
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Keel/Wyss 2012). Die Ressource Internet hat im

Wechselspiel mit veränderten Wertvorstellungen

und berufskulturellen Normen den Journalismus

in den letzten zehn Jahren verändert. Allerdings

gefährdet nicht der technische Wandel, sondern

der ständig steigende Produktivitätsdruck die

journalistische Vielfalt. Dass heute online sehr

viel mehr Quellen für die Recherche zur Ver -

fügung stehen als noch vor zehn Jahren hat

sowohl positive wie auch negative Konsequen-

zen für die publizistische Vielfalt. 

Dass sich Journalisten bei der Themenfindung

an anderen Medien orientieren, stellt eine not-

wendige Routine im Journalismus dar, die –

gerade angesichts knapper Ressourcen – gerne

angewandt wird. Mit der erleichterten Zugäng-

lichkeit zum Online-Angebot anderer Medien

nimmt jedoch die Ko-Orientierung unter den

Journalisten stark zu. Es können drei Strategien

identifiziert werden, mit denen die Journalisten

auf diese neuen Möglichkeiten reagieren: Mit

der Anwendung der Exklusivitätsstrategie ver -

suchen sich die Journalisten vom Angebot der

(Konkurrenz-)Medien abzugrenzen, was grund-

sätzlich die Vielfalt der publizistischen Angebote

steigern kann. Weniger verbreitet ist die simple

Reproduktionsstrategie, bei der Journalisten die

bei anderen Medien identifizierten und als rele-

vant erachteten Themen ebenfalls thematisieren.

Diese Strategie führt nicht zu einer Vielfalts -

steigerung, sondern zu einer Konzentration auf

wenige Themen. Schliesslich kann eine Ergän-

zungsstrategie identifiziert werden, die eben-

falls von der Agenda anderer Medien ausgeht,

die Geschichten aber mit weiteren Aspekten –

oft auch beliebig im Sinne einer konstruierten

Pseudovielfalt – ergänzen. Gerade wegen des

vielbeklagten Mangels an redaktionellen Res-

sourcen forciert der Einsatz des Internets die

Ko-Orientierung, welche die Gefahr in sich

birgt, dass mit einer selbstreferentiellen Thema-

tisierung ein einseitiger Blick auf das gesell-

schaftliche Geschehen reproduziert wird. 

Publikumsorientierung
Auch die Beziehung der Journalisten zum Pub -

likum ist wegen der Dialogmöglichkeiten des

Internets stärker geworden. Die in der oben

genannten Studie mündlich befragten Journalis-

ten interpretieren die Auswirkungen der neuen

Möglichkeiten jedoch ambivalent. Wir wollen

hier diese Ambivalenz etwas illustrieren, indem

wir den verschiedenen Positionen Statements

von Befragten zuordnen. Insgesamt beobachten

die Befragten natürlich, dass etwa durch Mails

oder durch die Kommentarfunktion auf den

Plattformen die Kontakte mit dem Publikum

stark zunehmen. Man hat heute viel mehr Kon-

takt mit Leserinnen und Zuschauern als früher,

weil beim Publikum die Hürde sich zu melden

durch Mails gesenkt wurde. Die Schwelle ist

niedriger geworden. Auf der anderen Seite 

meinen viele Journalisten, dass die Publikums -

bei träge eher unfruchtbar sind. Sie werden vor

allem als „Zeitfresser“ wahrgenommen. Auch

die Kommentare auf eigene Beiträge sind

schwer bearbeitbar, wenn eine bestimmte

Geschichte dann mal Anlass dazu gibt. Auf der

einen Seite wird deren Potenzial als Barometer

oder Inspirationsquelle, als möglicher Input

durchaus gesehen; andererseits wird auch

gesagt, dass es sich hierbei oft nur um Empö-

rung, Affekte oder Geschwätz handle. 

Auch der viel gepriesene User Generated Con-

tent wird zum einen als mögliche Quelle für 
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Primeurs gesehen, zum anderen aber wird die

Erfahrung gemacht, dass es sich hierbei oft 

einfach um Trash handle und das der zeitauf-

wändige Kontrollaufwand kaum zu bewältigen

wäre. Dies gilt auch für den möglichen Input,

der über den Kanal der Social Media die Redak-

tionen erreichen kann. Sehr ausgeprägt ist die

ambivalente Beurteilung der Technologie, wenn

es um die Bewertung von Anklickraten im 

Onlinejournalismus geht. Zwar nehmen einige

Befragte tatsächlich das große Wort der Demo-

kratisierung in den Mund. Sie meinen, dass das

Publikum über Klicks seine Interessen zum Aus-

druck bringen könne. Klicks würden eine Orien-

tierung dafür geben, welche Geschichten gut

laufen würden, man lerne das Publikum so 

besser kennen, wird gesagt. Auf der anderen

Seite ist die Rede von einem zunehmenden An -

passungsdruck. Klickraten seien auch ein ge -

fährliches Tool, weil sie bei der Bestimmung von

Relevanz die journalistische Autonomie gefähr-

den würden. Journalisten würden sich so von

Klicks treiben lassen, die sie ja selbst verursacht

hätten. 

Die Befunde machen deutlich, dass das Poten -

zial der Internettechnologie hinsichtlich der

Publikumsbeziehungen kaum ausgeschöpft

wird. Dem gesteigerten Ressourcenbedarf sowie

den erhöhten Anforderungen an die Professio-

nalität kann innerhalb von Medienunternehmen

nur begegnet werden, wenn dort entsprechen-

de organisationale Strukturen aufgebaut wer-

den, die den einzelnen Redaktor entlasten oder

unterstützen.

Abgrenzung und Stratifizierung
Zum Schluss wollen wir noch auf einen letzten

Befund aufmerksam machen, dem wir in der

qualitativen Studie begegnet sind, der aber gut

in das Bild der quantitativen Strukturdaten

passt: Noch immer sind in Medienorganisatio-

nen starke Abgrenzungs- und Stratifizierungs-

phänomene zwischen der Print- und der On -

lineproduktion erkennbar. In den Statements

der Journalisten im Print- bzw. im Onlinebereich

ist oft von einem „Wir“ und einem „die Ande-

ren“ die Rede. Ein Printredakteur drückt dies

beispielsweise so aus: „Wir, die alten Käuze,

denken Print. Man macht zwar zuerst etwas für

Online, aber eigentlich macht man immer ja

trotzdem Print. Man ist ja auch gezwungen,

gleichzeitig für den Onlinebereich zu arbeiten.

Vielen ist es nicht wohl dabei.“ Ein anderer

Printredakteur stört sich an der versteckten 

Kostensenkungsstrategie hinter der Konvergenz:

„In der Abbauübung wird klassischen Print -

redakteuren gesagt, sie könnten bleiben, seien

danach aber Online-Redaktoren. Das ist vom

Status her ein Abstieg, weil Online noch nicht

positiv besetzt ist.“ Er ergänzt: „Einerseits sagt

man, online sei so wichtig und andererseits hat

man dort minderqualifizierte und schlecht

bezahlte Leute.“ Printredakteure verwenden zur

Charakterisierung noch immer oft Adjektive

wie: „unerfahren“, „fehlerresistent“, „respekt-

los“ oder „beschämend“. 

Auf der anderen Seite geben aber auch Onliner

ihrer Mühe mit den Printredakteuren im gleichen

Haus ein Gesicht: „Zeitungstitel funktionieren

im Online nicht. Sie sind zu wenig pointiert, zu

wenig boulevardesk, sie machen nicht neugie-

rig, sind langweilig. Man muss sie immer adap-

tieren, umformulieren, zuspitzen.“ Die Onliner

folgen oft einer ganz anderen Logik als die

Printredakteure, wie das folgende Statement

schön illustriert: „Man kann durch die Klicks

direkt verifizieren, welche Geschichte gut läuft.

Man weiss, dass Titel, die aus dem Print impor-

tiert werden, immer schlecht laufen.“ Da sind

heute noch Gräben sichtbar, die sich nicht

durch schöne Worte von Konvergenzexperten

wegreden lassen. Damit hier die Kulturen

zusammenfinden, müssen schon auch struktu-

relle Anpassungen vorgenommen werden, die

ich etwa in gleich guten Arbeitsbedingungen

für Print und Online bemerkbar machen. 
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Journalismusförderung statt 
Medienförderung
Die hier vorgestellten empirischen Befunde

malen ein eher düsteres Bild der Arbeitsbedin-

gungen im Journalismus. Es zeigt vor allem,

dass die Arbeitsbedingungen je nach Medien-

typ sehr unterschiedlich ausgeprägt sind. Da

kommt natürlich einmal mehr der Gedanke auf,

dass der Journalismus in Organisationen einen

schweren Stand hat, wenn deren primäres Ziel

der Profitmaximierung dient. Solche Befunde

veranlassen die Medien- und Kommunikations-

wissenschaft gegenwärtig dazu, stärker zwi-

schen Medien und Journalismus zu unterschei-

den. Diese Unterscheidung wird vor allem dann

relevant, wenn zur Stärkung des Journalismus

und seiner demokratierelevanten Leistungen

Finanzierungsmodelle diskutiert werden, die

neben oder statt einer reduzierten Mehrwert-

steuer für Druckerzeugnisse und der – für den

Zweck der Journalismusförderung weitgehend

wirkungslosen - verbilligten Postzustellung auch

innovative Fördermaßnahmen angedacht wer-

den (Kiefer 2011). 

Entsprechende Vorschläge zur öffentlichen

Finanzierung des Journalismus (und nicht ein-

fach von Medien) hat jüngst Kiefer (2011: 17f.)

vorgelegt und deutlich gemacht, dass hierbei

nicht einfach an Geld aus dem Steuertopf zu

denken sei. Neben bekannten Alternativen zur

marktabhängigen Finanzierung wie etwa über

Stiftungen oder Spenden bringt sie einen steu-

erlich differenzierten Umgang mit Organisatio-

nen aufs Tapet, die entweder in Journalismus

investieren oder von dessen Leistung profitieren

(z.B. Werbung, PR, Suchmaschinen etc.). Es

wäre zum Beispiel das Modell denkbar, dass

Werbeaufwendungen von Unternehmen, die in

Medien mit förderungswürdigen Redaktionen –

beispielsweise also Redaktionen mit einem Sys-

tem der Qualitätssicherung – fließen, steuerlich

anders behandelt werden. Dies gilt auch für

Medien, die danach unterschieden werden kön-

nen, ob sie Redaktionen mit oder ohne Quali-

tätssicherungssystem unterhalten. 

Die öffentlich kontrollierte Finanzierung würde

damit bei einem formalisierten Qualitätssiche-

rungssystem ansetzen (vgl. Wyss 2012). Die

direkte oder indirekte, finanzielle Förderung von

Journalismus würde dann an den Nachweis

eines Qualitätssicherungssystems gekoppelt

sein. Angesichts der gebotenen Staatsferne und

im Sinne der Selbstorganisation käme der Bran-

che wie etwa den Journalisten- und Verleger-

verbänden, aber auch Vertreterinnen der

Medienpolitik, Medienrechtlern und der Kom-

munikations- und Medienwissenschaft die Rolle

zu, zusammen entsprechende Kriterien zu defi-

nieren, denen ein Qualitätssicherungs-System

zu genügen hat. Der Staat hätte die Rolle des

„Ermöglichers“ einer solchen Neuorganisation. 

Ein solcher Prozess der medialen Selbstregulie-

rung mit Aussicht auf neue Fördermaßnahmen

kann allerdings weder von staatlichen oder

medienpolitischen Akteuren noch vom Journa-

lismus allein in Gang gesetzt werden. Dies

erfordert den Einbezug weiterer zivilgesell-

schaftlicher Akteure. Auch die Berufsorganisa-

tionen und Standesvertreter des Journalismus

sind aufgerufen, entsprechende Modelle der

Selbstorganisation und Journalismusförderung

zu identifizieren, zu diskutieren und der

Medienpolitik entsprechende Entscheidungs-

grundlagen anzubieten. 
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Inez Kühn: Danke, Vinzenz. Ich fürchte, wir

haben jetzt nicht so wahnsinnig viel Zeit für

eine Diskussion. 

Thomas Wiegold: Ja, ich hätte noch eine

Frage zu einem vielleicht sehr deutschen Pro-

blem, aber vielleicht ist es ja in der Schweiz

auch ein Thema. Die Entfesselungen sehen die

Verleger ja eher in Instrumenten wie dem Leis-

tungsschutzrecht. Vielleicht können Sie dazu

mal ein, zwei Sätze sagen.

Wolfgang Mayer: Nur eine Anmerkung. Der

Begriff: Die öffentlich-rechtliche Zeitung. Der ist

in deutschen Tarifkommissionen mal diskutiert

worden. Auch auf europäischer Ebene. 

Stefan Jalowy: Sie haben vorhin angesprochen,

dass es darum geht, wie der Journalismus zu

finanzieren sei. Vielleicht ist es mal ein Gedanke,

den man verbreitet an der Universität findet,

aber auch in den Gewerkschaften, dass die

Ware nicht in der Zeitung besteht, die verkauft

wird, sondern die Ware, die ein Medienbesitzer

verkauft, ist der Journalismus.

Vinzenz Wyss: Es gibt auch eine heftige Debatte

über Leistungsschutzrecht in der Schweiz. Auch

kleinere Verleger setzen sich sehr stark dafür ein.

Ich beobachte die Diskussion so ein bisschen

aus einer Sackgasse, muss ich sagen. Es gibt

wenig Support auch von der Politik. Ich selber

bin auch skeptisch. Aber es ist ein Modell, über

das wir auch sprechen müssen. Ich denke

schon, die Modelle gehören auf den Tisch. Wie

auch die öffent liche Zeitung. Es macht sowieso

keinen Sinn mehr zu unterscheiden zwischen

Rundfunk und Radio, Fernsehen, Online und

Print. Ich denke, wenn wir einen starken öffent-

lichen Rundfunk brauchen, dann muss man

auch über öffentliches Online sprechen. Das

machen wir intensiv in der Schweiz. Und warum

nicht öffentliche Zeitung. 
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Übrigens. Man interpretiert es immer falsch. 

Sie denken vielleicht, ich spreche von staatlicher

Förderung oder so was. Wie gesagt, wir haben

ein bisschen ein anderes Modell vom öffent -

lichen Rundfunk in der Schweiz. Auch die

Medienökomomin Marie Luise Kiefer spricht

von öffentlich organisierter Finanzierung. Den

Staat brauchen wir schon, damit er Leitplanken

aufstellt, damit er hier mit organisiert. Aber es

ist nie die Meinung, dass eigentlich mit Steuer-

geldern beispielsweise der Journalismus finan-

ziert wird. Das sind nette Bemühungen, Unter-

nehmer zu überzeugen, dass sie ja eigentlich

Publizistik machen und nicht Ökonomie. Ich

glaube einfach, Sie haben heute diese Verleger-

persönlichkeit gar nicht mehr. Sie haben eigent-

lich Manager. Sie haben Ökonomen in diesen

Medienunternehmen. Und ich kann gar nix

anderes erwarten, als dass die vor allem Profit-

maximierung anstreben. Dann quasi der Aufruf:

Denkt doch wieder mal an die Publizistik! 

Halte ich einfach für einen ins Leere führenden

Aufruf. Wenn ich ein Wirtschaftsunternehmen

habe, das Publizistik produziert, dann ist Publi-

zistik eben ein Mittel zum Zweck.

Inez Kühn: Wir werden auf die Verleger zuge-

hen und das mal mit denen diskutieren. Auf

jeden Fall glaube ich, dass die dju, der dju-Vor-

stand, aber auch die Tarifkommission und alle

anderen, die sich mit diesem Beruf und seiner

Zukunft beschäftigen, für die nächsten Jahre

ein strammes Arbeitsprogramm haben, in Dis-

kussionen rauszufinden, wohin denn der Weg

insgesamt gehen kann. 

Ich bedanke mich bei euch für euer Zuhören,

Aushalten, Mitdiskutieren. Ich hoffe, dass wir

uns im nächsten Jahr wiedersehen und über -

gebe das Schlusswort an den dju-Vorsitzenden

Ulrich Janßen. Danke.

Ulrich Janßen, Vorsitzender der 
Deutschen Journalistinnen- und Journali-
sten- Union (dju) in ver.di

Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Beim ersten Mal, als ich das Schlusswort halten

durfte, hatte ich mir ungefähr eine Seite Notizen

gemacht und sie zerknüllt. Beim zweiten Mal

war es noch eine halbe Seite. Beim dritten Mal

habe ich mir gar keine Notizen mehr gemacht,

sondern nur noch ein paar Gedanken. Heute

habe ich auch das unterlassen. Angesichts der

fortgeschrittenen Zeit und Eurer Abreisepläne. 

Zwei, drei Dinge sind mir aber noch wichtig zu

sagen und ich freue mich sehr, dass ihr mir

dafür noch einmal einige wenige Minuten 

Eurer Aufmerksamkeit schenkt. Vor euch liegen

zwei Resolutionen, die sich mit der Frage von

OT-Betrieben (OT = Ohne Tarifbindung / Red.)

beschäftigen. Und wir haben uns im Bundes-

vorstand gedacht, als wir diese Resolutionen

beschlossen haben, es wäre ein schönes Signal,

wenn vom Journalistentag der dju in ver.di

diese Resolutionen in die betroffenen Häuser

gehen würden und dort von den Belegschaf-

ten – die sich zum Teil im Kampf befinden – als

Solidarität der Teilnehmerinnen und Teilnehmer

des Journalistentages entgegen genommen

Ulrich Janßen



werden könnten. Ich arbeite selbst in einem 

solchen Betrieb und weiß, wie gut das tut, eine

solche Solidarität zu erfahren. Ich möchte jetzt

keine Abstimmung machen. Wir haben auch

keine Mandatsprüfungs- und Zählkommission

gebildet, sondern ich möchte Euch bitten, ein-

fach durch euren Applaus zu bekunden, dass

ihr diesem Vorgehen folgen wollt. 

Das ist also einstimmig so angenommen. 

Wir haben heute einiges Neue erfahren, zum

Beispiel dass in Afghanistan ISAF und Taliban

gegeneinander twittern. Hab ich auch noch

nicht gewusst. Deutschlands führende Dialog-

expertin würde staunen, wenn sie das erfahren

würde. Aber das sind nur so ein, zwei ganz

kleine Schlaglichter, die bei Leibe nicht geeignet

sind, zusammenzufassen, was wir heute an

Informationen, Anregungen, Diskussionsstoff
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Resolution des 25. Journalistentags 
der dju in ver.di 

Wir waren in der zurückliegenden bundesweiten

Tarifrunde mit empörenden Forderungen der Zei-

tungs-Verleger konfrontiert. Durch entschlossenen

Widerstand in vielen Redaktionen ist es uns gelun-

gen, diese Zumutungen abzuwehren. Bei dieser

langen Auseinandersetzung haben wir eine starke

Unterstützung der Öffentlichkeit und Zustimmung

von Kolleginnen und Kollegen aus anderen Bran-

chen erfahren. 

Einige Verleger haben sich offenbar zum Ziel

gesetzt, Verschlechterungen, die auf Verbandsebe-

ne nicht durchzusetzen waren, auf anderen Wegen

zu erzwingen wie zum Beispiel beim Stader Tage-

blatt, der Nordwest-Zeitung, der Mittelbayerischen

Zeitung Regensburg, dem Südkurier oder dem

Schwarzwälder Boten.

Dem Erfindungsreichtum scheinen dabei kaum

Grenzen gesetzt. Bei allen Unterschieden im Detail

wird deutlich: Diese Arbeitgeber sind nicht zimper-

lich. Den hohen Rendite-Erwartungen werden alle

anderen Gesichtspunkte untergeordnet.  

Wir stellen fest: Dieser Kurs einiger Verleger gefähr-

det jedweden Qualitätsjournalismus, der für das

demokratische Gemeinwesen von unverzichtbarer

Bedeutung ist. Nur ausreichend bezahlte Journalis-

ten mit angemessenen Arbeitsbedingungen und in

ausreichend besetzten Redaktionen können guten

Journalismus liefern, können die Funktion der Pres-

se als machtkontrollierende vierte Gewalt ausüben.

Nur motivierte Belegschaften sind in der Lage, die

vielfältigen Anforderungen zu bewältigen. 

Die Strategie dieser Arbeitgeber ist in hohem Maße

verantwortungslos. Wir fordern sie auf, die zwischen

dem Bundesverband Deutscher Zeitungs-Verleger

und den Gewerkschaften ausgehandelten Tarifver-

träge anzuerkennen. 

Den Kolleginnen und Kollegen in diesen Häusern

gilt unsere Solidarität.  

Kämpft um eure Rechte, kämpft für den Erhalt von

Qualitäts-Journalismus und gegen die Entwertung

unseres Berufs.  

Berlin, 26. November 2011 

Resolution des 25. Journalistentags 
der dju in ver.di 

Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer des Journa lis -

tentags der dju in ver.di fordern die Rückkehr aller

Zeitungs-Verlage in die Tarifbindung. Dies gilt ins-

besondere für den Südkurier (Konstanz) nach des-

sen Übernahme durch die Augsburger Allge meine.

Wir begrüßen es, dass für die Augsburger Allge-

meine nach wie vor die Tarif-Bindung gilt, und for-

dern die Verleger der Augsburger Allgemeine auf,

auch mit dem Südkurier in die Tarif-Bindung

zurückzukehren. 



bekommen haben, den wir mit in unsere tägli-

che Arbeit nehmen: Sei es als freie Kolleginnen

und Kollegen, sei es als fest angestellte in den

Redaktionen. Für diese Anregungen habe ich

mich bei den Referenten, die vorher abreisen

mussten, auch schon bedankt und möchte in

diesen Dank jetzt die beiden noch anwesenden

Referenten einbeziehen. Vinzenz und Thomas,

ganz herzlichen Dank.

Dann möchte ich ein Dankeschön aussprechen

all denen, die mitgewirkt haben in der Vorberei-

tung des Journalistentages. Man unterschätzt

das vielleicht, wenn man nur das fertige Pro-

dukt sieht. Aber das kennen wir auch aus 

unserer täglichen Arbeit. Ich glaube im Februar

dieses Jahres hat die Planung begonnen. Das

Ergebnis haben wir euch heute präsentiert. Das

haben wir ganz wesentlich zu verdanken der

Geschäftsstelle der dju. Aber, dass hier alles so

funktioniert hat, haben wir auch zwei Kollegin-

nen zu verdanken, die so intensiv mitgewirkt

haben an der Organisation, an der Vorbereitung

mit all den Unterlagen, die Ihr alle bekommen

habt, an dem reibungslosen Ablauf, dass es

jedenfalls bei mir bisher keine Beschwerden

gegeben hat. Das ist ganz wesentlich zu ver-

danken den beiden Verwaltungsangestellten

Andje Raudszus und Daniela Humpert. 

Und dann last but not least: 

Wir haben Uli Maercks-Franzen letztes Jahr

schon verabschiedet. Dann hat sie doch noch

ein bisschen länger gemacht. Und dann hat sie

an den beiden letzten Tagen ganz viel dafür

getan, dass es uns nicht nur gelungen ist,

Ersatzleute zu finden, sondern Leute, die das

Programm so gestaltet haben, dass man die

beiden Absagen gar nicht mehr gemerkt hat.

Und das ist unsere heute endgültig ausschei-

dende ehemalige Bundesgeschäftsführerin, 

Vorgängerin von Cornelia Haß, unsere Kollegin

Ulrike Maercks-Franzen. Euch allen einen guten

Heimweg und schöne Feiertage.

72 . . . . . . .   .

Ulrich Janßen
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